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Beginn der Sitzung: 11 Uhr 15 Minuten vormittags.

Vorsitzende: Präsident Dr. Weiskirchner,
zweiter Präsident Seitz, dritter Präsident
Dr. Dinghofer.

Schriftführer: Sever, Bösch.

Vizekanzler und Leiter der Angelegen¬
heiten des Unterrichtes und des Kultus:
Breisky.

Bundesminister: Dr. Waber für Inneres
und Unterricht, Dr. Gürtler für Finanzen,
Dr. Paner für soziale Verwaltung, Dr. Grün-
berger für Handel und Gewerbe, Industrie und
Bauten und Leiter des Bimdesministeriums für
Volksernährnng, Dr. Hennet für Land- und
Forstivirtschaft, Dr. Rodler für Verkehrswesen,
Wächter für Heereswesen.

Präsident: Die Sitzung ist eröffnet.

Dem Herrn Abgeordneten Altenbacher habe
ich einen zehntägigen Urlaub erteilt.

Wir gelangen zur Tagesordnung, das ist
die Fortsetzung der Spezialdebatte über den
Bundesvoranschlag, und zwar der Gruppen XI:
„Land- und Forstwirtschaft" und XVI: „Volks¬
ernährung". .. '

Ich erteile dem nächsten Redner, Herrn
Abgeordneten Witternigg das Wort.

Abgeordneter Witternigg: Hohes Haus!
Seit mehr als zwanzig Jahren weht über dem
Ackerbauministerium die grüne Fahne. Seit Ebenhoch,
Auersperg, Hohenblum, dem damaligen Banern-
führer, ist das Ackerbanministerimn im Besitz der
christlichen Bauern. (Zwischenruf.) Seitdem die
grüne Fahne weht, sollte in Österreich die Land¬
wirtschaft gehoben werden, es sollte für alle die,
die im Bauernstand, in der Agrikultur beschäftigt
find, ein anderer, besserer Zustand herbeigeführt
werden. Wir haben nun, obwohl die Agrarier das
Ackerbauministerium erobert hatten, gesehen, daß
auch sie immer die Interessen des Großgrundbesitzes
und des Großagrariertnms in den Vordergrund
gestellt haben. Wir erinnern uns an die Zollpolitik
des Führers Hohenblum, an alle jene Kämpfe im
alten Parlament, die damals unter der grünen
Flagge geführt worden sind. Wenn wir nun den
Übergang von der alten Monarchie zur Republik

ins Auge fassen, so sehen wir aus der Ministerbank
der Republik als ersten Minister für Land- und
Forstwirtschaft den ehcmaltgen Staatssekretär
Stöckler. Der ehemalige Staatssekretär Stöckler
hat bei seinem Antritt die Erklärung abgegeben:
Nun wird mit der alten Agrarpolitik gebrochen,
die Grafcnherrschaft hat ein Ende, von nun an ist
die wirkliche Bauernpolitik inauguriert. Wir werden
das Bestreben haben, in anderer Form die Land'
und Forstwirtschaft zu heben — Bruch mit der
alten Zeit! Wie hat der ehemalige Staatssekretär
Stöckler seine Erilärung in die Wirklichkeit um¬
gesetzt? Was hat er getan? Wir haben zwar keine
Grafen- und keine Fürstenpolitik mehr gesehen, aber
wir haben den Schutz des Großagrariertnms unter
der Führung Stöckler in der republikanischen Zeit
genau so wahrgenonlmen wie früher. Der Herr
Abgeordnete Stöckler hat sich als Staatssekretär
in den ersten Monaten nach der Revolution dazu
emporgeschwungen, eine Erklärung abzugeben, auch
die Agrarier wären bereit, der Zeit Rechnung zu
tragen, indem sie an die Spezialisierung der Forst¬
wirtschaft denken. Er war sogar so weit gegangen,
daß er dem Rechnung tragen wollte, ist aber dann
von diesem Gedanken abgekomiuen und bis zum
heutigen Tage ist dieser Gedanke aus dem
Ministerium für Land- und Forstwirtschaft ver¬
schwunden. Die wirkliche Bauernpolitik, die er zu
betreiben versprochen hat, hat davon ihren Aus¬
gangspunkt genommen, daß die Agrarier in der
Republik die Freihandelspolitik ausgenommen haben.

Eine Fortsetzung der FrcihandelLpolitik der
früheren Zeit hat nun das Agrariertum in Öster¬
reich zu seiner Plattform gemacht. Während man
früher in der Zollpolitik die Zollgrenzen aufgerichtet
hat, ist man jetzt daran gegangen, den freien Handel
einzuführcn, alle Maßnahmen, die in der Not des
Krieges geschaffen worden sind, niederzureißen und
cs ist Ihnen tatsächlich gelungen, diese Politik mit
Erfolg zu führen. Sie haben heute die freie Getreide-
bewirischaftung, Sie hahcn den freien Vichverkehr,
Sie haben den freien Geldvcrkehr, Sie haben eine
Reihe von Maßnahmen des freien Handels tat¬
sächlich durchgesetzt. Es ist nur die Frage offen, ob
mit dieser Politik dem Staate und der übrigen
arbeitenden Bevölkerung gedient war. Diese Politik
war eine sehr einseitige Jnteressenpolitik für die
Agrarier und diese einseitige Politik habcn Sie bis
zum heutigen Tage verfochten und sind auch heute
noch bestrebt, sie anfrechtzuerhalten. Obwohl Ihnen
ans fachlichen weisen dargelegt und begründet
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wurde, daß diese Politik der Bevölkerung zum
Schaden gereicht, haben Sie unentwegt die Inter¬
essen der Produzenten in den Vordergrund gestellt
und versuchten. Auf der anderen Seite haben Sü¬
den Jagdherren den Schutz der Forste angedeihen
lassen. Man ivar der Meinung, in der republikanischen
Zeit werde den Kleinhäuslern, den Bauern geholfen
werden; aber wir haben gesehen, innerhalb der drei
Jahre der Republik, wo Sie das Ackerbauministeriuru
vollständig beherrscht und jederzeit mit Ihrem Manne
besetzt haben, haben Sie jede Maßnahme, die zum
Schutze des Kleinbauern notwendig gewesen wäre,
Hintertrieben oder verschlechtert. Hingegen haben Sie
den Großbauern Schatz in weitestem Maße zuteil
werden lassen.

Wir haben ferner in d'escm hohen Hause
eine sehr wichtige Erscheinung wahrgcnommen.
Als die Verfassung der Republik in Verhandlung
stand, war es das Bestreben der agrarischen
Kreise, daß der größte Teil der agrarischen
Angelegenheiten aus diesem Hause in die Land¬
tage verlegt werde. Sie haben cs durchgesetzt,
daß die Agrarfrage in den wichtigsten Dingen in
dm Landtagen zur Verhandlung lomnit. Wir haben
nun auch ihre Tätigkeit in den Landtagen beobachten
können. Was haben wir nun da wieder gesehen? In
den Landtagen wurde dieselbe Politik weirergemhrt,
wie in diesem hohen Hause: Schutz den Großbauern,
Schutz den Jagdherren und Besitzern von Forst¬
domänen. Tie arbeiterfeindliche Politik gegenüber
der Landarbeiterschaft! Wir haben das kennen gelernt,
als im Vorjahre die Landarbeiterordnungen in den
Landtagen zur Verhandlung standen; da wurden alle
Maßnahmen und Vorschläge, die der Hebung der
sozialen Lage des Landarbeiters gedient hatten, von
den Agrariern niedergestimmt und man hat alles
unternommen, um den Landarbeiter in dem alten
Unrecht zu belassen, ihm ja keine Freizügigkeit zu
verschaffen. _ , , ,

Wenn wir mm den Gang der Politik in der
Landwirtschaft weiter verfolgen, wenn wir uns ver¬
gegenwärtigen, wer den eigentlich die Führer der
landwirtschaftlichen Organisationen sind, der Bauern
sowohl wie der Landarbeiter, so sehen wir, daß die
Führer zumeist nicht Bauern sind. Wenn sich auch
im Parlament einige Abgeordnete als Bauernsührer
deklarieren, so wissen wir ganz genau, daß in Wirk¬
lichkeit die Führer der Bauernorganisationen hohe
Geistliche oder Advokaten und in den meisten Fällen
Gastwirte sind. An der Spitze der Landarbeiter-
organisationcn finden wir meistens einen Kooperator
oder sonst einen geistlichen Herrn. Wo immer wir
hinkommen, in Oberösterrcich wie in Salzburg oder
Tirol, seben sie Geistliche als Führer. Und wenn
Sie sich der Mühe unterziehen, nachznsehcn, wer die
Zeitschriften, die für die Bauern geschrieben werden,
schreibt, so finden Sie in den meisten. Fällen, daß

Geistliche die Schriftsteller für die agrarischen
Zeitschriften sind. (Zwischenrufe).

Tie Bauern sind am Güngelbande der hohen
Geistlichkeit, der Advokaten und Gastwirte. Sie
haben die Bauern ans diese WTse in der Hand
und das Bestreben ihrer Parteipolitik gebt nicht
dahin, die Landwirtschaft wissenschaftlich zu heben,
die Erziehung und Schulung der agrarischen Kreise
zu fordern, sondern den Bauer und den Land¬
arbeiter im patriarchalischen Ztlstande zu erhalten
und dafür zu sorgen, daß alle Angehörigen der
Landbevölkerung gute Söhne der Kirche bleiben.
(Rufe: Bravo! Sehr gut!) Von dem neuen Geist
der Zeit aber, sei es im Erziehungsivesen, sei es in
der Schulung der Landarbeiter, schließen Sie sich
hermetisch ab. Und wcuu Sie schon irgendwo eine
Erziehungsanstalt für die Landwirtschaft errichten,
so werden Sie an der Spitze eines solchen Instituts
wieder einen geistlichen Herrn sehen.

Der heutige Zustand in der Landwirtschaft
gleicht genau dem, der vor 50 Jahren in Handel,
Gewerbe und Industrie bestand. Damals herrschten
auch dort patriarchalische Verhältnisse. Der Geselle
war beim Meister in Kost und Quartier, er war
dort ein Familienmitglied, der Meister hatte für
sein Wohl und Wehe zu sorgen. Der Geselle hatte
keine Krankenversicherung, keine Unfallversicherung,
kein Recht ans irgendeinem Gebiet, er war in dem
gleichen Verhältnis wie heute der Landarbeiter. Wie
aber dieser Zustand im .Handel, Gewerbe und
Industrie verschwunden ist, so werden wir auch die
heutigen Verhältnisse in der Landwirtschaft schwinden
sehen. Dieser Übergang ist eine Erscheinung der
sozialen Entwicklung, die Sie nicht hemmen und
nicht hindern werden.

Wie war es denn vor 50 Jahren bei den Arbeitern?
Aber wir brauchen gar nicht so weit zurückzugehen,
noch vor 20 und 30 Jahren sehen wir den Arbeiter
hilflos und rechtlos. Er hat sich in den siebziger
Jahren, aus eigener Kraft unter den schwierig¬
sten Verhältnissen Berufsorganisationen ges baffen
und der schwere Kamps bis zur heutigen freien
Gewerkschaft war um die Rechte geführt, die ihm
vorenthalten worden sind. So lange im alten
Österreich die privilegierten Stände in diesem hohen
Hanse die Macht ürncgehabt haben, war es außer-
ardentlich schwer, irgendein soziales Recht für den
Arbeiter zu erstreiten. Es ist anders geworden.
Der Geist der Zeit ging vorwärts und der Arbeiter
in der Industrie, im Handel und Gewerbe ist zu
einem geschulten, qualifizierten, erstklassigen Ai beiter
emporgestiegen. Darum hat heute die Industrie,
darum hat der Handel Weltruf. Warum blickt man
heute mit Stolz aus verschiedene Industrien in
unserer Republik'? Ich erwähne hier die Galanterie¬
industrie in Wien. Die Galcmteriearbetter bilden
in der ganzen Welt eine erstklassige qualifizierte
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Arbeitskraft. Sie sind erstklassige Menscheu. Wie
war es vor dreißig und fünfzig Jahren? Da waren
sie, ebenso wie heute die Landarbeiter, rechtlos und
in schlechten sozialen Verhältnissen. Heute sehen Sie
diese Arbeiter als freie, erstklassig qualifizierte
Arbeiter, als Staatsbürger mit gleichen Rechten in
der Arena im Kampf um höhere Kulturgüter stehen.
Dasselbe ist in der Metallindustrie, in der Holz¬
industrie und in anderen Berufen der Fall. Ich
erwähne hier weiters die Konfektionsindustrie. Sie
hatten im heurigen Jahr Gelegenheit, die Frncht
des geschulten Arbeiters auf der Wiener Messe
anschaulich zu sehen. Wer hat diese schönen, kunst¬
vollen und künstlerischen Sachen geschaffen? Der
rückständige Arbeiter oder der erstklassige, qualifizierte?
Der qualifizierte Arbeiter, der durch die freie
Gewerk,chafi dazu geworden ist, der um seine Aus¬
bildung gekämpft hat, der gekämpft hat um das
Fortbildungswcsen, um das Gewerbeschulivescn, um
die Verbesserung während der Lehrzeit, damit er in
der Lehrzeit nicht als Mädchen für alles verwendet
werde, ' sondern in der drei- bis vierjährigen Lehr¬
zeit etwas lerne und aus der Lehrzeit als quali¬
fizierter Arbeiter herborgehe. (Abgeordneter Edlinger:
Das sind Lehrlinge aus der alten Zeit! Wir werden
sehen, was die Lehrlinge können, die heute lernen!)

Um die, verehrter Herr Kollege, kümmern wir uns
ebenso wie um die andern. Wir sind bestrebt, daß
das Schul- und Erziehungswesen für die gewerbliche
Jugend in der heutigen Zeit ebenso ausgcbaut
werde wie in der Vergangenheit. Der Weltruf, den
unsere Industrie, unser Handel und Gewerbe ge¬
nießen, ist nur aufgebant auf den qualifizierten
Arbeitskrästen, die in diesen Berufen tätig sind.

Warum hat die Landwirtschaft in der Schweiz
und in den nordischen Staaten Weltruf? Wenn Sie
hier tiefer blicken, werden Sie darauf kommen, daß
die Landwirtschaft in diesen Staaten deshalb einen
Weltruf hat, weil dort eine jahrzehntelange Schulung
der agrarischen Bevölkerung vorausgegangen ist. In
der Schweiz haben wir eine mehrhundcrtjährige
Erziehung der agrarischen Bevölkerung. Solange
sich bei uns die agrarische Bevölkerung im Dunst¬
kreise der Kirche befindet, solange bei uns die
katholische Geistlichkeit und die Mächte, die heute
die Bauern in der Hand haben, jedes Bestreben der
Schulreform hinter treiben, so lange wird bei uns
ein hochqualifizierter Arbeiter in der Landwirtschaft
nicht sein. Es ist daher von Ihrem Standpunkt
aus ein Irrtum. wenn Sie sich gegen jede schul-
reformatorische Bestrebung zur Wehr setzen. (Abge¬
ordneter Edlinger: Unsere Priester sind dafür,
daß Schulen gegründet werden! Dazu brauchen wir
Subventionen! Gestern hat sich aber der Herr
Schneidmadl gegen die Subventionen ausge¬
sprochen!) Nicht durch Subventionen werden quali¬
fizierte Arbeiter herangebildet, sondern durch emsige

eigene Arbeit, durch schwere Arbeit. Verkennen Sie
ja nicht, geehrter Herr Abgeordneter, daß die Er¬
ziehungsarbeit bei den Arbeitern, die durch 30 Jahre
hindurch geleistet wurde, etwa leicht gewesen ist.
Die vielen Hunderte und Tausende von Vorträgen
aller Art, sti es über Volkswirtschaft, sei es über
Staatswissenschaft, sei es über ivelche Materie immer,
die dort nach 10- bis 12stü»digcr Arbeitszeit start-
fanden, haben mit dazrl beigetragen, daß wir diese
qualifizierten Arbeiter haben.

Ich verkenne nicht, daß es auch geistliche
Herren gibt, die ehrliche Bestrebungen haben. Aber
>cr Kern und das Wesen bleibt immer, daß jedes
schulreformatorische Bestreben von Ihrer Partei
hintertrieben wird. Wenn wir für die Ausdehnung
der Schulzeit und dafür eintret n. daß jedes Kind
bis zum 14. Lebensjahre die Schute besucht, so
kommen Sie, meine Herren, aus den Kre sen der
Agrarier, und sagen: Wir brauchen Schnlbesuchs-
crleichterungen für die Kinder von 12, 13 und
14 Jahren. Sie nehmen diesen Kindern die zur
Erziehung notwendige Zeit weg. Wenn wir ver
langen, daß auch das Kind des Bauern rrnd Land¬
arbeiters vollauf seine Schulzeit absolvieren soll,
wie das Kind des Arbeiters in der Stadt, so sind
wir dadurch nicht Feinde Ihrer Partei, sondern wir
sind nur bestrebt, aus dem Nachwuchs der agrari¬
schen Bevölkerung qualifizierte Menschen, geschulte
und hochstehende Menschen zu machen. Das sind
unsere Bestrebungen und Sie fallen uns da immer
in den Rücken und denken dabei imm r ganz anders,
als es in Wahrheit ist. Der Weltruf der Landwirt¬
schaft der nordischen Staaten und der Schweiz
beruht eben in der Erziehung und Schulung der
dortigen agrarischen Bevölkerung.

Wenn gestern der Abgeordnete Bösch gesagt
hat, er blicke mit Neid nach der Schweiz hinüber,
immer sei ihm die Schweiz vor Augen, so ist der
Neid, der da zum Ausdruck kommt, berechtigt. Tat¬
sächlich steht in der Schweiz und ebenso in den
nordischen Staaten die Landwirtschaft auf einem
höheren Niveau, dort sind aber auch die Volks¬
schulen, die Volksuniversitäten, die Erziehungsanstalten
ganz andere als bei uns. Das ist nicht erst von heute
so, sondern schon seit Jahrzehnten. Und wenn wir
in Österreich irgendeine Anregung ans diesem Ge¬
biete machen, wenn wir irgendeinen Antrag ein-
bringen, der darauf fußt, daß wir die kulturelle
Hebung aus diesem Gebiete wünschen, so erblicken
Sie darin immer das Srreben, daß wir die Land-
bcvölkerung sozialist sch erfassen wollen. Durch Ihre
Politik erzeugen Sie gerade das Gegenteil, durch
Ihre arbeiterfeindliche Politik hier im Hause und
in den Landtagen, wo Sie in die Landarbeiter¬
ordnungen überall den Geist hineintragen: Nur kein
Recht diesen Arbeiternt (Widerspruch. — Abgeord¬
neter Edlinger: Das ist nicht wahr!) Bitte, wir
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haben die Debatten im oberösterreichischen Landtag,
im steirischen Landtag und im Salzburger Landtag
über die Landarbeiterordnungen gehabt und wir
könnten Ihnen aus den Protokollen konkrete Beweise
dafür vorlegen, welche diesen Geist bestätigen.

In der jüngsten Zeit ist den Landtagen überall
die Vorlage über die Bauernkannuer zugegangen.
Da zeigt sich dieser Geist wieder klar und deutlich.
In die Bauernkammer wollen sie als fünftes Rad
am Wagen den Landarbeiter einfügen, wollen ihn
unter die Vormundschaft des Großbauern stellen,
wollen ihm jedes Recht nehmen. Ja, rueine Herren,
wenn Sie mit einem so unzialen Geist arbeiten,
werden Sie von selbst . . . (Abgeordneter Ed-
linger: Wer hat denn das landwirtschaftliche
Krankenversicherungsgesetz so lange verhindert ? Ihre
Partei ist es gewesen!) Das gerade Gegenteil ist
Wahrheit. Als Abgeordneter Hanusch auf der
Ministerbank saß und bei Schaffung des Betriebs¬
rätegesetzes auch die Ausdehnung auf die Land¬
arbeiter forderte, da waren Sie eifrig bestrebt, ja
nicht auch für den Landarbeiter dasselbe Recht
zu schaffen, das durch das Gesetz für den In¬
dustriearbeiter geschaffen worden ist. Sie habet!
dieses R.'cht bei den Großbetrieben, beim
Großgrundbesitz verhindert. Warum? Warum
haben Sie sich gefürchtet, daß das Betriebs-
rätegeietz auch bei dem Großgrundbesitz, bei den
Großbetrieben eingesührt wird. Weil sie der Meinung
gewesen sind, daß dadurch der Weg geöffnet wird
für die sozialistische Weltanschauung, für die sozia¬
listische Organisation. Wir waren uns dessen bewußt,
daß der Großteil der landwirtschaftlichen Arbeiter
noch lange nicht sozialistisch ist und wenn Sie
unserer Forderung zugestimmt hätten, so wären
sicherlich sehr viele Betriebsräte nicht Sozialdemo¬
kraten, sondern Christlichsoziale gewesen. Trotzdem
haben Sie es verhmdert, trotzdem haben Sie mit
allen Mitteln dagegen gekämpft und haben die
Bestrebungen des Staatssekretärs Hanusch hinter-
triebeu.

Wenn Sie die Landwirtschaft heben wollen,
dann niüssen Sie mit dem Geist der alten Zeit
vollständig aufraumen. Sie müssen in der Land'
Wirtschaft den neuen Zeitgeist einziehen lassen, Sie
müssen für den Landarbeiter soziales Verständnis
haben. Solange Sie aber den Landarbeiter zu einer
Arbeitszeit von 16 Stunden zwingen, solange Sie
dem Landarbeiter keinerlei Rechte einräumen, solange
Sie den Landarbeiter unter die Herrschaft der
Geistlichkeit stellen, so lange werden SC das Gegen¬
teil erreichen von dem, was sie erreichen wollen.
Die Landarbeiter fliehen deshalb Ihre Produk-
tiousstätteu und gehen eben dorthin, wo sie bessere
Rechte haben. Hier will ich ein konkretes Beispiel
aniührcn. Wir haben im Laude Salzburg ein
großes Werk im Bau, das Stubachkraftwerk. Dieses

Stubachkraftwerk ist mitten in einem großen agra¬
rischen Gebiete. Die dortigen Bauern haben sich
nun au die Behörden gewendet, sie mögen irgend¬
welche Maßnahmen treffen, damit die Landarbeiter
nicht zu diesem Ban gehen. Sie wollen die Zu¬
wanderung der Landarbeiter zu diesem Ban her¬
metisch abschließen, weil die Landarbeiter bei diesem
Bau zum erstenmal etwas sehen, was ihnen
Vorteile bringt, bessere Arbeitszeit, eine andere
Einschätzung ihrer Arbeitskraft, eine andere Ent¬
lohnung. Eine Stunde vom Kraftwerk entfernt find
die bäuerlichen Betriebe. Dort herrscht ein patriar¬
chalisches Verhältnis wie im Mittelalter, dort
herrscht die Rechtlosigkeit, dort sieht der Land¬
arbeiter anschaulich den Unterschied zwischen seiner
sozialen Stellung und jener seines Kollegen, der auch
nichts anderes als seine Arbeitskraft verwüst, die
aber doch anders gewertet und eingeschätzt wird, als
jene des Landarbeiters.

Der Landflucht werden Sie nur dadurch be¬
gegnen können, daß Sie die soziale Ge>etzgebung
für die Landarbeiter inaugurieren, daß Sie durch
die Tat beweisen, daß Sie sozial denken. Bisher
haben Sie diese Taten nicht gezeigt und nicht be¬
wiesen, bisher haben Sie überall einen sozialfcind-
lichen Geist au den Tag gelegt und diese Hand¬
lungen werden Ihnen einst zum Schaden werden.
Wollen Sie die Hebung der Landwirrschaft, dann
brechen Sie mit dieser Ansicht und machen Sie den
Landarbeiter zu einem Arbeiter mit den gleichen
Rechten, wie sie der Industriearbeiter hat! Wenn Sie
das machen, dann wird so wie Handel, Gewerbe und
Industrie auch die Landwirtschaft zu einem Welt¬
rufe kommen. Solange Sie aber mit dem Geiste
der Vergangenheit in der neuen Zeit ihr Aus¬
kommen zu finden glauben,' werden Sie Schiffbrnch
leiden. (Beifall.)

Präsident: Zum Worte gelangt der Herr
Abgeordnete Klug.

Abgeordneter Klug: Hohes Haus! Meine
sehr geehrten Herren Vorredner aus allen drei
Parteien haben sich in ihren Ausfübrungen beim
Kapitel „Landwirtschaft" aus einer Plattform ge¬
troffen, indem sie alle erklärten, ihr Ziel sei die
Heining der Landwirtschaft und damit die intensive
Förderung der landwirtschaftlichen Produktion. Wir
Vertreter der Landwirtschaft haben das allermeiste
Interesse daran, weil wir die unmittelbar Be¬
teiligten sind. Aber auch die Allgemeinheit hat ein
Interesse an der Hebung der Landwirtschaft, weil
dies die ganze Volkswirtschaft fördert.

Als ein Mürel zur Hebung der Produktiou
in der gesamten Landwirtschaft wurden die Meliora-
tionen, Flußregulierungen und dergleichen bezeichnet.
Der Herr Abgeordnete Schneidmadl hat gestern
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Zu diesem Kapitel gesprochen. Seine Ausführungen
waren sonst ganz sachlich, nur mit einem Satze
kann ich nicht einverstanden sein. Er meinte nämlich,
die Hebung der Landwirtschaft dürfe nicht auf dem
Wege von Subventionen erfolgen, die Meliorationen
müßten ans privaten Mitteln durch geführt werden.
Wir sind ganz einverstanden damit, daß keine
Subventionen erteilt werden, aber dann müssen
wir auch in Erwägung ziehen, ob es möglich ist,
diese Aktionen, die so unbedingt notwendig wären,
auf privatem Wege durchzuführen. Es gibt viele
Gemeinden und Bezirke, in denen die Grundbesitzer
wirtschaftlich schwach sind. Kann man von diesen
kleinen Besitzern, die kaum ihre eigenen Baulich¬
keiten, wie Wohnhäuser und Wirtschaftsgebäude
instand halten können, verlangen, daß sic noch die
Mittel für solche Meliorationen, Flußregnlierungen
und dergleichen ansbringcn? Das ist wohl ganz und
gar unmöglich. Daher ist eine Debatte über dieses
Kapitel zwecklos und es ist schade um jede Minute
und Stunde, die man darauf anfwendet. Es ist
nur leeres Stroh dreschen, denn zum Schlüsse
kommt doch nichts heraus. Wir wollen gewiß keine
Geschenke vom Staate und der Öffentlichkeit, aber
wir verlangen, daß die Landwirtschaft auf eine
solche Höhe gebracht werde, daß sie auch imstande
ist, die Ertragssteuern aus dem Bodenertrag zu
entrichten. Diese Subventionen fließen ja dem
Staate wieder zurück. Der Staat leiht sozusagen
dieses Geld nur der Landwirtschaft und es hat
nicht bloß der Private, der Landwirt, davon einen
Nutzen, sondern die gesamte Volkswirtschaft. Von
diesem Gesichtspunkte ans müssen wohl alle
Parteien cinsehen, daß in diesem Falle Sub¬
ventionen nicht zwecklos sind und daher gewährt
werden müssen.

Solche Aktionen erfordern bekanntlich aus¬
reichende Geldmittel und der Herr Abgeordnete
Schneidmadl darf sich daher nicht darüber ans¬
regen. Denn im Voranschlag sind gewiß keine großen
Summen für dieses Kapitel vorgesehen. Für Ent¬
wässerungen und Flußregnlierungen, für das ganze
Meliorat onswesen überhaupt sind nur 4a6 Milli¬
onen eingesetzt. Von diesen 426 Millionen kommen
340 Millionen für Unterstützungen anläßlich der
Hochwasserschaden in Abzug. Hochwasserschäden,
Wetterkatastrophen und Elementarereignisse kommen
ja alle Jabre in hinreichender Menge vor, man darf
daher nicht denken, daß für das Meliorationswesen
allzuviel übrig bleibt. Es sind ja im ganzen für die
Meliorationen, das heißt für Entwässerungen von
versumpften Grundstücken, und für Bewässerungen
6 Millionen bestimmt, welche, nach dem heutigen
Geldwerte umgcrechnet, zirka 60.000 K ausmachen,
so daß man sich vorstellen kann, was man damir
anfangen kanir. Dieser Betrag ist nur wie ein
Trovfen ans einen heißen Stein und der Staat

wird mit diesen Subventionen nicht allzu sehr
belastet. Es gibt aber andere Subventionen, zum
Beispiel für die soziale Fürsorge, die den Staat
ganz gewaltig belasten: sie müssen zwar sein, sie
sind unbedingt notwendig, ich will mich darüber gar
nicht aufhalten. Aber wenn sich ans diesem Gebiete
die Notwendigkeit für Subventionen ergibt, so ist
diese Notwendigkeit auch aus dem Gebiete der
Landwirtschaft vorhanden, an der die ganze Volks¬
wirtschaft interessiert ist.

Man sagt immer, der Bauer habe sich in
der Kriegszeit zu einem ungeheuren Wohlstände
aufgeschwungen. Wenn man sich aber an die Höchst¬
preise und die Zwangswirtschaft erinnert, so kann
man dies wohl nicht annehmen, denn während der
ganzen Kriegszeit waren die Pre ^Verhältnisse derart
gedrückt und niedrig gehalten, daß es ausgeschlossen
ist, daß sich der Bauer mit einem Schlage zum
Wohlstände erheben konnte. Gewisse Ausnahmen gibt
es ja; wenn zum Beispiel ein größerer Besitzer
eine größere Anzahl von Vieh abznstoßen hatte, so
hat er eine einträgliche Einnahme gemacht, aber er
hat anderseits seine Wirtschaft dadurch geschädigt,
daß er sein Vieh aus dem Stalle nehmen mußte,
ohne Rücksicht darauf, ob er es für seinen Betrieb
braucht oder nicht. Er hat dadurch eine gewaltsame
Operation an seiner Wirtschaft vorgenomrnen und
der erhaltene Erlös ist nnr ein Scheinerlös gewesen,
denn die Wirtschaft wurde dadurch gewiß in
horrender Weise geschädigt.

Ganz besonders hat die Düngerproduktion
durch die Reduzierung des gesainten Viehstandes
gelitten. Gewiß hat sich nach Aushebung des Bieh-
monopols und der Vichrequiriernngcn der Vieh¬
stand seit einem Jahre der Zahl nach beträchtlich
erholt, aber mm ist ein anderer Feind gekommen,
nämlich die Maul- und Klauenseuche, die im Vor¬
jahre den Viehstand ganz bedeutend reduziert hat.
Diese verheerenden Wirkungen sind aber nicht auf
das Vorjahr beschränkt geblieben, sie haben auch
aus das heurige Jahr übergegriffen und dadurch
sind Tausende und Tausende Slücke Vieh zugrunde-
gegangen. Darunter hat nicht nur die Fleischpro¬
duktion gelitten, wurde der Konsum gefährdet und
geschädigt, aber auch v ele Besitzer sind durch diese
Katastrophe in einen argen wirtschaftlichen Mißstand
geraten. Ich glaube, es lväre kein hinausgeworfenes
Geld, wenn mau diese Besitzer von Staats wegen
unterstützen würde, denn manche von ihnen können
sich aus eigener Kraft nicht mehr ans dieser Misere
heranshelftn. Ich habe mich bemüht, für diejenigen
Besitzer, die ihren Viehstand verloren und Schaden
erlitten haben, irgendeine Subvention herauszu¬
schlagen, aber cs war gewiß nicht der Mühe wert,
denn manche Besitzer hatten einen Schaden von
50.000 bis 300.000 X und sie bekamen 5000,
10.000 oder höchstens 30.000 X. Man darf gewiß

77. Sitzung NR I. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 7 von 66

www.parlament.gv.at



2688 77. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich am 15. Dezember 1921.

nicht darüber allzu pessimisiisch denken, daß die
Landwirlschast vorn Staate etwa zu viel unterstützt
wird. Im Gegenteil, wir verlangen gar nichts,
wenn cs uns möglich ist, uns selbst herauszuhclfen,
unsere Wirtschaft aus eigener Krast instand zu
setzen. Diejenigen aber, denen das nicht möglich ist,
haben, wie ich glaube, auch das Anrecht darauf,
eine Unterstützung aus einem allgemeinen öffentlich-
rechtlichen Fonds zu erhalten.

Ein großes Hemmnis für die Produktion ist
noch heute der Düngermangel. Der Stalldünger
reicht bei weitem nicht ans — wie dies ja schon
in der gestrigen Debatte ausführlich besprochen
wurde —, tun die Grundstücke zur Gänze crtrags-
fähig zu machen. Insbesondere aber können die
Wiesen nicht hinlänglich mit Dünger beliefert
werden. Denn es ist ja kaum möglich, daß nur die
Äcker für den Getreidebau beliefert werden. Für
die Wiesen ist also in erster Linie Kunstdünger in
Anwendung zu bringen. Ter Kunstdünger kann aber
ini Jnlande nicht in der nötigen Menge erzeugt
werden, er müßte also aus dem Auslande herbei¬
geschafft werden. Durch die heutigen valutarischen
Verhältnisse ist cs aber ausgeschlossen, daß wir ans
eine Kunstdüngereinsuhr rechnen können Einen Aus¬
weg haben wir hier in der Möglichkeit der Ge¬
winnung von Höhlendünger. Wie die prakIschen
Erfahrungen gelehrt haben, kann man mit Höhlln-
düng» r ganz gute Wirkungen erzielen. Diestr Höhlen-
düugcr kann in Steiermark, insbesondere in der
Anlage von Mixnitz gewonnen werden. Ich möchte
nun an das Bundesministerium für Land- und
Forstwirtschaft den Appell richten, die Höhlendünger-
akt'vn mit allen Mitteln zu fördern, denn das ist
noch die billigste Kunstdüngergewinnung. Dann wäre
es auch möglich, daß der Bauer auch die Wiesen
— wenigstens teilweise — mit Dünger beliefern
könnte.

Ein großer Mangel hat sich auch in bezug
ans die Salzbeliefernng in Steiermark bemerkbar
gemacht. Bekanntlich ist es unbedingt notwendig, dem
Vieh Salz zu verabreichen, denn Salz ist immer
ein unbedingt criordorl ches Mittel zur Verdauungs-
föidcruug. Heuer sind nun die Bauern durch die
schlechte Fmterernte infolge der allgemeinen Trocken¬
heit gezwungen, oft bedenkliche Siosse für die Bieh-
sütterung zu verwenden und da ist es um so not¬
wendiger, daß man eine beträchtliche Beigabe von
Salz dem Vieh verabreicht. Nun herrscht aber in
ganz Steiermark so große Salznot, daß nicht ein¬
mal das nötige Quantum an Kochsalz sür den
Haushalt beschafft werden kann. Ich möchte daher
an den Herrn Bundesministcr sür Landtvirisckast
den LftpeU richten, er möge beim Finanzministerium
seinen Einfluß dahin geltend machen, daß sobald
als möglich Salz sür Steiermark und die anderen
Bundesländer geliefert wird.

Ein weiteres Mittel zur Hebung der Land¬
wirtschaft bezieht sich auf die Arbeitskräfte und dir
Maschinen. Infolge der enormen Höhe der Preise
können sich heute die meisten Besitzer die sür ihren Be¬
trieb ersotderlichen Maschinen nicht mehr auschassen.
Es kostet ja zum Beispiel ein Motor, der früher
1000 K gekostet hat, heute 200.000 bis 300 000 K
und noch mehr. Ja, ich glaube, wir werden in
allernächster Zeit sür einen Motor mit vier Pferde-
krästen 100.000 K zu bezahlen haben. Das ist
gewiß sür manche Besitzer ganz unerschwinglich.
Diese — besonders die kleinen und mittleren Be¬
sitzer — sind also hauptsächlich ans die Handarbeit
angewiesen. Ta spielt nun die landwirrschastlichk
Arbeiterfrage eine große Rolle. Es wirb immer
eie achtstündige Arbeitszeit verlangt. Man will die
achtstündige Arbeitszeit auch schon ans das Land
ansdehnen. Das ist wohl ein Ansinnen, das ganz
nnb gar keinen Halt hat. Denn der Landwirt muH
sich die Arbeitszeit nach dem Weiter, nach den
Witternngsverhältnisscn einrichten. Jetzt im Winter
znm Beispiel, wo die Feldarbeit ruht, wo. man
kann sagen, nur Hans- oder Forstarbeit zu machen
ist. da kommt er ohnehin kaum ans acht Stunden
Arbeit. Im Sommer aber, wenn die Zeit der
Heu- und Getreideernte ist, kann man die Arbeit
nicht mitten in der Ernte niederlegen und sagen:
Jetzt sind die acht Stunden aus. Jetzt legen wir
die Arbeit nieder! Wenn Gewitter- oder Elementar¬
ereignisse drohen, müssen wir nicht nur l6, sondern
auch 20 Stunden arbeiten. Es kommt aber eine
Zeit, wo sich die Arbeit wieder verringern läßt,
tvo man nicht einmal aus acht Stunden kommt.
Man kann die Arbeit nicht schablonenmäßig wie in
der Industrie oder in der Wcrkstätte einrichtcn.
Man muß die ganzen Wittcrungsverhältnisse ins
Äuge fassen. Das kann nie und nimmer zur
Einführung kommen, daß man die Arbeitszeit
bei den landwirtschaftlichen Arbeitern stmrdcn-
mäßig festsetzt.

Ein weiteres Kapitel, um unsere landwirt¬
schaftlichen Arbeiter in unseren landwirtschaftlichen
Betriebsstätten zu erhallen, betrifft die Fürsorge¬
aktion. Ich kann mit großer Genugtuung seststellen,
daß die Krankenversicherung sür die landwirtschaft¬
lichen Arbeiter, obwohl sie lange aus sich har
warten lassen, endlich durchgeführt und znm Gesetz
erhoben worden ist. Ich möchte daran aber den
Wunsch knüpfen, daß auch die Alters- und Jn-
ralidckätsversicherung ehemöglichst der Krankenver¬
sicherung angereiht werden möge, damit die land¬
wirtschaftlichen Arbeiter die volle Beruhigung haben,
daß sie, wenn sic einmal arbcitsunsühig sind und
nicht mehr als Arbeitskräfte verwendet werden
können, standesgemäß und nach menschlichen, Hu¬
manitären Begriffen gepflegt und unterstützt werden .
Das ist mein ganz besonderer Wunsch.
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Ich möchte auch noch aus das Genossenschafts¬
wesen zurückkommen. Das Genossenschaftswesen muß
auch bei der Landwirtschaft unbedingt ausgebaut
werden. Denn es werden wittschoftliche Krise»
kommen, Zeiten, wo sich der vereinzelte Bauer un¬
möglich aus der Oberfläche wird erhalten können.
Er uius; sich in Genossenschaften zusaunnenschließen.
Besonders werden die Biehgenossenschaften in der
allernächsten Zeit eine ganz besonders große Rolle
spielen. Da wir im Getreideanbau mit dem Ausland
nicht konkurrieren können, müssen wir uns auf eine
intensive Viehzucht verlegen. Denn durch diese
können wir, wenn einmal Überschüsse vorhanden
sind, wertvolles Material gewinnen, das auch im
Ausland ein guter Absatzartikel ist. Und das Ge¬
nossenschaftswesen ist ein unbedingt notwendiges
Mittel, um die Viehzucht zu heben.

Einiges möchte ich noch über das W'ieder-
besiedlungegesctz sagen. In der gestrigen Debatte ist
daran schon ausführliche Stritif geübt worden. In
vielen Fätlerr bin ich um Intervention angerufen
worden, daß gewisse Objekte mancher Bewerber
endlich einmal zur Durchführung kommen. Da habe
ich mich bei der Agrarbezirksbehörde erkundigt, wie
es mit dieser Sache steht. Dort ist mir mitgtteilt
worden, daß die Agmrbezirksbehördeu, iusolauge
ihnen das forsttechnische Beamtenmaterial nicht zur
Verfügung gestellt werd n kann, niit dieser Aktion
nicht weiter kommen können, daß es einzig und
allein nur davon abhängt, ob das Ministerium für
Land- und Forstwirtschaft das nötige Beamteu-
personal, das technische Personal zur Verfügung
stellt. Ich habe mich auch an dieses Ministerium
gewendet und ich kann sagen, es wurde mir in
entgegenkonimender Weise zugesichert, daß sofort,
besv! ders für die Agrarbezirksbehörde in Graz, eine
Ausschreibung gemacht wird, damit dort e;n forst-
teck irischer Beamter bestellt werde. Wenn dies allein
das Hindernis ist, so möchte ich an das Bundes¬
ministerium für Land- und Forstwirtschaft nochmals
den Appell richten, alles daran zu setzen, daß das
notige Beamtenp^rsonal diesen Behörden zur Ver¬
fügung gestellt werde. Ich bitte daher die Herren
Abgeordneten aller Parteien dieses hohen Hauses,
dahin zu wirken, daß endlich an die Hebung der
landwirtschaftlichen Produktion geschritten wird;;
denn das liegt nicht bloß im Interesse des einzelnen '
Wl'rtschaftsbcsitzers, sondern im Interesse der ge¬
samten Volkswirtschaft. (Beifall.)

Präsident: Der Herr Abgeordnete Witter-
nigg hat einen Antrag überreicht, der lautet (liest):

„Tie Regierung wird aufgesordert, die
landwirtschaftlichen Schulen uns dem
Bundesministerium für Landwirtschaft aus-
Znscheiden und sie dem Bundesministerium
für Unterricht zu unterstellen."

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die
diesen Antrag unterstützen wollen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Der Antrag ist
genügend unterstützt und steht in Ver¬
handln ng.

Znm Worte gelangt der Herr Abgeordnete
Falle.

Abgeordneter Falle: Verehrte Damen nvd
Herren! Es ist von mehreren Rednern nachgewiesen
worden, daß das Ackerbauministerinm in Österreich
seit Jahrzehnten von den Vertretern der Agrarier
beherrscht wird; es ist aber, auch nachgewicscn
worden, daß trotz dieser Tatsache die Steigerung
der landwirtschaftlichen Prodnklivität und die Er-
tragsfäbigkeit des landwirtschaftlichen Bodens in
keinem Verhältnis zu der allgemeinen großen Um¬
wälzung in allen Zweigen der Produktion steht.
Wenn wir betrachten, daß in den letzten Jahr¬
zehnten ans allen Gebieten des menschlichen
Schaffens eine ungeheure Umwälzung vor sich ge¬
gangen ist, daß alle Produktionsmittel ungeheuerlich
verbessert wurden und die Produktion völlig um-'
gewälzt tvurde, unb wenn wir diesen großen
kulturellen Fortschritt auf allen Gebieten des mensch¬
lichen Schaffens mit der Rückständigkeit der land¬
wirtschaftlichen Produktion vergleichen, so müssen
wir sagen: cs hat fast den Anschein, als ob sich
die Bauern des Alpenlandes hinter den Alpen
gegen den kulturellen Fortschritt verschanzt hätten.
Obwohl in der Landwirtschaft die Berufstätigkeit
eine viel größere ist als in allen anderen Pro¬
duktionszweigen, obwohl dort 67 Prozent der Land¬
wirtschaftlichen Bevölkerung berufstätig sind —
davon 50 Prozent Frauen —, obwohl dort also
alle im Betriebe Mitarbeiten: der Bauer, die niänn-
lichen Mitglieder der Familien, die Frauen u ib die
Kinder, war der Ertrag der landwirtschaftlichen Pro¬
duktion ein erschreckend niedriger, und der Herr
Abgeordnete Pölzer hat nachgewiesen, daß der
Ertrag der landwirtschaftlichen Produktion in Öster¬
reich in keinem Verhältnis git dem Ertrag der Pro--
dnkiion in der Schweiz und in den anderen Ländern
Mittel- und Nordeuropas steht. Die Vertreter der
Agrarier müßten sich doch sagen: Ja, cs muß doch
eine Ursache geben, warum, trotzdem die Vertreter
der agrarischen Kreise jahrzehntelang das Ackerbau-
ministerium beherrschen und obwohl in der Land¬
wirtschaft alle fleißig Mitarbeiten, die Verhältnisse
so rückständig sind. Da nmßten Sie sich fragen, ob
die bisherige Agrarpolitik auch die richtige war.
Statt darüber zu lachen, wie es bei den Aus--
sührnngen verschiedener Redner geschah, müßten Sie
doch das Empfinden haben, daß die Landwirtschaft
aus der Grundlage der bisherigen Agrarpoli ik aus
eine schiefe Ebene geraten ist. Sie sollten sich

'fragen: Was geschieht denn mit der alpenläudischen
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Landwirtschaft, wenn die Agrarpolitik die gleiche
bleibt? Meine Herren! Haben Sie denn keine Sorge
um die Zukunft des Bauernstandes? Ich meine, es
werden wohl auch die Vertreter der bürgerlichen
Parteien der Ansicht sein, das; es bei dem jetzigen
Kande der landwirtschaftlichen Produktion un¬
möglich bleiben kann und baß die Masse der
Bauern zu Schaden kommen muß, wenn die
bisherige Agrarpolitik fortgesetzt wird.

Im Berichte des Finanzausschusses ist zu
lesen, daß die Bauernschaft durch die vernünftige
Zollpolitik der letzten Jahre vor dem Kriege aus
eigene Füße gestellt wurde. Ich möchte konkrete
Taren darüber haben, wie die Zollpolitik die alpen
ländiiche Bauernschaft auf eigene Füße gestellt hat.
welche Fortschritte in der landwirtschaftlichen Pro¬
duktion, welche Fortschritte in der Entichuldung der
alpenländischeu Bauernschaft sie bewirkt hat. Ich
bin nämlich der gegenteiligen Ansicht, daß gerade die
Zollpolitik den verhängniseollsten Fehler für die
alpenländische Landwirtschaft bedeutet hat, daß die
Agrarpolitik, dis vor dem Kriege im alten Öster¬
reich betrieben wurde, die Massen der alpen-
ländischen Bauernschaft schwer geschädigt hat nnd
rch weiß nicht, wie der Herr Berichterstatter dazu
kommt, zu behaupten, daß durch die vernünftige
Zollpolitik die Bauernschaft ai'f eigene Füße gestellt
wurde. In Wirklichkeit hat die Agrarpolitik vor
de«! Krüge, die daraus gericht t war, die Zölle
auf Lebensmittel in die Höhe zu treiben, nur den
großen Viehzüchtern und den Gctreidemagnateu
genutzt, jenen Agrariern, die in der Lage waren,
allmonatlich oder allwöchentlich Hunderte von
Stücken V eh aus den Markt zu werfen. Aber wenn
wir untersuchen wollten, was die g oße Masse der
alpenländischeu Bauernschaft, die Kleinbesitzer, die
Mitt l- und Kleinbauern von dieser Agrarpolitil
profitiert haben, dann kämen wir wahrscheinlich zu
einem erschreckenden Resultat.

Tie Besitzverhältnisse in unserem Staate sind
derart, daß beiläufig drei Viertel aller landwirt¬
schaftlichen Betnebe Klein- und Mittelbetriebe sind.
Nach der neuesten Statistik, die anläßlich der letzten
Volkszählung für das Land Kärnten gemacht wurde,
gibt es zun; Beispiel in diesem Lande, wenn man
die Zwergbetriebe bis zu zwei Hekiar Ausmaß
wegrechuet. 64°7 Prozent solcher Betriebe, die bis
zu zehn Hektar Acker- und Wirsengrund umfassen
und wenn mau die Zwergbe riebe bi- zwei Hektar
zu diesem Kleinbesitz dazurechnet, komm; man zu
dem Resultat, daß 80 Prozent aller lauttvirtichaft-
lichen Betriebe solche sind, die nur ein Ausmaß
bis zu zehn Hekiar Acker- nnd Wiesengrund um-
fassen. Ich mochte nun wissen, was denn so ei"
landwirtschaftlicher Besitzer von fünf bis z"hn
Hektar Acker- oder Wiesen grund zu verkaufen
in der Lage ist, was der Keuschler, der

Kleinbauer auf den Markt werfen kann und was
die Besitzer dieser landwirtschaftlichen B triebe, die
die ungeheure Mehrheit aller landwirtschaftlichen
Betriebe dieses Staates ausnrachen, von der Zoll¬
politik profitiert haben. Ich glaube, wenn man
darüber Untersuchungen anstellt, ob die Zollpolitik,
die vor dem Krieg betrieben wurde, der Masse der
Bauernschaft nützlich war, müssen wir zwischen den
Kleinbauern und Keuschlern auf der einen Seite
nnd den Großbauern auf der anderen unterscheiden,
ich rechne die Leute, die ich genannt habe und die

die große Mehrheit der laudwirtschaftUchen Besitzer
in Österreich sind, zu den sogenannten Arbeils-
bauern, zum Unterschiede von den anderen Agrariern,
die durch die Zollpolitik wirklich in die Höhe ge¬
kommen sind. Aber Schuld daran, daß die Klein¬
bauernschaft, daß die große Mehrheit der alpen-
ländifchen Bauern vor dem Kriege nicht entschuldet
wurden, wie in dem Berichte behauptet wird, daß
sie nicht ans eigene Füße gestellt wurden, sondern,
wie wir feststellen können, vor dem Kriege bis zum
Hals in Schulden steckten und Hörige des Hypo¬
theken- und Handelskapitals geworden sind, Sttuld
daran, daß die Produktivität der landwirtschaft¬
lichen Arbeit und die Ertragsfähigkeit des Bodens
nicht gesteigert werden konnte, ist meiner Ansicht
n ch die verhängnisvolle Zollpolitik, die vor dem
Kriege durch die Vertreter der Agrarier in diesem
Staate gemacht wurde. Wir wissen, daß die Klein-
baueruschaft vor dem Kriege sehr verschuldet war,
daß sie Hypothekenschuiden hatte und dem Hcmdels-
kavital ausgeliefert war. Ich möchte vorn Herrn
Berichterstatter konkrete Da en darüber erfahren, ob
Die Entschuldung des Bauernstandes in den letzten
Jahren vor dem Kriege wirklich Fortschritte gemacht
hat, weil sonst die Behauptung, daß die Bauern¬
schaft durch die Zollpolitik auf eig-ue Füße gestellt
wurde, nicht gerechtfertigt werden kann.

Während aber in den Jahren vor dem Kriege
die Vertreter der Agrarier wie hypnotisiert auf die
Zoll- und Agrarpolitik, die von der berüchtigten
agrarischen Zentralstelle acleiret und beeinflußt
wurde, starrten, blieb die PromckttonSsörderung
vollkommen veruachlchsigt. Die Steigerung der land¬
wirtschaftlichen Produktion hat nur ganz geringe
Fortschritte gemacht. Während die ganze Aufmerk-
samkeit der agrarischen Vertreter daraus gerichtet
war, hohe Zölle für Lebensmittel und Vieh zu er¬
reichen, gingen Taosende von Kleinbesitzern zugrunde
und wurden durch die Nutznießer der Zollpolitik
anfgefresseu. Es ist bekannt, daß in den letzten
Jahrzehnten viele Tausende landwirtschaftlicher Klein¬
betriebe dnrch Jagdbesitzcr gelegt wurden, daß die
Jagdgebiete vergrößert wurden durch die Aus-
saugung der kleinen Besitzer auf dem Lande. Nach
einem Berichte, den der Generalsekretär des Landes¬
kulturrates in Kärnten kürzlich erstattet hat, sind in
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manchen Gegenden die meisten Keuschen aufgekauft
worden, die Gebäude wurden niedcrgerifsen und sind
zum Teil verfault.

Wenn wir alw feststellcn müssen, daß die
Agrarpoliiik vor dem Kriege und insbesondere die
Zollpolitik — die Agrarpolitik vor dem Kriege
bestand im wesentlichen darin, die Zölle aus Lebens¬
mittel und landwirtschaftliche Produkte in die Höhe
zu treiben — wohl die Oberschichtc der Agrarier
bereichert hat, daß aber die Masse der alpenlän
dischen Bauernschaft durch diese Zollpolitik schwer
geschädigt wurde und daß zu gleicher Zeit Tausende
von Kleinbesitzern und Kleinbauern durch den Groß
besitz anfgesaugt wurden, so müssen wir sagen: was
hat cs denn für einen Sinn, wenn jahrzehntelang
gerade von den Vertretern der Agrarier darüber
gejammert wird, daß am Lande eine so ungeheuer¬
liche Leutenot besteht? Die Agrarier haben doch
selbst jahrzehntelang durch ihre Politik das Acker¬
bauministerium entscheidend beeinflußt. S e hatten
vor dem Kriege und haben jetzt das Ackerban-
ministerium als ihr Instrument in der Hand.
Wenn so viele Kleinbesitze aufgeiaugt, aufgefressen
wurden gerade von jenen Agrariern, die die Nutz¬
nießer der Zollpolitik waren, die in der Lage
waren, allmonatlich Hunderte Stück Vieh auf den
Markt zu tverfcn oder massenhaft Getreide zu ver¬
kaufen, so ist es ja klar, daß die kleinen Besitzer,
die aufgefressen wurden, proletarisiert wurden und
daß die Leutenot durch diese Politik noch vergrößert
wurde. Ebenso trügt zur Leutenot aus dein Lande
bei, daß jetzt vielfach in den agrarischen Kreisen
daran gegangen wird, den Kleinbesitzern und Keusch¬
lern die Zugtiere, das Gespann zu verweigern. Die
Kleinbesitzer, denen keine Zugtiere und Gespanne
mehr beigest llt werden, gehen natürlich bei nächster
Gelegenheit vom Lande weg und ziehen in die
Stadt. Dazu tragen die Agrarier durch ihre Politik
selbst bei. Ebenso ist es bei der Umgehung des
Pächterschutzgesetzes. Dieses Gesetz hat nach meiner
Ansicht den wesentlichen Zweck, die kleinen Leute
auf dem Lande vor der Willkür der größeren
Grundbesitzer zu schützen, die Grund und Boden
in Pacht geben. Wenn man aber das Pächterschntz-
gesetz so umgeht, daß man statt des Zinses von
den Pachte n Naturalleistungen verlangt, die ja,
wenn ich richtig informiert bin. verboten sind, und
Zwar in einer so drücke nden Höhe verlangt, daß die
Pächter ans die Grundstücke verzichten und bei
nächster Gelegenheit ebenfalls in die Stadt ziehen,
so wird begreiflicherweise die Leutenot durch solche
Maßnahmen und eine solche Politik noch vergrößert.

Ein Bertreter der deutschen Bauernpartei hat
gesagt, daß die Sozialdemokraten die Dienstboten
auf dem Lande verhetzen und dadurch die Leuienot
noch vermehren. Ich selbst bin der Sohn eines
Kleinbauern und kenne einigermaßen die Verhältnisse

der Dienstboten auf dem Lande. Wenn Sic bedenken,
daß der Dienstbote unter den jetzigen Verhältnissen
in den seit nsten Fällen die Möglichkeit hat, ein
Mensch zu werden, dos heißt, daß er nicht mehr
die Möglichkeit hat, eine Familie, einen eigenen
Herd zu gründen, und wenn Sie bedenken, in welchen
Wohnungen vielfach die Dienstboten untergebracht
siud, dann müssen Sie die Leutenot am Laude
verstehen. Ich sage nicht, daß etwa die Besitzer
daran schuld sind oder die Masse der alpenländischen
Bauern, nein, die bisherige Agrarpolitik ist schuld
daran, daß die Verhältnisse der Dienstboten auf
dem Lande derartige sind, daß es eine Kultnrschande
ist, so etwas weiter zu dulden. Kennen Sie das
Einlegewesen, das vielfach noch existiert? Wissen Sie,
daß alle Dienstboten, die arbeitsunfähig geworden
sind, von Stall zu Stall wandern, daß sie schließlich
förmlich von Ungeziefer anfgefresscn werden und
ihr Leben oft am Misthaufen beenden. (Abgeordneter
Geisler: Das mag bei Ihnen der Fall sein!) Bei
uns ist das vielfach der Fall. Verstehen Sie, was
es bedeutet, ein Leben lang in schwerer Arbeit aus
dem Lande zu verbringen und dann in einem solchen
Zustand zu sterben? Sie jammern über die Leutenot
aus dem Lande und wie sind die Verhältnisse in
Wirklichkeit? Ich bin der Sohn eines Kleinbauern,
wir waren zehn Kinder. Als der älteste Sohn den
Besitz übernommen bat, hat er zu uns gesagt:
Liebe Brüder und Schwestern, schaut, daß Ihr
hinauskommt zur Türe, der Besitz kann nicht einmal
mich ernähren. Wir gingen in die Welt und suchten
das Brot dort, wo es besser und leichter zu
verdienen ist. Wenn Sie, die Sie jahrzehntelang das
Ackerbauministerium beeinflußt haben de Sie die
Zollpolitik beeinflußt haben durch die berüchtigten
Herren Hohenblum und Auersperg, die Aufmerksam¬
keit ans diese Zustände aus dem flachen Laude und
daraus gelenkt hätten, die landwirtschaftliche Pro¬
duktion zu steigern und die Ertragsfähigkeit des
Bodens zu heben, dann wären wir vielleicht heute
in einer anderen Lage. Wenn Sie aber nur darüber
schnupfen, daß wir die Dienstboten und die Land¬
arbeiter anshetzen und sich nicht darum bekümmern,
wie die Verhältnisse dieser vandarbciler sind,
werden Sie sehen, wie weit Sie kommen. Die
sozialdemokratische Partei hat wiederholt Gelegenheit
genommen, Vorschläge zu erstatten, wie die land¬
wirtschaftliche Produktion und die Ertragfähigkeit
gesteigert werden könnte, und ich erinnere daran,
daß mein Parteigenosse Dr. Renner im Jahre
1907 ein großes Agrarprogramm dem Hause
vorgelegt hat. Es sind ja in dein Vorentwurfe zum
Kulturförderungsgesetz, das das Bnndesministerium
für Land- und Forstwirtschaft ausgearbeitet hat,
d>e Vorschläge Dr. Renners und auch jene Otto
Bauers, die er im Juni dieses Jahres in einem
Aussatz im „Kamps" veröffentlicht hat, zum Teil
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berücksichtigt worden. Ich will mich nicht über die
Einzelheiten dieser Vorschläge verbreitern und möchte
nur nochmals darauf Hinweisen, daß nach meiner
Ansicht eine der Ursachen des erschreckenden Zustandes
der landwirtschaftliche Produktion in der bisherigen
Agrarpolitik gelegen ist. Die Masse der alpen-
läudischen Bauernschaft hat vor dem Kriege, wie
ich bereits erwähnt habe, unter der großen Schuldea-
last gelitten, die Masse der Bauernschaft war vor
dem Kriege nichts anderes als Hörige des Hypo
thekenkapitals. sie hat mit dem Prolctari.it das
Schicksal geteilt, daß sie durch das Hypotheken- und
Handelskapital ausgebeutet wurde. Während des
Krieges konnte die alpenlandische Bauernschaft infolge
der Geldentwertung die drückendsten Schulden
abstoßen, und als die Hnngerperiode nach dem
Kriege kam, hat, wie man feststellen niuß, die
Bauernschaft, die zum großen Teil schuldenfrei
geworden war, die Hungerperiode bei weitem nicht
so gespürt wie die Arbeiterschaft und hat unver¬
gleichlich besser gelebt. Nach dem Kriege mußten die
Bauern wohl noch eine Zeit ang Vieh, Getreide und
Milch abliefcrn. Aber das, was das Proletariat in
den Städten und Judustieorten in der ersten Zeit
nach d nt Kriege an Leid.« utib Entbehrungen
durchgekostet hat, bekam die Bauernschaft nicht zu
spüren. Wenn Sie sich an das erste Jahr nach dem
Ztlsarnmenbrnch des Krieges und an den zweiten
Winter nach dem Kriege erinnern, wie damals die
Rationen auf ein Viertelkilogramm herabgesetzt
wurden, wie es keine Kohle und kein anderes Heiz¬
material gab, wenn Sie sich daran erinnern, was
damals die Jndustriearbeiterschaft anszuhalten harte
dann muß man sagen, daß die Bauern chast in
dieser Zeit unvergleichlich besser gelebt hat und daß
die Leiden der Nachkriegszeit fast spurlos an ihr
vorübergegangen sind.

Aber was haben während dieser Zeit die
Verteter, die angeblichen Vertreter der Bauernschaft
gemacht, damals als das Volk hier buchstäblich
um sein nacktes Leben rang, in der Hungerperiode
nach dem Kriege? Damals haben sie eine Hetze
g>'gen die Zwangswirtschaft inszeniert. Sie sind am
das flache Land hinaus gegangen und haben die
Bauern nicht nur gegen die Zwangswirtschaft,
sondern auch gegen die Repttblik auscg hetzt. Und
um zu beweisen, lote Sie dazu beigetragen haben,
die Autorität des Staates zu heben, brauche ich
Ihnen nur die Flugzettel zu zeigen, die damals
unter der Landbevölkerung verbreitet wurden und
die Sraatsfunktivnäre verungliinpften und in den
Kot zerrten, die Bilder die damals von bürgerlicher
Seite herausgegeben und gerade unter der Land¬
bevölkerung verbreitet würben, die Schauermärchen
und Lügennackrichten wie die, drr Präsident Seitz
habe ein Palais gekauft und seine Kinaer — die
nicht existieren — fahren im Automobil in die

Schule usw. Und gerade jene Partei, die Deutsche
Bauernpartei, die sagt, daß mir die Dienstboten
auf bem Lande aufhetzen, hat in dieser Hinsicht
das Menschenmögliche getan. Ich kann mich erinnern,
daß ich einmal einen Funktionär dieser Partei in
einer Versammlung getroffen habe, wo er gerade
über die danralS in Beratung gestandene Ver¬
mögensabgabe gezetert und den Leuten vorgrlogen.
hat, die Sozialdemokraten wollen, daß die Bauern
von jeden! Rock, von jedem Hut, von jedem
Schuh usw., den sie kaufen, Steuer zahlen müssen.
So wurde damals, in der kritischesten Zeit dieses
Landes, die Änwrrtät des Staates durch die Ver-
ticter der Agra tcr geschützt und gehoben. Und
was iin übrigen die Geistlichkeit in jener Zeit
getan hat, hat Dr. Gimpl in seiner Rede, die er
vor eniigen Tagen in der Spezialdebatte zum
Kultus gehalten hat, zu sagen vergessen. Ich will,
nicht daraus eingehen, aber wenn er gesagt hat,
daß d e katholische Kirche der Republik große
Tienste geleistet hat, indem sie zum Gehorsam
gegenüber der republikanischen Autorität aufgefordert
t)at und daß es manchmal zu schweren Erschütterungen
gekommen wäre, wenn nicht die Geistlichen beruhigend
eingewirkt hätten, so möchte ich demgegenüber
behaupten, daß gerade die Geistlichkeit vielfach
gegen die Republik gehetzt hat. Ich lenke dies¬
bezüglich Ihre Ansmertsamkeit auf eine Anfrage,,
die seinerzeit rer ehemalige Abgeordnete Gröger in
diesem Hause gestellt hat und in der die Exzesse
eines Geistlichen auf der Kanzel festgeftel.lt wurden.
Diese Exzesse sind nicht vereinzelt, sie kvtumen in
ziemlich großer Zahl vor und es haben daher die
bürgerlichen Parteien keine tuoralisehe Berechtigung,
uns vorzutvcrfen, daß wir d e Autoritär unter¬
graben haben. Ich meine, die Heye, die damals
in der schweren Zeit nach dem Kriege gegen die
Republik und im besonderen gegen die svzial-
demvkratische Partei cingeseyt hat, die Hetze gegen
die Zwangswirtschaft und für den freien Handel
war für die große Masse der alpenländischen
Banernschast und jene Kleinbesitzer, Kleinbauern
und Häusler, die ich früher genannt habe und die
drei Viertel aller landwirtschaftlichen Betriebe aus-,
machen, nichts anderes als eine Hazardpvlitik, die
den freien Handel erzwungen, die Zwangswirtschaft
zerrissen, die Preise in die Höhe getrieben und
das Geld entwertet hat. Aber das ist nicht das
E tschcidende! D cse Politik zwang auch die Arbcirs-
bauern — das ist der Bauer bis zu >0 und
1.', Hektar Acker- und Wiesengrund, also die große
Mehr beit der Bauern — wieder unter das Diktat
des Handelskapitals. Der freie Handel beherrscht
jetzt das Feld und die parasitären Elemente am
Lande draußen, das sind die Vieh-, Holz- und
Getreidehändter, haben jetzt die Bauern wieder in
der Hand und das war Zweck und Ziel jener
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Politik, weil gerade diese Leute, die am Lande
brausen als die Auebemer bekannt sind, die Dors-
protzen, die Leute, die mit Vieh, Holz und Getreide
handeln, die Agitatoren der Christi chsvzialen und
der Banernbüudler sind. Es ivar Ziveck und Ziel
dieser Politik, die Zwangswir schaft zu zerreißen,
den freien Handel einzusühren und die Masse der
Bauern, die Kleinbauern, wieder unter das Diktat
des Handelskapitals zu stellen. Die Bauernschaft
hat ihre Schulden im Kriege abgestoßen, aber
die Unabhängigkeit, die sie durch die Konjunktur
im Kriege und die Geldentwertung wieder erlangt
haben, ist zum Teil wieder durch die Politik verloren
gegangen, die gerade die Vertreter der Agrarier
nach dein Kriege inf ,en crt haben. Die Vieh-, Holz-
und Getreidehändler sind ja die Exponenten der
agrarischen Vertreter hier im Hause und wir ver¬
stehen es, daß es ihr Interesse war, wieder den
freien Handel einzusühren. Aber, meine geehrten
Vertreter der Agrarier von der bürgerlichen Seit',
ich richte an Sie de Frage: was glauben
Sie denn, was die Zukunft für die Masse
der alpenländischen Bauernschaft bringt, wenn
diese Politik weiter getrieben wird? Tnr Klein¬
bauer ist wieder unter das Diktat des Handels¬
kapitals geraten. Er hat im Laufe des Krieges
das Diktat abgeschüttelt, aber die Abhängigkeit vom
Hypotdekenkapital, in der er sich vor dem Kriege
befand und die er im Laufe des .Krieges zufolge
der Entwertung des Geldes abgestoßen hat, kommt
wieder, wenn Sie diele Politik fortsetzen. Glauben
Sie denn, geehrte Herren Vertreter der Agrarier,
daß dieser Staat sich den Luxus wird leisten
können, den sich die alte Monarchie geleistet hat,
daß er wieder so hohe Zölle ans Getreide und
Vieh wird cinführen können und daß Sie dann die
Bequemlichkeit haben werden, Ihre Aufmerksamkeit
wieder ausschließlich ans die Zollpolitik zu lenken
und die Ertragssähigkeit des landwirtschaftlichen
Bodens außer acht zu lassen? Glauben Sie, daß der
alpenländische Bauer bei Fortsetzung dieser Politik
nicht zugrundegehen muß? Wenn Sic meinen, daß
diese Republik, die drei Viertel aller Lebensmittel
aus dem Auslände einsühren liiuß, sich den Lurus
hoher Zölle wird gestatten können, so täuschen Sie
sich! Wenn Sie Ihre Allfmerksamkeit nicht endlich
auf die Steigerung der landwirtschaftlichen Pro¬
duktion und die Ertragssähigkeit des Bodens lenken,
wenn Sie nicht endlich einmal die Vorschläge, die
Die sozialdemokrati che Partei wiederholt iui Hause
gemacht hat, akzeptieren, so werden Sie sehen, daß
Sie die Bauern wieder so zugrunde richten, wie
Sie vor Kriegsausbruch durch die Politik, die Sie
jetzt fortznietzen geneigt sind, zugrunde gerichtet
worden sind. Es wird unsere Aufgabe am stachen
Lande sein, die Kenschler, die Kleinbesitzer und die
landwirtschaftlichen Arbeiter aus diese Politik auf¬

merksam zu machen; es wird niftere Aufgabe sein,
den Leuten zu sagen, daß das Ziel dieser agrari'chen
Politik darin besteht, die Masse der alpenläudischen
Bauern wieder unter das Hypotheken- und Handels¬
kapital zu zwingen und die Exponenten der bürger¬
lichen Parteien ans dem Lande, die Vieh- und Ge-
treidehändler wieder zu unbeschränkten Herrschern z«
machen. Es wird unsere Aufgabe sein, die arbeitenden
Bauern, die Mehrheit aller alpenländischen Bauern,
zum Bewußtsein ihrer Klassenlage, zur Selbst¬
erkenntnis zu bi tngen. Und wenn es Ihnen gelungen
ist, jahrzehntelang in der Bauernschaft dadurch Ihre
Stellung zu behaupten, daß Sie den Bauern den
Besitzraub, den angeblich die Sozialdemokraten
»vollen, an die Wand gemalt haben, und wenn Sie
heute, nachdem dieses Märchen z-'rpflückt und zer¬
riss n ist, die Bauernschaft damit Hinhalten wollen,
daß Sie ihr von dem Religionsraub erzählen, den
wir anaeblich an den Bauern begehen, so wird
auch diese Mär durch die wirklichen Tatsachen
zerpflückt und zerrissen werden. Die Masse der alpen-
ländischen Bauernschaft gehört nach ihrer wirtschaft¬
lichen Lage zu uns, zum arbeitenden Volk, zum
Proletariat und cs fehlt ihr nur die Selbst¬
erkenntnis, das Bewußtsein ihrer eigenen Lage.

Geehrte Damen und Herren! Wie unerhört
die Bauernschaft an der Nase hcrumgeführt wird,
beweist ja die Tatsache, daß, wenn ein Wiener
Monarchist aufsteht und gegen die Wehrmacht hetzt,
dann die Vertreter der Bauern ihm Beifall
klatschen. Wenn Sie das tun, geehrte Herren, so
kennen Sie die Empfindungen der alpenläudischen
Bauernschaft nicht. Sie scheinen nicht zu wissen,
was gerade die Bauern vom Militarismus, vom
alten Militarismus noch in Erinnerung haben. Sie
kennen die Empftndnngen nicht, Sie scheinen nicht
zu wissen, wie gerade die Bauernsöhne ftn Frieden
schon, bevor noch der Krieg mit seinen Entsetzbch-
keiten gekommen ist, behandelt und mißhandelt
wurden von jenen Leuten, die einen langen Schlepp-
säbel getragen haben. Und wenn Sie wüßten, daß
im Kriege 40jährige Familienväter, Bauern, von
jungen Lausbuben geohrfeigt und mißhandelt wurden,
und wenn Sie jetzt, wenn über die Wehrmacht
geschimpft wird, Beifall klatschen, so wissen Sie
nicht, daß Sie damit der Bauernschaft, der wirk¬
lichen Bauernschaft in unserem Staate nicht aus
dem Herzen reden. Niemand ist so antimilitaristisch
wie die Bauernschaft, niemand wurde durch den
alten Militarismus in seiner Menschenwürde so
mißhandelt wie gerade die Söhne der Bauern,
niemand ist des Militarismus so satt wie gerade
der Bauer. Und Sie klatschen Beifall, wenn der
Herr Abgeordnete Jerzabek über die Wehrmacht
spricht! Ich war im Kriege und weiß, was man
sich getraut hat gegen Bauern, weil man an¬
genommen hat, sie seien nicht so intelligent^ nicht
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nur im Krieg, sondern auch vor dem Krieg. Und
wenn Sie hinausgehen und die Bauern fragen, ob
sie mit diesei- Wehrmacht einverstanden sind oder ob
sie wieder diejenige Disziplin herbeisehncn, die den
Wehrmann vor dem Offizier in den Staub zwingt, wenn
Sie den Leuten das sagen, dann werden Sie daranf-
fommen, wie die Bauern über die Wehrfrage denken.

Der Klassenkampf des indusiriellen Prole¬
tariats war der Hebel zu dem großartigen Kultur¬
sortschritt, der seit vielen Jahrzcnten seinen Einzug
gehalten und in den letzten Jahrzehnten der Wett
ein anderes Gepräge gegeben hat. Wir hatten kein
eigenes Ministerium im alten Staat, aber wir, die
Sozialdeniokraten, haben die Lage der industriellen
Arbeiter unvergleichlich mehr verbessert als Ihr die
der Bauern, obwohl Ihnen ein Ministerium zur
Verfügung stand, das ausschließlich von den Ver¬
tretern der Agrarier beherrscht wurde. Und so wie
der Klaffcnkamps in der Industrie der Hebel für
den Kulturfortschritt, für die Umwälzung der Pro¬
duktion, der Produktionsmittel war, wie er das
Proletariat aus einer dumpf dahinsiechcnden Masse
zu einer selbstbewußten Klasse erhoben hat, so wird
es, glauben Sie mir, meine Herren, auch auf dem
Lande draußen sein. Auch auf dem Lande wird es
nur durch den Klassenkamps möglich fein, die Frage
der Keuschler, der Kleinbauern, der arbeitenden
Bauern gegenüber ihren Ausbeutern, den Vieh-
und Getreidehäudlern und gegenüber den Dorfprotzen
zu heben. Auch dort wird der Klasseukampf, der
Hebel zum Fortschritt fein, zum Fortschritt hinsichtlich
der Steigerung der Produktion und der Ertrag¬
fähigkeit des Bodens und zur Hebung der Lage
der landwirtschaftlichen Arbeiter. Auch auf dem
Lande wird eine wesentliche Besserung nur eintreten.
wenn einmal die sozialistische Idee die große
Mehrheit des Landvolkes, des arbeitenden Landvolkes
beherscht und wenn dort einmal der Klasseukampf
gegen die Protzen Fuß saßt. Die Zeit wird kommen.
Der Klasseukampf aus dem Lande ist in einigen Ländern
schon zur Wahrheit geworden. Und wenn Sie mit
Ihrer Agrarpolitik, die Sie vor dem Krieg jahrzehnte¬
lang bet icbcn haben, die wohl die Vieh- und Getreide-
Händler reich gemacht, aber die Massen der alpcn-
ländischen Bauernschaft in Abhängigkeit vom Hypo¬
thekar- und Handelskapital gebracht hat, wenn Sie diese
Politik, die für die alpenländischen Bauern so ver¬
hängnisvoll war, fortsetzen, dann wird die Zeit noch
früher kommen, als sie sonst kommen müßte, daß sich das
Proletariat ans dem Lande, die Kleinbesitzer, die Klein¬
bauern zum Klaffeukampfe erheben. Auch die Lage des
arbeitenden Landvolkes wird nur verbessert werden im
Zeichen des Sozialismus! (Beifall und Händeklatschen.)

Präsident Dr. Dinghofer (welcher während
vorstehender Rede den Vorsitz übernommen hat): Zum

Worte gelangt der Herr Abgeordnete Wimmer.

Abgeordneter Wimmer: Hohes Haus! Seit¬
dem wir ein Ackerbauministerium haben, hat eigent¬
lich die Landwirtschaft in dem hohen Hause etwas
zu reden. Aber wenn man an die früheren Budget-
beratnn wn znrückdenkt, so hat die Landwirtschaft
im Verhältnis zu den anderen Ressorts immer und
so auch heuer den Aschenbrödelantcil bekommen.
Wir haben vor zwei Jahren uns hier zur Beratung
des Budgets für Land- und Forstwirtschaft ver¬
sammelt, es sind Anträge gestellt und genehmigt
morden, aber was ist geschehen? Wir haben uns
dann später zwei Tage mit der Frage der Hebung
der landwirischastlichcn Produktion beschäftigt, es
ist viel gesprochen worden, die Zeitungen haben
viel geschrieben, aber geschehen ist wieder sehr
wenig. Und wenn wir uns die Gesetze anschauen,
die in unserem landwirtschaftlichen Ausschüsse be¬
schlossen werden, so müssen wir wieder sagen: Ja,.
Gesetze sind gemacht worden, aber es fehlt an der
Durchführung.

Der Kollege Schneidmadl hat gestern den
Abbau von Beamten im Landwirt'chaftsministerium
verlangt. Ich bin der gegenteiligen Ansicht. Wenn
man alle die Gesetze, die wir gehabt und gemacht
haben und die die agrarischen Operationen betreffen,
zusammensaßt, so sehen wir, daß die 161 Beamten,
die wir haben, die noch dazu auf 7 Laudesbehvrden
kommen — Vorarlberg ausgenommen, das hat noch
keine — und 23 Agrarbezirksbehörden, daß diese
Beamten alle die folgenden Arbeiten zu machen
hätten: Grundzusammenlegungen, Teilnngsregulie-
rungcn, Servitutsablöfimgsgesetze, Alpenschutz, Alpcn-
meliorationsdienfi, Luftkeuschenablösungen, Weide
gesetze und Wiederbesiedlungsgesetze.

Fragen wir uns einmal, warum es mir diesen
Arbeiten nicht vorwärts geht. Es ist im Budget
dafür eine Post von sage und schreibe 24 Millionen
enthalten. Damit sollen nun die Beamten außer
ihren Gehältern alles bewerkstelligen. Das ist ein Ding
der Unmöglichkeit. Und wer ist es, der uns immer
Prügel unter die Füße wirst. Es ist die linke Seite
des Hauses, die wohl immer von der Hebung der
Produktion spricht, aber wenn es gilt, für diese
Zwecke etwas zu bewilligen, da haben Sie ver¬
schlossene Ohren. So kann es nicht vorwärtsgehen.

Es ist auch noch etwas anderes daran schuld,
daß die Landwirtschaft bei uns nicht so aus der
Höhe steht, rvie cs sein soll. Schauen wir einmal
nach Deutschland oder in die Schweiz. Dort sind
die Leute schon früher mit Ernst darangegangen,
die Lage zu verbessern. Wir hätten im Budget jetzt
nicht diese großen Summen stehen, die aus die
Lebensmittel daranfgezahlt werden müssen, wenn
nach dem Kriege energisch an die Hebung der land¬
wirtschaftlichen Produktion geschritten worden wäre
und wenn die Gesetze, die gemacht worden sind,
auch zur Ausführung gelangt wären. Wenn ich
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einem Fabrikanten seine Maschinen aus der Fabrik
nehme, so möchte ich wissen, womit der Arbeiter
arbeiten kann. So ist es auch, wenn man dein Land-
wirlschaftsininisterium nicht die Beamten und die
nötigen Kredite bewilligt.

Wenn man ihm ein solches Bettelgcld zu-
weist, dann kann man ihm tärsächlich keinen Bor¬
wurf machen, daß bis heute nichts geschehen ist.
Man spricht von einem Beamtenabbau bei diesem
Ministerium.

Meine Herren, ich wüßte einen anderen Weg.
Verwenden wir das, was im Budget für Lebens-
mittclznschüsse steht, für die Hebung der landwirt¬
schaftlichen Produktion, fo sind, wenn wir aus der
Ernte mehr heransbekommen, im Volksernührnngs-
amt genug Beamte übrig, die abgebaut werden
könnten. Aber zuerst muß der Hebel angefetzt werden,
wo man eigentlich arbeiten kann. Die Agrarier
können nicht arbeiten, wenn sie die nötigen Behelfe
nicht haben. Es ist genau berechnet worden, daß
man, wenn es so fort geht, 300 Jahre braucht,
bis diese Gesetze durchgeführt werden.

Nun die Meliorationen! Wir haben in Deutsch
Österreich nicht weniger als 600.000 Hektar un-
meliorierten Grund. Hohes Haus! Das ist gewiß
eine Menge Grund. Und was ist im Budget dafür
vorgesehen? Das ist wieder eine Nullnummer, wo
übe»Haupt nichts geschehen kann. Drei Jahre zahlten
wir ununterbrochen Arbeitslosenunterstützung. Ist es
notwendig, wenn man 600 000 Hektar unmclioriertcn
Grund ha?, daß man Arbeitslose in Österreich hat?
Schauen wir in andere Länder! Ob jemand nun
ein Zahntechniker ist oder was immer — Arbeit
ist keine Schande, auch für den wäre es keine
Schande gewesen, wenn er zngegriffen und etwas
für das Vvlkswohl geleistet hätte.

Ich möchte jetzt nur ganz kurz einiges über
die V rhältnisse bei der Alpensömmernng sagen. Da
sind Vollzngsanweisungen hinausgegangen, daß das
Weidevieh, das zur Alpensömmerung kommt, auf
den Bahnen fünfzig Prozent Ermäßigung genießt. Wer
aber einmal einen solchen Waggon Vieh zur Alpen-
sömmerung ins Gebirge hinaufgebracht hat, wird es kein
zweites Mal tun. Was für Laufereien hat mau bloß bei
der hohen Eisenbahn, ehe man einen Waggon bekommt!
Ich selbst habe das Heuer im Herbst mitgemacht. Ich
hatte mein Weidevieh in Bruck-Fusch rat Gebirge
und mußte es mir selbst abholen. Schon um 8 Uhr
vormittag war ich beim Beamten und habe ihn
gebeten, ob ich nicht bis Mittag einen Waggon be¬
kommen könnte. Ter sagt: Nein, lieber Herr, das
ist unmöglich, das ist nur eine kleine Station, da
muß ich die Direktion Innsbruck anrufen. Ich sagte
daraus: Das Vieh geht doch schon heute acht Stunden
von der Alpe her und jetzt soll ich noch warten?
Wann soll ich es zur Fütterung nach Hause bringen?

Da ist doch Saalfelden, vielleicht läuft auf der
Strecke ein leerer Wagen? — Unmöglich, ich kanv
nichts machen. — Zu meinem großen Glück Hat
ein anderer nicht einwaggoniert und fo bekam ich
einen Waggon und der Waggon mit meinem Vieh

j und dem Vieh einiger anderer rollte ungeniert bis
! Salzburg. Auf dem Frachtenbahnhof Salzburg bitte
j ich den Herrn diensthabenden Beamten, er soll mich
imein Vieh auswaggonieren lassen. Es war ^6 Uhr
^abends. Unmöglich, sagt der, dazu habe ich kein
Recht, da müßte ich die Direktion Innsbruck am
rufen. Also bitte, sage ich, geben Sie nur den
Waggon weiter bis in meine Station Seckirchm-
Mattsee. Auch das geht nicht. Kann ich hier tele¬
phonieren? Bitte, hier ist das Telephonzimmer. Ich
rief den Inspektor Geigl in Salzburg an und dieser
gab den schriftlichen Auftrag. Dann ist es gegangen,
früher nicht. Und ebenso geht es bei der hohen
Eisenbahn mit der Hinfahrt. Es sind 50 Prozent
Ermäßigung bewilligt, aber bis heute haben wir
nichts davon. Wir haben die ganze Fracht bezahlt,
die Sache liegt seit September bei der Direktion
in Linz und ist bis heute nicht erledigt. Die Herrew
sind so groß in der Sache, daß man lieber die
ganze Alpensömmernng ausgibt, wenn man lauter
solche Beschwerden hat, ehe man zu seinem Recht
kommt.

Eine Sache, die im Budget gänzlich veraeffew
worden ist, ist die Fischzucht. Es ist wirklich lächer¬
lich, was da im Budget steht. Ich habe schon vor
zwei Jahren von dieser Stelle aus da on ge¬
sprochen, wie bedeutungsvoll die Sache wäre, da
wir doch ein sehr feen- und teichereiches Land sind,
und wie wenig das bei uns ansgenutzt wird.
300.000 K sind dafür bewilligt. Dafür kann mau
sich heute nicht einmal ein Netz kaufen. So steht
bei uns die Sache, so fachmännisch wird das durch-
beraten. Aber wenn es heißt: Hebung der Produktion,
wenn es gilt, den Bauern etwas gtt leihen — wir
verlangen nichts Geschenktes —, findet man taube
Ohren und kein Gehör.

Ich möchte im Interesse der Allgemeinheit,
ebenso wie Kollege Abraut gesagt hat, ansrufen:
Bürger, Bauern und Arbeiter, beraten wir, was
wir brauchen! Auch hier in diesem Hause sitzen
Bürger, Bauern und Arbeiter, hier wäre der Ort,
zu beraten, wie wir unsere Not beheben. Mit
Streitigkeiten und Parteisticht wird die Produktion
nicht gehoben. Nicht nur int Tiroler Landtag, sondern
vor allem hier im Volkshaufe gilt es, der All-
guneinheit zu helfen. Nur so können wir unserem
Volke den besten Dienst erweisen, können wir aus
der Schuldenlast zum Wohle der Allgemeinheit
heraus komm en. (Beifall.)

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile dem
Herrn Abgeordneten Forstner das Wort.
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Abgeordneter Forstner: Geehrte Herren! Der
Herr Abgeordnete Schneidmadl hat schon gestern
einiges über die Zustände im Staatshengstendepot mit-
geteilt und ich must seststcllen, dast viele von uns. die wir
ja in diesem Hause in bezug auf altösterreichische Ver¬
waltung ziemlich vieles gewohnt sind, über die
Mitteilungen, die in dieser Beziehung gemacht
worden sind, sehr überrascht waren. Es sieht wirklich
so aus, als ob die Herren, die mit der Verwaltung
des Staatshcngstendepots betraut sind, annehmen
würden, dast die Hauptsache nicht die Staatshengste,
sondern sie selbst sind. Hauptsache ist den Herren
ihre ruhige und schöne Existenz. Dast dabei der
Staat um viele Hunderte Millionen jährlich ge¬
schädigt wird, wenn so gewirtschastet wird, daran
denken die Herren nicht.

Ich will die Ausführungen des Herrn Ab¬
geordneten Schneidmadl durch einige Mitteilungen
ergänzen. Es wurden schm im Jahre 1920 und
heuer in Wien in Schönbrunn die Staatshengste
zusamnrengezogen, angeblich in ein Winterquartier.
Mann hat in Schönbrnnn 50 oder 60 Stück
teurer Staatshengste bester Qualität in einem
einzigen Stalle zusammengezogen, was heute kein
Mensch mehr macht, denn dadurch gefährdet man
alle Pferde auf einmal. Keilt Mensch auf der Welt,
der von Pserdematerial nur ein wenig versteht, kann
so dnmul sein, 50 bis 60 Stück der teuersten
Qualität in einem einzigen Stalle zusammcnzustellen,
wodurch alle Pferde gefährdet werden, wenn eines
davon von Rotz, Influenza oder einer sonstigen
Infektionskrankheit befallen wird. Auf einen Ruck
müssen dann alle Pferde in Kontumaz eingestellt,
eventuell der Vernichtung zugesührt werden, wodurch
das ganze in Niederösterreich befindliche Hengsten-
material, das zur Deckung zur Verfügung stehen
soll, plötzlich vernichtet ist. Abgesehen davon, weist
jedes Kind, das mit Fuhrwerk und Pferden zu tun
hat, daß man in einem Stalle nicht mehr als 10
bis 15 Stück stellt, damit nicht das ganze Material
auf einmal durch eine Infektionskrankheit ge¬
fährdet werde.

Es kommt mir beinahe so vor, als ob cs
den Herren, die mit der Verwaltung des Staats-
hcngstendepots betraut sind, nur darum zit tun
wäre, in Wien zu bleiben, wo cs Theater und Kon-
zcrte gibt und das Leben im Winter angenehmer ist, als
ob sie sich hier viel wohler fühlen würden, als
draußen auf einer Station. Das kann man nie¬
manden erzählen, daß die Stallungen draußen in
den Stationen so schlecht sind, daß man dort
Pferde über den Winter nicht einstellen kann. Und
wenn sie so schlecht sind, müssen sie entsprechend ein¬
gerichtet werden und man hätte Zeit genug dazu
gehabt. Also wie ist denn die Sache? Es war be¬
absichtigt, die ehemaligen Hofstalluugcn für die
Wiener Messe berettzuslellen und das Fuhrwerk¬

depot von den Hosstallungen nach Schönbrunn zu
verlegen. Aber innerball) 14 Tagen oder drei
Wochen sind die Hengste aus ganz Niedervstcrreich
znsammenaczogen worden, als bekannt geworden
ist, daß eine Kommission nach Schönbrunn kommt,
uni zu untersuchen, ob dort nicht Platz für den
Fuhrwerksbetrieb ist. Innerhalb von 8, 14 Tagen
war der ganze Stall voll Hengste. Es zeigr sich
ganz deutlich die Absicht, zn verhindern, daß Platz
chr die Wiener Messe geschaffen wird.

Ich konstatiere: es gehr absolut nicht an, daß
die Herren von der Verwaltung des Staatshengsten¬
depots meinen,. ihre Bequemlichkeit sei die Haupt¬
sache und das Wichtigste, und die anderen, volkswirt¬
schaftlich wichtigen Dinge seien N bensache. Uns ist die
Wiener Messe tausendmal mehr wert als alle
Hengste iti.b alle Herren beim Hengstendepot
zusammen. Wir brauchen Platz für die Wiener
Messe und für die Wiener Messe nrnß Platz ge¬
schaffen werden, weil das volkswirtschaftlich für
Österreich von größter Bedeutung ist. Uns sind die
Hengste nicht so wichtig, ganz besonders deshalb
nicht, weil auswärts genügend Platz für die Tiere
vorhanden ist. Ich behaupte daher, daß die Hengste
hier in Wien nur deshalb zniatnmengezogen und in
diesen schlecht ventilierten, großen Stallungen unier-
gebracht wurden, um zu verhindern, daß der Fuhr-
werksbetrieb zusammengezogen wird. Die Herren
glauben eben, sie seien der Nabel der Welt, sie
seien die wichtigsten Personen und um sie drehe
sich die ganze Sache. Ich möchte dem Herrn
Minister schon empfehlen, da beim Staatshengsten-
depot einmal gründliche Remedur zu schaffen. Eine
solche Sauwirtschaft existiert ja beinahe aus keinem
Gebiete wie hier. Pensionieren Sie doch einmal
ein paar von diesen Herren, wenn sie sich so un¬
fähig erweisen, die Geschäfte zu führen, und als
unfähig haben sie sich in diesem Falle wie in allen
anderen Fällen erwiesen, wie gestern schon Kollege
Schneidmadl angeführt hat. Sieben Beamte —
zwei Hencche! (Heiterkeit.)

Es ist ja zum Verrücktwerden! Stellen Sie
sich vor, daß irgendein Privatmann so wirtschaften
würde! Ter würde nicht nur zugrunde gehen,
sondern käme wegen verbrecherischer Krida ins
Landcsgericht. Aber beim Staate geht die Wirt¬
schaft so fort. Eine ganze Menge pensionierter
Offiziere scheint dort umergebracht zu sein und sie
glauben, daß sie dort das Lotterleben, das sie im
Kriege geführt haben, jetzt in diesem armen, aus-
geblutctcn Staate weitersuhren können. In diesem
Staate muh sich jeder einjchränken, jeder Mensch
muß schwere Verpflichtungen auf sich nehmen und
sich schwer sorgen. Wenn die Herren so in den
Tag hineinleben und nur dafür sorgen, ihre Be¬
quemlichkeit zu sichern, ohne Rücksicht daraus, ob

! der Staat geschädigt wird, kann man überhaupt
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nicht existieren, da muß der Staat zugrunde ge¬
richtet werden, dann wird er zugrunde gerichtet
durch die Staatsverwaltung selbst, die dazu da ist,
mr ihn zu sorgen. Draußen stehen die Hengsten¬
depots vollkommen leer. Draußen stehen Schlösser
leer. Was ist es mit den Stallungen nt Eckartsau,
in Artsletten, in Bruck an der Leitha? Was ist cs
mit dem Staatsgcstüt in Waldhof bei Hainseld usw.?
Was sucht denn überhaupt die große Zahl von
Hengsten in Wien? Züchtet man denn um Himmels
willen hier Pferde? Braucht inan hier Hengste zu
dem Zwecke, den sie erfüllen sollen? Die Fuhr-
werter hier haben nur Gebrauchspferde, aber niemand
züchtet hier Pferde, das tun nur die Bauern, und
es wundert mich, daß d'e Agrarier es sich gefallen
lassen, daß so gewirtschaftet wird, daß die Hengste,
die zur Deckung da sind, zur Nutznießung, zum!
Einspannen, Ernten, Pflügen und Säen vcr veudet!
werden und zu Fnhrmmksleistnngen heraugezogeu
werden. Sie müssen doch als Pfcrdezüchter wissen,
daß das Pferdematcrial, das zur Arbeit verwendet
wird, für den eigentlichen Zweck, für den es be-
ithmut ist, einfach nicht zu brauchen ist.

Es scheint, als ob da einzelne Prorektions-
kindcr an dieser Einstellung von Hengsten Interesse
hätten, wahrscheinlich einflußreiche Wähler, und da
rührt sich die ganze deutsche Bauernpartei mitsamt
den christlichsozialen Bauern nicht, um diesem Übel¬
stand abztchelsen. Ich kann aber versprechen, daß
wir von unserer Partei aus alles unternehmen und
in diesen Saustall des Staatsheugstendepots hinern-
leuchten werden, und daß wir nicht früher Ruhe
geben werden, bis M nicht Ordnung geschaffen
wird. Das sind wir unseren Wählern und der ge¬
samten Bevölkerung gegenüber verpflichtet. (Beifall)

Vereinbarungsgemäß soll nun das Staats-
hengstcndepot ans Schönbrnun verlegt werden.
Einige Pferde sollen ausgeteilt werden uub etwa
40 Stück sollen in die Hermesvilla im Tiergarten
kommen. Nun har die Wiener Straßenbahn dort
Stallungen gemietet, und es kostet ihr viel Geld,
den Abtransport dieses Materials zu bewerkstelligen.
Die Wiener Straßenbahn hat sich dazu ohne weiteres
bereit erklärt und hat bereits ihre Vorbereitungen
für den Abtransport getroffen, wenn nichts schon
begonnen worden ist. Tie Herren vom Staats-
hengstendepot reden aber davon, daß sie geneigt
sind, im Mürz oder April die Pferde wegzubringen.
Im März soll aber schon die Wiener Messe statl-
sinden. So wird alles in diesem Staate sabotiert,
alles wird unmöglich gemacht, nur durch die Ge-
dankenträgheit und die Handlungsträgheit einzelner
Staatsbeamten, die sich absolut nicht dazu ausraffen j
können, das zu tun, was unbedingt notwendig ist.
Oder warten die Herren wirklich daraus, bis in
einen: Stall der Rotz oder die Influenza anftritt,
bis wirklich das ganze Material hin ist? Ich weiß

nicht, worauf sie warten. Wenn sie bis März
warten, dann werden, das läßt sich mit Sicherheit
Voraussagen, wenn in Wien eine epidemische Krankheit
ausbricht, die Hengste zugrunde gehen und der
Staat ist um viele Hunderte Millionen geschädigt.
Denn unter diesen Pferden befinden sich Stücke,
von denen ein einziges Millionen Klonen wert ist
und die heute überhaupt nicht zu ersetzen sind.

Ich möchte also dringend fordern, daß das
Staatshengsteildepot in Schönbrnun so b «tb als
möglich aufgelöst werde und stelle folgenden An¬
trag (liest):

„Die Regierung wird ausgesordert, die
derzeit als Winterquartier für das nieder-
österreichische Staatshengstendepot in Ver¬
wendung stehende Station in Wien, Schön¬
brunn, sofort Zn räumen. Das Pferde-
material ist so unter,zuoringen, daß eine
Gefährdung der Tiere durch Infektions¬
krankheiten nach menschlicher Voraussicht
auf ein Mindestmaß reduziert wird."

Es wird au dem Wort „sofort" gemäkelt.
Ich sage ausdrücklich: „sofort", denn wenn das nicht
dasteht, so heißt das „sofort" September oder
Oktober 1922. Ich bin neugierig, ob unter, den
christlichsozialen oder deutschnationalen Bauern einer
den Mut finden wird, gegen diese Resolution zu
stimmen. (Beifall und Händeklatschen.)

Präsident Dr. Dinghofer: Der Herr Ab¬
geordnete Forstner hat einen Beschlußantrag ge¬
stellt. Die Herren Abgeordneten haben ihn gehört.
Ich stelle die Unterstütznngssrage und bitte die¬
jenigen Abgeordneten, die den Antrag unterstützen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Der Antrag ist genügend unterstützt und steht
daher in Verhandlung.

Zum Worte gelangt der Herr Abgeordnete
Weigl; ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Weigl: Hohes Haus! Eine
dauernde Besserung unserer Staatsfinanzen kann
nur dann herbeigeführt werden, wenn es uns ge¬
lingt, eine vernünftige Relation zwischen Einnahmen
und Ausgaben herznstellen. Wollen wir dies er¬
reichen, so müssen wir uns in erster Linie über die
Ursachen klar sein, weiche das große Defizit unseres
Staatshaushaltes bedingt haben. Diesbezüglich tnöchte
ich vor allem änderet: ans die Folgewcheimnigen
des Krieges Hinweisen, welche unterer Volks- und
Staatswirischaft sehr großen Schaden zngefügt
haben. Ganz besonders verweise ich aber ans den
unglücklichen Friedcnsvertrag, auf das plötzliche
Heransreißen ans einem großen Wirtschaftsgebiet
und dadurch bedingte Mißverhältnis zwischen Konsum
und Produktion. Das Defizit ist daher hauptsächlich

23t
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em Wirtschaftsdefizit, dadurch verursacht, daß wir
eben die Lebensmittel uria Rohstoffe größtenteils
einführen müssen. Dieses Mißverhältnis wird, wenn
auch nicht gänzlich behoben, so doch etwas gemildert
werden, wenn der Anschluß Westungarns endlich
vollzogen sein wird. Dies gilt insbesondere hinsichtlich
der Lebensmittel. Ferner möchte ich die staatlichen
Lebensmiitclzuschüsse als Folge der falschen Kon¬
struktion unseres Staates und der Verschlechterung
unserer Staatsfinanzen erwähnen, schließlich auch die
unproduktive und schädliche Tätigkeit der Valuta-
schieben, die unser Finauzminister mit Recht als die
größten Schädlinge unseres Volkes und als Hoch¬
verräter bezeichnet hat, gegen die mit der. ganzen
Schärfe des Gesetzes vorgegangen werden muß.

Unsere Krone krankt aber, wie ich bereits er¬
wähnt habe, nicht bloß an der Finanzwirtschaft,
sondern auch au der Volkswirtschaft, und eine Hebung
des Kronenkurses kann vor allem nur dadurch
herbeigeführt werden, daß die innere Kraft der
Volkswirtschaft und vor allem die der Landwirt¬
schaft zunimmt. Wir müssen trachten, daß die
Milliardenimporte an Lebensmittel soweit als
möglich vermindert werden. Das wird uns nur
dadurch gelingen, wenn wir die heimische Land¬
wirtschaft nach Möglichkeit heben und fördern, eine
Maßnahme, die gewiß auch aus gesanustaatlicheu
Gründen berechtigt erscheint.

Die heimische Landwirtschaft ist nach ihrem
heutigen Stande leider nur in der Lage, ein Drittel
des Bedarfes zu decken. Wir sind aber überzeugt,
daß bei Anspannung aller Kräfte die Möglichkeit
besteht, zwei Drittel des Bedarfes im Jnlande anf-
znbringen. Natürlich nur dann, wenn eine Hoch-
kultur auf dem Gebiete der Landwirtschaft Platz
greift, was nicht nur in volkswirtschaftlicher und
staatsfinanziellcr, sondern auch in nationaler Hinsicht
von größter Bedeckung ist, weil wir dadurch vom
Ausland unabhängiger werden.

Es wurde schon von meinen Vorrednern
darauf hingcwicsen, daß die Landwirtschaft im
Budget sehr stiefmütterlich bedacht wurde. Die
Summen, die darin erscheinen, stehen in keinem
Verhältnis zur Wichtigkeit der Landwirtschaft. Ich
bin überzeugt, daß die Schuld daran nicht an dem
Bundesnlinisterium für Landwirtschaft liegt, sondern
daß das Finanzministerium in dieser Hinsicht
Schwierigkeiten gemacht hat. Das ist ja bekannt.
Aber ich glaube, der Staat hat nicht nur ein
Interesse, sondern auch die Pflicht, hier höhere
Beträge zu bewilligen, da ja der Staat selbst teil¬
weise, ja größtenteils an dem Rückgang der Land¬
wirtschaft Schuld trägt. Ich möchte nur ans die
staatliche Höchstpreispolitik Hinweisen, die einen
Rückgang der Produktion in der Landwirtschaft zur 1
Folge hatte, weil die Produktionsmittel, die dem
Weltmarktpreis angepaßt sind, von vielen Land- ?

wrrten infolge der bestehenden Höchstpreise für
landwirtschaftliche Produkte nicht erworben werden
konntcn. Ich möchte auch auf die Zwangswirtschaft
ve-weisen, die die Landwirtschaft nicht gefördert
hat. Sic hat vielmehr das Gegenteil verursacht, da
verschiedene vernünftige wirtschaftliche Maßnahmen
infolge der Zwangswirtschaft nicht durchgeführt
werden konnten. Ich verweise ganz besonders ans
die scharfen Fütternngsverbete, die während des
Krieges erlassen wurden und zur Folge hatten, daß
der Viehstaud reduziert werden mußte. Tie weitere
Folge war, daß Fleisch, Fett und Milch immer
geringer wurden und daß auch ein Düngermangel
ein getreten ist, der schließlich und endlich einen
Raubbau auf dem Gebiete der Landwirtschaft nach
sich zog.

Ich verweise ferner ans die Landflucht;
cs .mangelte an Arbeitskräften, und schließlich
weise ich auf den Mangel an Produktionsmitteln,
insbesondere an Kunstdünger hin. Es war leider
nicht möglich, selbst um teures Geld die ent¬
sprechenden Mengen an Kunstdünger gu erlangen.
Es wurde heute hier erwähnt, daß die Zollpolitik
nicht richtig gewes-n ist, beziehungsweise daß eine
richtige Zollpolitik für die Landwirtschaft keine
Bedeutung hat. Dem muß ich widersprechen und
behaupten, daß die frühere Zollpolitik nicht richtig
war, daß sie die Interessen der Landwirtschaft viel
zu wenig würdigte, was sich jetzt bitter rächt,
indem unsere Landwirtschaft rückständig geworden
ist- Das sind die wahren Ursachen, die den Rück¬
gang der landwirtschaftlichen Produktion zur Folge
hart n, und nicht, wie vielfach behauptet wird, daß
der Rückgang teilweise auch auf die Bequemlichkeit
oder gar Faulheit vieler Landwirte zurückzufnhren
ist. _ Ich kann konstatieren, daß, wenn alle Stände
>o fleißig gearbeitet hätten, wie der Bauernstand
(Beifall), der Wiederaufbau unseres Staates schon
viel weiter vorgeschritten wäre, als es bis heute
der Fall ist.

Es wird auch immer behauptet, daß der
Bauer heute viel mehr Geld hat. als früher. Ich
gebe es za, aber das ist nur daraus znrückzrtführen,
daß die-. Bauernschaft nicht acht Stunden, sondern
länger gearbeitet und auch sparsamer gelebt hat.
(Sein- richtig!) Ich möchte aber bei dieser Ge¬
legenheit konstatieren, daß diese angeblich aus-
gestapelten Gewinne nur Schcingewinne sind, denn
wir dürfen nicht vergessen/ daß die Landwirte
während des Krieges und auch nach dem Kriege
teils ans Mangel an verschiedenen dazu notwendigen
Materialien, teils aus Mangel an Handwerkern
nicht in der Lage waren, die Instandhaltung der
Baulichkeiten und der Wirtschaftsobstkie im all¬
gemeinen durchzusühren. Wenn heute die Landwirte
ihre Wirtschaft wieder so Herstellen wollten, wie sie
vor dem Kriege war, wenn die Äcker, die heute
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ausgesaugt sind, wieder fruchtbar gemacht werden
sollen, wie es im Interesse der Allgemeinheit not¬
wendig ist, dann wird vielleicht kein Bargeld mehr
da sein, son ern nur Schulden. Wollen wir daher,
daß der Bauernstand nicht abermals verschuldet
wird und die Landwirtschaft steuerkräfkig bleibt,
wollen wir, daß der Import im Interesse aller
Stünde verringert wird, dann müssen wir unbedingt
sord nt, daß eine Förderung der Landwirtschaft aus
vsfcntl'chen Mitteln ehestens eintritt. Wir begrüß n
daher aus diesen Gründen das Laudeskulmr-
svrderungsgesetz, welches in allernächster Zeit im
Hanse eiugebracht werden wird und welches st cp
ans alle Zweige der Landwirtschaft erstrecken wi-d.
Wir sind auch gleich dem Kollegen Schneidmadl
gegen die Subventionswirtlchast. Auch ich bin dieser
Anschauung, weil die Subventionswirtschait keine
guten Früchte gezeitigt hat, sondern ich stehe aus
dem S andpnnkte, daß eine Förderung in sachlicher
und organisatorischer Hinsicht Platz greifen muß.
Dadurch sind wir mit verhältnismäßig weniger
Mitteln und Regien in der Lage, jene Maßnahmen
durch führen zu kö nnen, die im Interesse der Land¬
wirtschaft gelegen sind.

' Hier muß vor allem anderen das land¬
wirtschaftliche Bildungswesen hervorgehoben werden
und diesbezüglich muß ich leider konstatieren, daß
Österreich sehr rückständig ist, was schon daraus
hervorgeht, daß wir in ganz Österreich nur 57 land¬
wirtschaftliche Schulen haben, gewiß eine Zahl,
die mit Rücksicht aus das große Prvdnktivns-
geüiet viel zu niedrig ist. Wenn man bedenkt,
daß das Fundament einer landwirtschaftlichen
Hochkultur die landwirtschaftliche Bildung ist, so
muß man gewiß zur Erkenntnis kommen, daß
hier ehestens Wandel geschaffen werden muß. Nur
dann ist es möglich, daß alle Maßnahmen auf
dem Gebiete der Landwirtschaft einen Erfolg zeitigen,
wenn sie richtig und zielbewußt angewendet werden,
was aber nur möglich ist, wenn der Landwirt über
entsprechende Kenntnisse verfügt, denn sonst kann
es Vorkommen, wie es leider heute vorkonimt, daß
eine Verschwendung des Volksvermögens stattfindet,
wenn die verschiedenen Mittel nicht zielbcwußt und
rationell augewcndct werden. Tie Errichtung von
landwirtschaftlichen Fachschulen ist also unbedingt
notwendig und soll raschestens durchgeführt werden.
Es müssen aber auch deshalb mehr Schulen ge¬
schaffen werden, weil man auch Vorkehrungen
treffen muß, durch die es auch den Kleinhänslern
und den landwirtschaftlichen Arbeitern ermöglicht
wird, sich eine landwirtschaftliche Bildung zu er¬
werben. Um dies besser zu ermöglichen, müssen auch
landwirtschaftliche Kurse in allen Bezirken eingeführt
werden, weil derartige Institutionen viel schneller
eine Einführung in das landwirtschaftliche Fach¬
wissen ermöglichen. Es ist dazu viel weniger Zeit

erforderlich und auch in finanzieller Hinsicht kann
der Staat, beziehungsweise das Land diesen Unterricht
viel leichter durchführen. Ich stehe aus dem Stand¬
punkte, daß gerade die landwirtschaftlichen Arbeiter
der wichtigste Produktivnsfaktor ist und daß es
daher auch im Interesse der Landwirte selbst gelegen
ist, wenn diese über entsprechende Fachkenntnisse
verfügen.

Wenn ich an die Ausbildung des landwirt¬
schaftlichen Biidungswescns denke, muß ich vor allen
andern die Ansgestaltnng und Erweiterung der so-
genanten Bauernschulen, der Winterschulen, und in
zweiter Linie der ein- und zweijährigen Fachschulen
fordern. Selbstverständlich können wir uns der
Erkenntnis nicht verschließen, daß auch landwirt¬
schaftliche Mittelschulen erforderlich sind, ja auch die
Hochschule für Bodenkultur ist im Interesse der
Bauernschaft notwendig, schon deshalb, weil gerade
in dieser die Fachmänner herangezvgcu werden, die
später berufen sind, an den landwirtschaftlichen Fach¬
schulen die Söhne der Landwirte zu unterrichten
und zu unterweisen. Deshalb haben wir auch ein
Interesse daran, daß diese höchste landwirtschaftliche
Schule entsprechend ausgestattet ist. Das trifft leider
nicht zu. Besonders fehlt es an der Versuchswirtschaft;
wir verlangen nicht nur eine theoretische, sondern
auch eine praktische Ausbildung; Theorie und Praxis
nrüssen Hand in Hand gehen, denn nur dann ist es
möglich, die höchsten Leistungen ans dem Gebiete der
Landwirtschaft zu erzielen. Deshalb begrüßen wir
ircudigst die Entschließung, in welcher vor allem
anderen die Angliederung eines zweckentsprechenden
Talgutes mit dazu gehöriger Alpe als Versuchs¬
objekt und zu Demvnstrationszwecken an die Lehr¬
kanzel für Tierzucht an der Hochschule für Boden¬
kultur gefordert wird, wodurch diese, die sich in den
bewährten Händen des Hofrates Adametz befindet,
der bekanntlich aus diesem Gebiete den besten inter¬
nationalen Ruf besitzt, ausgestaltet wird. Gerade
auf diesem Gebiete ist eine solche Ausgestaltung
besonders notwendig, weil zwei Drittel unserer Pro
dnktionsfläche dem Alpenlande angehört. Neben der
Ausbildung des landwirtschaftlichen Schulwesens muß
auch ein intensiver Wanderunterricht Platz greifen

Ich habe schon früher darauf hingewiesen,
daß die landwirtschaftlichen Arbeiter als einer der
wichtigsten Produktionsfaktoren zu gelten haben.
Deshalb muß auch dem landwirtschaftlichen Arbeiter
wesen die größte Aufmerksamkeit geschenkt werden
Ganz besonders verlangen wir, daß in wirtschaftlicher
und sozialer Beziehung das Größtmögliche ge¬
leistet wird.

Ich möchte nur kurz aus einige Zweige unserer
Landwirtschaft Hinweisen, die gerade in Nccderöster-
reich von größter Wichtigkeit sind, aus den Wein-,
den Obst- und den Gemüsebau, Das sind sehr wichtige
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Zweige unserer Landwirtschaft, die nicht vernach¬
lässigt werden dürfen. Was den ersteren Zweig, den
Weinbau anbelangt, so habe ich schon wiederholt
Gelegenheit gehabt, auf seine volkswirtschaftliche
und staatssinnnzielle Bedeutung hinznweisen. Ich
möchte dies auch heute wieder tun, nur so mehr als
sich gerade der Weinbau in einer schweren Krise
befindet. Das sind Folgeerscheinungen des Krieges.
Der gefürchtete Feind des Weinbaues, die Phylloxera,
tritt immer mehr auf.

Es fehlte besonders während des Krieges an
Bekämpfungsmitteln und jetzt weist unser Weinbau
große Lücken ouß die wieder ansgefüllt werden
müssen nicht nur im Interesse der Hanerschast,
sondern auch im Interesse unseres Staates, damit
auch dieser Stand stenerkräftig bleibt. Wenn man
bedenkt, daß ans dem Weinbau allein 4 Milliarden
Steuern fließen, so glaube ich, damit schon den
Beweis erbracht zu haben, daß unser Staat ein
eminentes Interesse daran hat, auch diesen Zweig
unserer Landwirtschaft zu erhalten

Ich möchte auch kurz ans das Wieder¬
besiedlungsgesetz zu sprechen kommen. Es wurde
nämlich behauptet, daß diesbezüglich nichts geschieh!
und daß das ganze nur eine Angenauswischerei ist.
Ich möchte konstatieren, daß wir diesbezüglich keiner
Partei einen Vorwurf machen können, sondern daß
die Verzögerung, die hier eingetreteu ist, nur darin
zu suchen ist, daß cs sich um eine neue Aktion
handelt, die an Kinderkrankheiten leidet, die erst
überwunden we-den. müssen. Ich habe selbst in
meinein Viertel, im Waldviertel, wiederholt Gelegen
heit genommen, zu intervenieren, weil verschiedene
Großgrundbesitzer den Versuch unternommen baden,
dieses Gesetz zu umgehen und jene Anwesen, die im
Verzeichnis bereits enthalten gewesen sind, wieder
yeranszubringcn. Ich habe es dahin gebracht, das
zu vereiteln, und ich kann hier berief) cn, daß es
schon in der allernächsten Zeit zur praktischen Wieder¬
besiedlung kommen wird. Ich möchte übrigens bei
dieser Gelegenheit erwähnen, daß auch das sogenannte
Schlvsscrgesetz ebenfalls große Schwierigkeiten ver¬
ursacht hat, weil es auch etwas Neues ist.

Es könnten noch verschiedene andere Maß¬
nahmen angeführt werden, die geeignet sind, die
Landwirtschaft zu fordern. Ich unterlasse es aber,
hauptsächlich darum, weil wir uns, nie ich schon
eingangs erwähnt habe, in der allernächsten Zeit
mit dem sogenannten Landesknltnrförderungsgcsetz
beschäftigen werden, wo reichlich Gelegenheit sein
wird, die Wünsche und berechtigten Forderungen
der Landwirtschaft vorzubringen. Ich schließe daher
meine Ausführungen mit dem Wunsche, daß endlich
einmal alle maßgebenden Faktoren und besonders
alle Parteien des National, ates die Volks- und
staatswirtschaftliche Bedeutung der Landwirtschaft

erkennen und danach handeln mögen — zum Wohl
des Staates und zum Wohl unserer Bevölkerung.
(Beifall und Händeklatschen.)

Präsident (welcher während vorstehender
Rede den Vorsitz übernommen hat): Zmn Worte
gemeldet hat sich der Herr Bnndesminister für Land-
und Forstwirtschaft; ich erteile ihm bas Wort.

Bnndesminister für Land- und Forstwirtschaft
Dr. Hennet: Hohes Hans! Es ist mir leider
nicht möglich, auf alle Anregungen, Wünsche und
Beschwerden, teilweise auch Antrag n, die in der
bisherigen Debatte vorgekommen sind, zurückzu-
kommen. Ich w rde aber so vollständig als möglich
ans das, was mir als das Wichiigste und Dringendste
erscheint, reflektieren. Zunächst möchte ich allen jenen
R.dnern meinen Dank anssprechcn, die dafür cin-
getreien sind, daß die Land- und Forstwirtschaft
nach Möglichkeit gefördert luirb und ihr die Mittel
zur Verfügung gepellt werden, um das erstrebte
Z el zu erreichen. Einer jeden Kritik glaube ich
weitest entgegenzukoinm n, ja, ich begrüße jede Kritik.
Ich möchte aber erwähnen, daß von der linken
Seite des Hauses Angriffs auf das Amt erfolgten,
die ich doch als sehr, ich möchte sagen, pauschal,
als zu allgemein bezeichnen möchte, und die ich um
so mehr bedauere, als dadurch einerseits die Arbeits-
sreudigkeit der Beamten beeinträchtigt, andererseits
aber auch der Außenwelt ein schlechtes Bild von der
Tätigkeit in dein Amt gegeben wird, dem vorzn-
stehen ich die Ehre habe. Wenn einzelnes vor-
gekommen ist, was nicht zu billigen ist, wenn wir
henke unter so schwierigen Verhältnissen zu arbeiten
haben, so darf daraus doch ein Nückschluß auf den
ganzen Komplex dcr verschiedensten Arbeiten deS
Annes gewiß nicht gezogen melden. (Sehr richtig!)

Ich möchte vor allein etwas erwähnen: Bon
der linken S.ite des Hauses wurde das Prinzip
ecr Subventionierung geradezu in Frage gestellt.
Es lvnrde von anderer Seite auseinandergesetzt,
daß der Bund wie die Länder — Landeskultur
ist ja Sache der Länder — die Pflicht haben, ans
öffentlichen Mitteln die Produktion zu heben und
zu fördern, was ja letzten Endes allen Bevöl-
kernngsschichten, also auch den Konsumenten zugute
kommt. Ich möchte mir erlauben, in dieser Hinsicht
ans das Ausland hinzuweisen. Ich kenne keinen
Kultur staat, weicher nicht eine Subventionierung der
wichtigsten Landwirtschastszweigc durchführt. Die
Schweiz, die auf einer sehr hohen Kultnrstnse steht,
wendet Millionen Franken — nicht Millionen
Kronen — dafür auf und hat damit die besten
Erfahrungen geuiacht. In Frankreich iverden ebenfalls
reichliche Subventionen gewährt; dort besteht auch
in weitgehendem Maße das System der Anbau-
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Prämien. In England bestand bis vor ungefähr
neun Jahren keine direkte Subventionierung der
Landwirtschaft, auch nicht der Tierzucht, der Pferde¬
zucht usw. Aber mau hat eingeseben, daß dies
notwendig ist, und ist an eine Subventionierung
der Rinderzucht, der Pferdezucht, der Meliora¬
tionen usw. geschritten. Die deutschen Verhältnisse
dürsten ja allgemein bekannt sein.

Wenn Las nun alle Kulturländer tun, müssen
wir es um so mehr tun, als unsere Latidtv r schall
durch den Krieg riud die Kriegsnachfolgezcil besonders
gelitten hat, dies somit aus dem Tuet des Wieder-
nufbaucs ganz besonders notwendig ist. Diesem
Zwecke soll das hier oft erwähnte Landesknlmr-
sörderuugsgcsetz dienert.

Wenn die Herren das Budget anschen, so
werden sie einzelne Ziffern finden, die eigentlich
nur im Budget stehen, damit dieser Posten
nicht außer Evidenz gelange. Wenn für sämtliche
57 Schulen, die der Herr Abgeordnete Weigl
früher erwähnt hat. als Erh.lltnngsbeitrag ein Be¬
trag von 4U0.000 K eingesetzt ist, so ist das für
die heut gen Verhältnisse nichts; und wenn für die
Hebung der Pflanzenzucht ich glaube, 90 000 X
eingesetzt sind, so kann man damit heilte überhaupt
gar nichts machen. Sogar noch geringere Beträgt
sind im Budget zu finden.

Ich darf noch erwähnen, daß die Behauptung,
dieses Landeskultnrföldcrni;gsgesetz sei einmütig ab¬
gelehnt worden, wohl nicht richtig ist. Es bestand
zwar die Befürchtung, daß die Autonomie der
Lander verletzt wird, aber die Verhandlungen, die
über diesen Entwurf bisher gepflogen wurden,
weisen einen günstigen Fortschritt aus.

Unter den Tätigkeitsgebieten, die das Land-
wirtschasisamt zu verwalten oder auf die es einen
Einfluß bat, wurde als ein. ich möchte sagen,
Passivposten die Agrarreform, die Bodenreform bc
sonders angeführt. Meine Damen und Herren! Ich
glaube, daß ich über den Verdacht erhaben bin.
irgendwie gegen eine Bodenreform oder Agrarreform
zu sein. Denn 511 ein r Zeit, als noch das alte
Österreich existierte und die Großgrundbesitzer weitaus
mächtiger waren, als sie es heute sind, als sich die
wenigsten Leute in Österreich mit Agrar- und
Bodenreform ln schäskigt haben, die diesbezüglichen
Ansätze meist schon im Keime erstickt wurden, habe
ich schon darüber ges t rieben und aus die Notwendigkeit
solcher Reformen hingewiescn. und zwar ans Grund von
Studien, die ich im Auslande zu machen Gelegen-
heit hatte. (Beifall.) Ich möchte also sagen, das;
ganz bestimmt irgendeine bodenrefonnseindliche
Haltung meinerseits ausgeschlossen ist. Ich würde
mich ja selbst desavouieren. Ich möchte aber trotzdem
erwähnen, daß ich von federn Standpunkt ans
gcwal.same Eingriffe, eilt Zerreißen und Zerstückeln, bei

Fehlen eines geordneten Systems vollkommen abweisen
muß. (Zustimmung.) Ich möchte in dieser Hinsicht
betonen, daß neulich in der „Arbeiter-Zeitung" ich
rufe Sie als Zeugen auf — eine Reihe intcrrffantcr
Artikel standen, in denen auf Grund der Quellen
Dr. Kantz'ys und direkter anderer ru iischer Quellen
auscinandergesetzt wurde, welches die Ursachen des
eiiisetzlicheu Chaos sind, das jetzt in Rußland herrscht.
Es wurde die Zwangsbewirtschaftung dort geschildert,
die teils mit mi uärischen Eingriffen verbunden war,
cs wurde aber auch gesagt, daß die planlose
Zerstückelung des Grund und Bodens, daß die
Zuweisung von Grundstücken an Leute, dw mit der
Bvdcnbewirtschastung bisher nichts zu tun hatten,
die Hauptursache ist, daß die Produktion einen so
enormen Rückgang alllgewieien hat. (Lebhafte Zu¬
stimmung und Zwischenrufe.)

Wir haben dafür auch Beispiele in Rumänien
und Jugoslawien. Ta ist es in den einzelnen
Gegenden sehr verschieden, aber ich kenne selbst
Bestpiele von Leuten, die von dort gekommen sind
und erzählt haben, daß manchmal Grundstücke an
Leute gegeben wurden, die weder Vieh noch Inventar,
noch Gebäude hatten, mn sie zu bewirtschaften.
Dadurch wurde natürlich viel mehr Schaden un¬
gerichtet, und wer hat den letzten Schaden? Die
Konsumenten, weil dadurch selbstverständlich die Pro¬
duktion zurückgeht. (Lebhafte Zustimmung und
Zwischenrufe.)

Es wurde gesagt, daß die Wiederbesiedlung
geradezu, es fiel der Ausdruck, ein Schwindel isr.
Run, ich gestehe zu, der Wiederbesiedlnng haben
sich große Hindernisse in den Weg gestellt. Der
Hauptgedanke der Wiederbesiedluug^ war, was ick
vor Jahren schon verfochten habe, einerseits ein
piodnktionspolitisches Moment, das heißt, es soll
mehr produziert werden, anderseits ein soziali-
pvlitischcs Moment, das heißt, es soll eine Zahl
von Leuten ein Heim finden und dort ihrer land¬
wirtschaftlichen Arbeit leben, zufrieden und zum
ab gemeinen Wohle. Nun kam aber die entsetzliche
Zeit der Kronenentmertung und ich frage mich, wie
es heute möglich ist, solche neue Heime zu schassen?
(Zustimmung.) Für das Inventar, die Gebäude usw.
sind solche Summen erforderlich, daß es eben leider
in den wenigsten Füllen möglich ist, derartige Ncu-
ansiedlungen durchzuführen. Das ist eine der Haupt-
n>sacken, warum die Wiederbesiedlung einen relativ
viel geringere;: Erfolg gebracht hat, als erwartet wurde.

Weiters muß man ja nach den Bestim
mnngen des Gesetzes und auch nach der Vernunft
systematisch Vorgehen im Inter, sie derjenigen, welchen
das Gut weggenommen wird, noch mehr aber im
Interesse derer, die sich darum bewerben; denn
es muffen geeignete Bewerber ausgesucht und dem
geeigneten Bewerber muß der Weg geebnet werden.

77. Sitzung NR I. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 21 von 66

www.parlament.gv.at



2702 77. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich am 15. Dezember 1921.

Ich habe hier eine kleine Statistik der Wieder¬
besiedlungsfälle, welche bisher behandelt wurden.
Was die Wiederbesicdlnng ganzer gelegter Güter
anbelangt, so ist die Anzahl der Güter'in Nieder¬
osterreich allein, welche im Erkenntnisscnat der
Agrarlandesbehörde behandelt wurden, 1096 (Hört!
Hört!), in ganz Österreich zusammen 2966. Das
Verfahren wurde eingeleitet in ganz Österreich zu
Zunsten von Bewerbern, und zwar um ganze Güter
m 642 Fällen und bei der Rückgewinnung von
Bestandteilen nach § 16 in 1640 Fällen. Die
A"Zahl d<r genehmigten Bestandteils-Übereinkommen
beträgt 110. Ich gestehe zu, daß diese Ziffern nicht
sehr hoch sind, aber ich bitte zu bedenken, wie viele
lleute wir brauchen würden, um ein schnelleres
Tempo in die Sache hineinzubringen. Ich mache
Laraich aufmerksam, daß wir einen sehr abeiis-
freudigen Stand von Agiarjnrisien und Agrar¬
technikern haben, die dieses Verfahren durchführen
und damit zu tun haben. Die Agrarbeamtcn sind
mit dieser Arbeit außerordentlich 'iusthäftigt. Wir
Hilden nun —- und jetzt komme ich aus erne andere
Dache, die damit im Zusammenhänge vorgebracht
wurde — die Kommassationen. Die Notwendigkeit der
Kommassationen brauche ich hier nicht naher aus-
zusührcn. Nun ist die Zahl der Kommassationen —
drese Frage wurde an mich gerichtet — leider eine
geringe. Sie wissen, daß eine Kommassation in einer
Gemeinde eine Angelegenheit ist, die zwei bis drei
.Iahte bßncrt. Das Verfahren hat sich aber übrigens
bei uns überall gilt bewährt und ist besonders in
Niederösterreich schon in größeren Gebieten durch
geführt. Ick) wurde gefragt, wie viele Zusammeu-
legungen in den letzten Jahren gemacht wurden. Es
wurden ^ acht Zusammenlegungen gemacht und sechs
stnd in Arbeit. Das ist allerdings wenig, das gestehe
ich zu. Allein man braucht für eine Zusammenlegung
in einer Gemeinde lange Zeit und eine gewisse
Anzahl von Technikern. Dann haben die Ägrar-
belörden bekanntlich außerdem die Regulierungen
und Deckungen von Agrargeincinschasten durch gi-
sühren, ferner die Servitutsablösungen, die Servituts-
rcglilierungen und außerdem haben sie sehr wichtige
und erfolgreich dnrchgefiihrte Arbeiten in den
^ricgvlagern gehabt. Als die Kriegslager liguidiert
wurden, wie in Hart, Sigmundoherberg. Wieselbnrg,
Pögastall, wurde von den Agrarbehörden die
Rekultivierung durchgesührt. Wir haben im ganzen
168 Agrartechniken, die die technischen ArbAten
durchzuflihren haben, und wir haben vom Finanz¬
ministerium schon die Ermächtigung, eine größere
Anzahl einzustellen. Wir würden das selbstverständlich
tun, können es aber nicht infolge gewisser phpsischer
Hindernisse, vor allern infolge Wohnungsmangels.
Es ist in rnanchen Orten absolut nicht möglich,
Ägrarbeamte unterzubringen, da für Kanzlei' und
Wohnung kein Raum zu stnden ist. Es wurde vom

Herrn Abgeordneten Schneidmadl ein Fall heraus
gehoben, und zwar der Wiederbesiedln,-gssall Milo
Weltmann bei Waidhosen an der Ybbs. Ich erlaube
urir — ich habe mir den betreffenden Akt kommen
lassen — darauf folgendes zu antworten (liest):

„Die Gemeinde Zell-Arzberg beantragte ur¬
sprünglich die Aufnahme von 15 dem Weitmann
gehörigen Gütern in das Wiederbesiedlungsverzeichnis,
reduzierte aber später ihren Antrag aus die Aus¬
nahme von zwei Gütern. Der Erkennnrissenat der
Argrarlandesbehörde erkannte in seiner Sitzung am
22. Juni 1920 nach Anhörung der Fachmänner
aus den Kreisen der Landwirtschaft auf Ausnahme
von bloß zwei Gütern und Streichung von
13 Gütern im Hinblick auf die zweckmäßig ein¬
gerichtete und mit nachhaltigem Erfolge geführte
Bewirtschaftung der Weitmannschen Güter. Ver¬
schiedene nachträglich eingelangte Rekriminationen
ließen aber diese Annahme als mcht zutreffend er-
scheinen, weshalb die AgrarlandcSbehörde neuerliche
Erhebungen pflegen ließ. Die Agrarober behörde, gleich-
lalls aus den Fall aufmerksam gemacht, requirierte
vom Gesichtspunkte der Handhabung des Ansfichrs-
rechtes das Aktenmaterial, während die Agrarlandes¬
behörde ihrerseits selbst den Antrag auf'Aushebung
des gefällten Erkenntnisses stellte, um für eine den
tatsächlichen Verhältnissen entsprechende Beurteilung
des Falles freie Hand zu bekommen. Der Erkenutnis-
senat der Agraroberbehörde hat demnach auch in der
Sitzung vom 10. Juni 1921 das nnterinstanzliche
Erkenntnis behoben imb erkannt, daß auch rück
sichtlich der 13 gestrichenen Güter neuerliche Ver¬
handlung zu pflegen sei."

Die Angelegenheit hat zwischenweilig die Sitzung
der Fachmänner der Agrarlandesbehörde'passiert,' die
sich rücksichtlich der 13 noch in Frage kommenden
Güter für die Aufnahme von acht ausgesprochen hat.
Die Angelegenheit wird in die nächste Sitzung des
Eckennckiissenates der Agrarlandesbehörde kommen.

Hieraus wolle entnommen werden, daß eine
kommissionelle Verhandlung seitens der Agrarober¬
behörde an Ort und Stelle überhaupt nicht statr-
gesunden hat. (Hufe: Na also! — Zwischenrufe.)

Es dürste sich um eine Verwechslung mit der
Landesbehörde handeln, denn von der Obcrbelwrde
war niemand draußen. Es wurde im Anschluß
daran ein Angriff gegen die Oberbehörde gerichtet,
die angeblich aus Aristokraten besteht. Äbgesehcn-
davon, daß bei uns der Adel abgeschafft ist, es
also keine Aristokraten gibt, möchte ich aufmerksam
machen, oaß, wenn in einem Beirat ein ehemaliger
Grat ist, man in einer deniokratischen Republik doch
auf dem Standpunkte stehen muß wie in Amerika,
wo ein Industrieller gesagt hat: Es soll Ihnen bei
uns nicht schaden, taß Sie ein Graf sind.

Nun, meine Herren, möchte ich auf das
gestern und heute ganz besonders umstrittene Thema
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oer Pferdezucht zu sprechen kommen. Ich möchte
zunächst hervorheben, daß ich tatsächlich bedauere,
daß unsere Pferdezucht nicht das leisten kann, was
sie leisten sollte, und daß sie namentlich auf dem
Gebiete der Waimblnlzncht Heuer und, wie ich
fürchte, auch im nächsten Jahre den Ländern nicht
die nötige Anzahl von warmblütig n Hengsten zur
Verfügung stellen kann. Daran-sind aber in aller¬
erster Linie die Fntterverhältnisse in den letzten
Jahren fchnld. Bei dem außerordentlichen Futter¬
mangel haben die Tiere in ihrer Jugend nicht genügend
zugenommen, was sich heute noch rächt. Es wnrve
übrigens zu weit führen, hier alle Pferdezuch fragen,
die ja in den kompetenten Kreisen nächstens aus¬
führlich zur Erörterung kommen werden, im Detail
zu besprechen. Was die Noriker an'-elangt, so muß ich
ja das Entgegenkommen des Finanzin nisteriums
bezüglich des Ankaufes der norischen H ngste an¬
erkennen, aber wir müssen diese Hengste bis ans
das letzte ausnutzen. Wir haben Hengüe, die schon
17, 18 und 21 Jahre alt sind. Das Nachkamcn von
Hengsten >st eben eine finanzielle Frage. Ick selbst
wäre froh, wenn ich mehr Mittel hatte, um den
berechtigten Wünschen der Länder Nachkommen zu
können.

Nnn wurden verschiedene, imb zwar recht
schwere Anklagen gegen die Gestütsverwaltnngen
erhoben. Was Piber anbrlangt, möchte ich^ mir
erlauben, daraus zu verweisen, daß cr c vLcker-
pellation des He>rn Abgeordneten Hammer-
storser und Gelwsscn vorliegt, dre ich bereit» be¬
antwortet habe.

Es wurde gesagt, daß Wieselburg vernachlässigt
und in einem schlechten Zustande sei. Wenn auch
gewiß manches verbesserungsbedürftig ist — denn
welcher Betrieb hat schließlich durch den Krieg und bie
jetzigen Verhältu sse nicht gelitten , so bin ich
doch der Ansicht, daß es ein Betrieb ist, aus den
Wir stolz sein können. (Abgeordneter Schneidmadl:
Fragen Sie Ihre eigenen Leute im E:lun[\aU) Ich
weiß nicht, ob der Herr Abgeordnete den Betrieb
gesehen hat, aber ich lade ihn ein, sich ihn auzuschanen.
Es ist ein Betrieb, der sehr viel geleistet h A und den
ich mit Vorliebe auch Au-Aindmn zeige. Wieselburg
hat 845 Hektar, ich mache aber aufmerksam, daß
darunter Bauparzellen, Wälder, Gärten und alles
mögliche ist, so daß für den eigentlichen Betrieb
nur etwas über 700 Hektar üb,ig bleiben. Ans
Diesen 700 Hektar war ein Pserdestand von
353 Pferd(N (Hört! Hört!) Jetzt ist der Pferde¬
stand infolge der außerordentlichen Fnttermiitelnot
auf 293 reduziert, was immerhin noch sehr be¬
trächtlich ist.

Ich übergehe es, welche Kategorien von
Pferden das sind. Feiner ist dort ein Rinderstand,
Der sowohl für die Düngung des Gutes wichtig ist.

ganz besonders aber für die Konsumenten betreffs
der Milchversorgung der Gegend in Betracht kommt,
sowohl für die Angestellten des Gestüts als auch
für die Bevölkerung von Wieselburg, ein Rinderstand
von 79 Stück sehr guten Montafoner Viehs. (Hört!
Ulkt!) Ich glaube, daß das ein ganz günstiger Stand
ist. Selbstverständlich müssen wir Heuer in dieser
schlechten Zeit Heu znkanfen. Wir nehnien einen
Teil von Waldhof hinüber und müssen Heu zu-
kausen. Für das trockene Wetter können wir nicht
v rantwortlich gemacht werden. Haferban wird, weil
ja dort eine Weidewirtschaft ist und überhaupt das
Ackerland nur ungefähr 80 Hektar ansmacht, wenig
betrieben. Hafer ist ja die bedeutendste Ausgabspost,
die wir sowohl für die Stallämter als auch für
die Gestüte haben, weil wir säst alles kaufen müssen.

Was Waldhof anbelangt, das der Herr Ab¬
geordnete Schneidmadl gelobt hat, so freue ich mich
darüber. Aber gerade bezüglich Waldhos wurden
Klagen darüber ’ laut, daß bte Hengste, welche
bekanntlich einjährig hineinkommen und dreijährig
zurückkouunrn, infolge der FutttrverlMuisse nicht
genügend zunehmcn.

Nun imt'bc aber gesagt, daß die Leiter dieser
Gestüte noch die alten Militärs sind, daß sie die
Betriebe in militärischer Diktatur verwalten und eine
Art selbstherrliches Regiment dort führen. Diese
Bemerkung rührt an folgende aktuelle Angelegenheit:
Früher, vor dem Umsturz, waren in allen Gestüten —
und wir haben ja bekanntlich noch andere gehabt, wie
das bekannte Radautz — die GestüteOffiziere die
obersten Leiter und ihnen unterstanden die Wirt-
schasrsbeamten und alles. Nach dem Umsturz wurde
für Piber und Waldhos, und zuletzt noch im Sommer,
also erst vor wenigen Monaten, für Wieselburg
eine Trennung eingesührt, indenl aus der einen L>e te
die Gestütsbeamten für die Gestütssührnng, ans der
anderen Seite die Wirtschaftsbeamten für die Wirt¬
schaftsführung verantwortlich gemacht wurden. Das
hat auch zu Unzukömmlichkeiten geführt, weil eine
Art Rivalität zwischen beiden Teilen entstanden ist,
die ich bedauere und die auch schon recht unangenehme
Erscheinungen ge.eickgt hat. Ich Halm das aber
noch iunner für das beste und es ist damit
jedenfalls dem Angriff begegnet, daß eine Art
Diktatur dort herrscht. Die Gestütsbeamten haben
aus das Gestüt zu schauen, die Wirtschaswbcamten
führen die Wirtschaft in Rücksicht aus das Gestüt
nach richtigen lanwirtschaftlichen Grundsätzen.

Der Herr Abgeordnete Forstner hat nun
einen Antrag bezüglich der Unterbringung der
Hengste im HengstenstaUamt in Schönbrunn gestellt.
Die veterinären Gefahren, die damit verbunden sind,
sind vielleicht gar nicht so groß — ich will die
Herren damit nicht aufhalten, wir haben selbstver¬
ständlich das Gutachten der Veterinäre eingeholt —,
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aber jedenfalls gebe ich ohne weiteres zu, daß ich
sehr froh wäre, wenn sie nicht dort wären. Es hat
sich damals gehandelt, daß wir — und diese Ant¬
wort habe ich auch auf die Anfrage des Herrn
Abgeordneten Forstner, die er vor ein paar Tagen
an mich gerichtet hat, warum diese Hengste dort
stehen müssen, auf Grund der Akten gegeben —
keine andere passende Unterkunft für die Pferde,
keine anderen Winterquartiere gefunden haben;
natürlich zur Belegperiode kommen sie wieder hinaus.'
Das ist selbstverständlich. Wenn ich eine andere
Unterkunft, oie halbwegs besser ist. finde, bin ich
sehr froh, wenn sie nicht mehr dort sind.

Das Kapitel Meliorationen hat die meisten
Redner mit Recht sehr beschäftigt. Run, ich brauche
nicht zu sagen, daß die Dlirchführung von Melio¬
rationen, wenn sie planmäßig, und anders kann sie
Nicht ge?chehen, erfolgen soll, Geld, und zwar viel
Geld e-f-rdcrt und daß mit Rücksicht auf unsere
Finanzlage eine Zurückhaltung geboten ist, die, so
bedauerlich cs ist. eingesehen werden muß. Es ist
aber auch die Aufstellung eines weitaussehenden
Programmcs, wie es ja wünschenswert wäre, des¬
halb sehr schwer, weil infolge Elemenjtarerclgnisse >
immer wieder etwas neues auftaucht, was den
schönsten und den vollständigsten Plan niederreißt.
Gcr.ide bezüglich des Weiden- und Nußbaches, von
dessen Schädigungen ich mich persönlich überzeugt
habe, sind Verhandlungen leider Gottes durch
zehn Jahre geführt worden und ich muß sagen
hätte man vor zehn Jahren reguliert, wäre es
ein Segen gewesen. Nach taugen Verhandlungen
wurden die. Inter, sscnten einig, mau hat sich
darüoer geeinigt, was das £asit> beiträgt, was
bie _ Interessenten beitragen. Das Projekt wurde
sertigg. stellt und als es fertig war. waren natürlich
die Preisanschläge überhaupt nicht mehr gültig,
und so sieht die Sache heute wieder auf einem
toten Geleise. Tatsächlich sind dadurch Hunderte
und Tausende von Hektar sehr guten Bodens im
Marchfcld, ich will nicht sagen brach, aber in
schlechtem Zustande.

Wie schwierig die Sache ist, zeigt ein anderes
Projekt in der Nahe von' Bruck, also auch in
Nieder ö st erreich, wo alles schon fertig war, wo alles
einverstanden war und wo plötzlich infolge der
Preissteigerung sich ein ganz anderes Bild ‘ ergab,
tio fehlt an Material, es fehlt aber auch au
Arbeitskräften. Man sagt Zwar oft, man solle
Arbeitslose dafür verwenden, aber es ist doch
kaum durchführbar, Leute, die aus der Stadt
kommen, selbst wenn sie den guten Willen haben,
für eine solche schwere Arbeit zu verwenden. Es ist
nicht allein die Arbeitswilligfeit, an der es
nicht selten auch fehlt, sondern vor allem sind es
L.e physischen Kräfte, die nicht ausreichen und es

bewirken, daß die Leute, wenn sie auch angefaugen
haben, daun von der Arbeit davon laufen. Sonst
wäre es ja eine ideale soziale Lösung, wenn man
die Leute, die in den Städten und Judustrieortcn
überflüssig sind, aufs Land hinausschicken könnte,
(Lebhafte Zustimmung. —- Abgeordneter Schneid-
madl: Es ist auch umgekehrt nicht möglich, daß
man ohne weiteres einen Landwirt in einen Fabriks-
betrieb stellt, damit er dort arbeite! — Zwischen¬
rufe.) Gewiß, eine Umstellung bereitet immer
Schwierigkeiten.

Es wurden verschiedene Tätigkeitszweige des
j landwirtschaftlichen Ressorts angeführt und auch die
Arbeiterfrage berührt. Die Abtecknug, die sich bei
mri, mit den Arbeiterfragen zu beschäftigen Haft
weist gewiß gute Leistungen auf. Die letzte Tagung
des Rcichsarveitcrrates hat ja gezeigt, daß keine
größeren Beschwerden Vorlagen. D.e Einführung der
Arb itsämter in den Ländern hat gute Fortschritte
gemacht, ebenso die Arbcitsvermiltlung. Ich möchte,
ohne daß ich irgendeinen der anderen verdienst¬
vollen Zweige außer acht lasse- doch die Veterinär-
rerwaliung herausgreisen. Insbesondere möchte ich
aus die Tierimpsstoffanstalt Hinweisen, die mit
den Impfungen gegen die Maul- und Klauenseuche,
die jetzt an manchen Stellen in viel schärferer
Form au'getreten ist, schöne Erfolge zu verzeichnen
hat. (Zustimmung.) Hierin liegt ein bedeutendes
Feld einer erfolgreichen Tätigkeit.

Mehrere Herren und zuletzt der Herr Abge¬
ordnete Weigl haben das landwirtschaftliche Schul¬
wesen hcrvorgehoben. Es wurde von der linken
Seite des Hauses der Wunsch geäußert, daß das
landwirtschaftliche Schulwesen dem Unterrichtsamte
angegliedert werde. Ich muß gestehen, ich begreife
diesen Wunsch nicht. Warum sollen derartige Fach-
iiQtucn, bei denen es sich doch um eine Einrichtung
handelt, die ja wirklich nur Fachleute beurteilen
können, von einem Amte losgelöst werden, in
dessen Bereich sie doch ohne Zweifel gehören?
(Hufe: Sehr richtig!)

Was das Schulwesen aubclangt, sind wir
leider wirtlich rückständig. Die Statistik zeige, daß
auf tausend Bauerngüter über fünf Hektar nicht
ganz vftr landwirtschaftliche Schüler kommen —
wenn man die einzelnen Kurie dazu nimmt,
etroas mehr. Das ist aber jedenfalls sehr
wenig. Wie schon erwähnt, sind im Budget
von seiten des Bundes für die Erhaltung
aller dieser Schulen nur 400.000 K ein-
gesetzt, womit man natürlich gar nichts machen
kann. (Lebhafte Zustimmung und Zwischenrufe.)
Hwr müßte — das brauche ich wohl nicht erst
auszuführcn —■ vor allem eingesetzt werden, um
eine nachhaltige Steigerung der Produktion zu
erzielen. Denn unsere Schulen werden verkümmern,
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weil sic keine Lehrmittel mehr nachschafscn können
und natürlich kehr große Kosten für die Schuler-
peusioncn eriorderlich sind. Dasselbe gilt natürlich
auch für die Haus wirtschaftlichen Schulen, auf die
nicht genug Gewicht gelegt werden kann.

Die Ziffern des ganzen Budgets wurden
seinerzeit nur als Verhältniszahlen bezeichnet, das
heißt inrolge der seither cingetrctenen Geldent-
W rtung sind d'csc Zistern gar nicht mehr richtig,
sondern' sie können nur in einem gewissen Ver¬
hältnis zur Wirklichkeit genommen werden. Nun
können wir aber bei einem Vergleiche doch nur
von den Ziffern deS ursprünglichen Budgets aus-
gehcn und da möchte ich das hohe Haus bitten,
zu beachten, wie klein diese Ziffer ist, denn nufer
gesamtes Budget macht nur 0‘7 Prozent d S ganzen
Bnudesbudgets aus. Das ist das Budget der ganzen
Landwirtschaft, ohne die staatliche Forstwirtschaft,
da die staatlichen Forstbetriebe getrennt zu be¬
handeln sind.

Auf die staatliche Forstverwallung glaube
ich — außer cs wird gewünscht — hier nicht
weiter cingehen zu müssen, und zwar des¬
wegen, weil der Untersuchungsausschuß für die
Holzabstockuugsverträge, den das hohe Haus seiner¬
zeit eingesetzt hat, im engsten Kontakte mit deul
Bundesmiuister arbeitet und aus dem Gebiete
der R« formen schon verschiedene Beratungen statt-
gesunden haben. Tie oberste L ituug der Bundes-
forste wurde geändert, es ist ein ai derer Beamter
an die Spitze gekommen, eine bewährte Fachkraft,
und es wurde die Leitung direkt dem Buudes-
minister unterstellt. Es wurde auch eine innere
Reform mit guten Fortschritten ungebahnt und die
weiteren Reformen in Rücksicht aus die größere
Ergiebigkeit iuib die Nachhaltigkeit der Ertrag«'
werden setzt beraten Ich glaube, daß ich nur noch
eines hinzuzn'üg«n tmbc: die Ansicht nämlich, die
auch von einer Seite, von der es mich gewundert
hat, ausgesprochen wurde, daß die Forste passiv
sind, ist' nicht richtig. Ich habe mir übrigens
erlaubt, im Budgetausschuffe die bezüglichen Ziffern
bekanntzugeben.

Ich glaube, meine Herren, daß ich das
Allerdringkvdste gesagt habe — vielleicht habe ich
schon zu viel gesagt. Ich möchte nochmals deu-
jcnigen Herren danken, welche hier Anregungen
gegeben und unsere Tätigkeit angceisert haben,. die
überdies wünschen, daß noch mehr aus einem
Gebiete geschieht, welches ja schließlich allen
Zweigen der Bolkswi.tschaft zugute kommen wird.
(So 'isi es!) Ich danke weiter allen Volksver¬
tretern hier, die glauben — und ich bin überzeugt,
daß es selbstverständlich alle Herren sind —, für
unser künftiges Wohl und für den Wiederaufbau zu
sorgen, indem sic das Amt. dem vorzustehen ich die

Ehre habe, unterstützen. (Lebhafter Beifall und Hände¬
klatschen.)

Präsident: Zum Worte gelangt der Herr
Abgeordnete Laimer.

Abgeordneter Laimer: Hohes Haus! Es
wurde hier im Hause viel über die Subventionen
gesprochen. Die Subventionen nutzen gar nichts,
wenn aus der anderen Seite den kleinen Land¬
wirten, spcäell bei uns im Gebirge, Schwierigkeiten
bereitet werden, wie dies gerade heuer der Fall ist.
Es bestehen bei uns Servitute, denen zufolge die
Bauern das Strcu'.echt haben. Aber die Waldungen
werden abgeholzt, die B.meru verlieren natürlich
ihre Servitute dort, sie werden aber nicht dorthin
überführt, wo wieder Waldbestände und Laub
bestände herangewachsen sind.

Tie Bau nt stehen oft ohne Streu da — denn
Stroh ist im Gebirge nicht zu haben und die
Landwirtschaft arbeitet dann mit großen Hindev
-Nissen. Es wird eben wieder auf die Jegd mehr
Wert gelegt als aus die Kuh int Stall, denn
riesig reiche Ausländer pachten die Jagden und
einzelne Jagdlliluug n beanstanden wieder das Aus¬
triebsrecht und machen den Viehbesitzern genau so
Lchwicrigkciten wie früher d e Hvfjagdlcitungen. Ww
schaut cs aber bei den Jagdpachtungcn aus? Die
Bcrräge. die die Ausländer und auch die Inländer
zahlen, find außerordentlich gering. Ein Patronen¬
fabrikant, namens Rott, zum Beispiel, der auch
einen Teil der Jagd gepachtet hat, bezahlt seine
Jäger mit 4000 K monatlich. Die Leute müssen
natürlich dazu schweigen. Dabü findet man noch
heraus, daß speziell bei uns in Ebensee, wo Jagden
gepachtet sind, dort zu den Arbeiten, zum Pirsch-
wegem chen, zum Treiben sorstärarische Arbeiter
ausgetiehen werden, die einen Grundlohn von 32
bis 48 K vom Jagdpächter bekommen, während
die Zulagen, die bedeutend Höher sind, der Staat
leist«n muß. Ob das den ober n Instanzen bekannt
ist, weiß ich nicht; jedenfalls wäre es notwendig,
daß man diese Sache untersucht.

Was den Achtstundentag betrifft, so hat «ns
der Herr Kollege Weigl gesagt, daß die Bauern
länger als acht Stunden arbeiten, «nb hat verlangt,

i daß auch die Arbeiter langer arbeiten sollen. ^ Ich
glaube, es trifft n cht für alle Bauern zu, daß sie
länger als acht S.undeu arbeiten, wohl aber trifft
es für die landwirtschaftlichen Arbeiter zw Aber
wenn mau aus diesem Standpunkte steht und wenn
von der rechten Seite dieses Hauses erklärt wird,
wir müßten mehr arbeiten, dann bringen wir- uns
schon fort, so möchte ich gerade die christtichsozialen
Gewerkschaslssekr. rare und christlichsozialen Arbeitec-
sekretäre — der Herr Stcmpser scheint allerdings
nccht im Hause zu sein -— daraus aufmerksam
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Machen. Last gerade dann, wenn man wirklich zu
den Arbeitern geht und ihnen sagt: Leute, jetzt ist
die Kriegs,;eit wieder vorbei, die Ernähr,mgsvcrhält-
uiffe haben sich gebessert, jetzt müßt ihr doch
wieder längere Zeit arbeiten, müßt doch wenigstens
acht Stunden mit Aus- und Abgangszeit Anhalten,
daß man gerade dann von den christlichsozialen
Blättern ein Arbeitsverlängerer genannt wird. Das
ist Demagogie; da geht die Parteipolitik der Wirt
schastspolltik vor. Die Herren von der Rechten
schweigen sich schön aus, aber ihre Sekretäre draußen
bellen und dem, der es wirklich ehrlich meint, dein
ev dar um zu tun ist, daj; mau die Forstwirtschaft
wieder in die Höhe bringt, der den Leuten z,-redet:
ihr müßt wieder länger arbeiten — früher hat
man es ja nicht verlangen können, weil der Holz-
knccht kein Mehl und kein Schmalz zum Mitnehmen
gehabt hat —, dem bereiten sic Schwierigkeiten.
Jetzt haben sich die Verhältnisse gebessert, wir
dun? zur Arbeit au und bekommen auch vom
Ministerium Lobesbezeugungen dafür, daß sich die
Produktion bessert; das dürfte bei den christlich-
sozialen Gewerkschaftssekretären nicht bei Fall sein.
Im Hause aber machen Sie uns den Vorwurf,
daß wir diejenigen seien, die nicht für eine Mehr¬
leistung eintreten.

Bezüglich der Lohnauszahlungen haben sich
die Verhältnisse etwas gebessert. Aber a, f eines
möchte ich Hinweisen, was ich nicht stillschweigend
übergehen kann: Heuer, anfangs August oder noch
im Juli, ist hier ein Antrag angenommen worden,
wonach den Forstzöglingen ihre Tagqekder von
' bis 6 X ans 10t) bis 200 K, rückwirkend vom
1> Marz erhöht wurden. Dieser Antrag ist von
allen Parteien des Hauses angenommen worden.
Bis heute haben die Forstzögkinge noch keinen
Heller dieser Nachzahlungen bekommen! Bis heute
noch nicht einen Heller! Gerade gestern habe ich
diesbezüglich einen Brief bekommen. Was hätten
die Leute aber im August und September um die
paar Kronen, die ans sie entfallen, bekommen und
was bekommen sie heute! Das ist eine Liederlichkeit,
die sondergleichen ist. Bei de» Direktionen herrschen
sonderbare Schlampereien. Selbst die Wirtschasts-
sührer beklagen sich heute schon. Da gibt es einen
Forstdircktor, einen Rechnungsrat Tschapler, der
Hiiiansgeschmissen gehört! Das ist noch so ein alter
Bnreaukrat, der jeden Akt zwanzigmal nmdreht.
Alle Förpcr und Forstarbeiter beklagen sich und
man kann dieses Mannes nicht Herr werden. Der
gehört hinaus! Das sind die alten Bnreankratcn
"nd die gehören weg. Es ist uns in, Ministerium
gelungen, daß wir den Schollmayer und den Pantz
hinausgeruckr haben, es muß uns auch in der Forst-
direktivn gelingen, daß man die wegbringt.

Was die Behandlung der Forstarbeiter an-
belangh so haben wir heute Gebiete, große Schläge¬

rungen, zum Beispiel in Strobl, wo ans drei, vier
Mann ein Strohsack entfällt; die andern müssen so
ans dem Stroh liegen, wie man ein Schweindel
ein bettet. Dem Forstärar gelingt es nicht, die not-
wendigen Strohsäcke zu bekommen. Beim Militär
hat doch wenigstens jeder einen Strohsack gehabt,
aber der Forstarbeiter, der den ganzen Tag fleißig
arbeiten muß, hat keinen Strohsack. Auch in dieser
Beziehung muß Reinedur geschaffen werden und die
Leute müffen die nötigen Stroh sacke bekommen.

Bezüglich der Wildbachverbannngen möchte
ich nur erwähnen, daß Wildbachverbannngen speziell
im Gosanta! und im Goiserertal, wo durch die
Abschlügerrmgen die Hochwässer im-? er größer werden,
vorgcnommen werden. Da rinnen mitten in die
Felder die Wildbäche hinein und verbaut wird dort
Nichts. Wiederholt hat die Gemeindevertretnng von
Kaisern und Gosau schon Eingaben gemacht, aber
verbaut wird nichts. Das rst keine Förderung,
sondern eine Hemmung der Landwirtschaft.

_ Gin es habe ich bei den Forstarbeitcrn noch
vergessen: iui Ennstal haben die Forstarbeiter von
den Novemberbezügen noch nicht einen Heller er¬
halten. Während sie bei den anderen Forsldirektionen
die Nooeinberbezüge, die vielleicht 13.000 bis
14.000 K ansinachen, überall schon bekommen
haben, hat die Wiener Direktion — und das ist
die elendigste, da gehört eine Dynamitpatrone hinein

, O^verkeit) noch nichts ansbezahlt. Wir werden
trachten müssen, daß wir das Ennstal und das
Reichraminger Gebiet abtrennen und zur Forst-
birefttün Gmunden bringen. Bei der Wiener Direktion
geht man nur darauf aus, sich ein schönes Änivmodil
z,l verschaffen, das ein paar Millionen kostet, um
den Bezirk aber kümmert sie sich einen Schmarren!
Ainh in dieser Beziehltng null,; Remcdur gejchasscn
werden. (Beifall und Händeklatschen.)

Präsident Dr. Dinghofer (welcher während
vor sauender Rede den Vorsitz übernommen hat
Zum Worte gelangt der Abgeordnete Niedrist ich
erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Niedrist: Hohes Haus! Ich
habe schon im früheren und auch in diesem Saale
eine Anzahl von Budgetdebatten nritgemacht und wenn
in) die jetzige Budgetdebatte wieder verfolge und
besonders die heutige Debatte über die Hebung der
Landwirtschaft, so habe ich das schon ein dutzend-
mal oder bald noch öfter gehört. Alles kehrt in
jeder Budgetdebatte wieder und während der Debatte
hundertmal von allen Seiten. Aber die Hebung der
Landwirtschaft schaut so ans, daß jetzt nach dem
Kriege, in dein mon solche Schäden erlitten hat,
gerade die Landwirtschaft mit einer ganzen Mil
liaide und 725 Millionen int Budget drinnen
stoht. Der Herr Minister für Land- und Forstwirt-
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schaft selbst hat gerade erklärt» daß nicht einmal
ein Prozent des ganzen Budgets für die Land¬
wirtschaft aufgewendct wird. Die Landwirtschaft wird
in Österreich so behandelt, als wenn sie gar kein
Berus wäre, sondern eine Hausmeisterwirtschaft, nur so
nebenbei, und doch, glaube ich, daß die Landwirt¬
schaft der Hauptfaktor ist. Wenn mau den neuen
Siaat Österreich aufbancn will, so kann nur die
Landwirtschaft ihn auibauen. Bei uns in Tirol
sieht man das eigentlich schon lang? ein. Aber mit
solchen Mitteln baut man eben kein Haus. Aber,
wenn man glaubt, das; die Landwirtschaft die not¬
wendigen Mittel alle erhalten hat, so steht da wieder
eine Gesamt inuahme von iVa Milliarden gegen¬
über einem Abgang von 225 Millionen. Wenn
man aber die anderen Kapitel des Budgets durch¬
nimmt. so sieht man, daß zum Beispiel ein Staats¬
betrieb, der .modern nach allen Reformvorschlägen
der Sozialdemokraten eingerichtet ist, das Arsenal,
wo alles vorhanden ist. das im Herzen des Reiches,
in der Großstadt, liegt, ein Defizit von 1400 Mil¬
lionen Kronen hat. Die Bundesbahnen, die alte neu
und kunstvoll reformiert sind, haben ein Defizit von
40 Milliarden. Und was hat die Landwirtschaft für
ein Defizit! Die ist noch nicht reformiert und die
wollen die Herren reformieren. Aber bitte sie nur
nicht so zu reformieren, wie alles andere reformiert ist,
die Bahnen usw. B.i der Landwirtschaft nennt man
das Subventionswirtschast, die man abschaffen soll,
bei den anderen Ressorts nennt man es Deckung
des Defizits. (Heiterkeit und Zustimmung.)

So schaut die Sache aus! Wenn man sagt:
in den Staatsbetrieben mußte eine Arbeitsgelegenheit
nach dem Kriege geschaffen werden, infolgedessen
kann nicht alles klappen und man darf nicht ans
die Rentabilität schauen, man hat die Beamten
untcrbringen müssen usw., so trifft das auch bei der
Landwirtschaft größtenteils zu. Auch die Landwirt¬
schaft ist eine Arbei sgelegenheit. Aber ich wüßte
eine andere Arbeitsgelegenheit und das ist unser
Meliorationswcsen. 0 s ist vielfach darüber geklagt
worden, daß das Meliorationswesen so arg im
Rückstand ist, und auch ich muß mich darüber sehr
beklagen.

Die Jnnregnliernng in Nordtirol wird nun
seit 20 Jahren betrieben. Seit 20 Jahren sind wir
über die Bermessnngen, Projektierungen, Kommis¬
sionen nicht weit hinausgekommen. Erst jetzt beginnt
man endlich etwas zu arbeiten. Daß die Inn-
regulierMig notwendig ist, sieht jeder, der durch das
Untcrinntal fährt. Die schönsten Ortschaften des
heutigen Landes Tirol, von Brixlegg bis Schwaz,
sind zu Zeiten des Hochwassers total unter Wasser
gesetzt. Turch die Alpcnbachstaunngen wird das
Wasser zurückgestaut und die schönsten Getreidefelder
mnd die ganze Gegend stehen unter Wasser, weil cs

nicht möglich ist, einen Bagger zu erhalten und
auszubaggcrn. Da wüßte ich jetzt Arbeitsgelegen¬
heiten genug, a' er im Budget des Melioratious-
fonds sind für Regulie ungsarbeiten nur 80 Mil¬
lionen eingesetzt; der frühere Meliorarionsfonds ist
nur mit 6 Millionen dotiert, für Tirol gar nur
mit 2,985.000 K. Daß man mit diesen Mitteln
gar nichts ansangen kann, wird jeder einsehcn.

Vielleicht hat mancher den Eindruck, daß
Tirol von Wien immer Geld verlangt und daß
dieses passive Land, das so viel verlangt, für das
übrige Staatsgebilde eigentlich nichts leistet. Dem¬
gegenüber stelle ich fest, daß aus dem Lande Tirol
im Jahre 1921 nicht weniger als 80.000 Fcst-
meter Holz, das heißt Bretter und Bundholz, aus-
uesührt wurden und daß das nicht weniger als
z «/, Milliarden der Volkswirtschaft eingetragen hat;
beiläufig so viel, als das ganze Budget des Acker¬
bauministeriums ausmacht, hat das Land Tirol
getragen.

Demgegenüber bekommen wir 2,600.010 K
für die Jnnregnliernng. Wenn man uns Tiroler
das Holz freihänd g verkaufen läßt oder wenn wir,
wie einer der Herren von der Linken betont hat,
den freien Handel hüten, dann würde dieser Betrag
in die Taschen der Tiroler Bauern und der Tiroler
Forstverwaltung fließen und wir müßten nicht nach
Wien anklopsen gehen.

Ein anderes imb für uns in Tirol sehr
schmerzliches Kapitel ist die Viehbewcgung. Wir
müssen unbedingt die Freiheit der Viehbewegung
oder mehr Freiheit verlangen. Gerade dieses hohe
Hans — ich glaube, es hat an der Einsicht gefehlt
— hat den; Lande Tirol einen riesigen Schaden
zngesügt. Selbst der Kollege Abram, der dauals
mit der Frau Freundlich dabei war, um fürs
erste, dem Ackerbauminister eine Ohrfeige zu geben
und den Tirolern einen Sckaden anzurichten, hat,
wie es scheint, jetzt eine bessere Einsicht und er
sieht, daß das nicht geht. Tirol war von jeher ein
Exportland. Seine Viehzucht produziert Zuchttiere,
das heißt eine Edelware; wir haben ja fcui Mast¬
vieh, für die Versorgung ist unser Vieh nicht
geeignet. So tvenig wie es ans der Grazer Messe
möglich gewesen wäre, zu sagen, die luxuriösen
Möbel dürfen nicht ins Ausland, man braucht sie
zum Ofenheizen, so wäre es, wenn man uns die
Vichaussnhr verbietet. Jnnerösterreich war nieinals
aufnahmsfähig für unser Zuchtvieh, daher sind im
alten Österreich zu normalen Zeiten immer 10.000
bis 15.000 Stück Vieh ans Tirol ins Ausland
gegangen. Und ich glaube, gerade ein Staat wie
der unsere, der so viel importieren muß, soll auch
einen Export haben. Wenn wir n cht Holz und
Vieh exportieren, sondern nur einen Import haben,
dann muß der Staat total zugrunde gehen.

77. Sitzung NR I. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 27 von 66

www.parlament.gv.at



2708 77. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich am 15. Dezember 1921.

Der V rehstand Tirols beziffert sich nach d,r
letzten Viehzählung auf 170.687 S:ück. Unter
dieser^ Zahl sind nicht mehr als 5239 Ochsen, und
das sind nicht etwa Mastochsen, sondern sie werden
geu'vhnl'ch im Oberinntal gezüchtet und gehen,
wohin sie seit Jahrhunderten gegangen sind, über
den Brenner oder das Meschen scher deck nach dem
Süden des Landes, wo sie die Südtiroler Wein¬
bauern zur Ackerung rrnter den Weinbergen benutzten,
weil das dornige Weingelände einen kleinen Vieh
schlag braucht. Dieser Zug von zwei bis drei
Ochsen nach Süden ist also von jeher gewesen.
Weiter. haben wir in Tirol 3373 Stiere. Das ist
auch nicht viel. Dagegen haben wir 92.235 Kühe,
35.887 Kalbmncn und 43.435 Kälber.

Aus diesen Zahlen ersieht man, daß Tirol
ein reines Zuchtgebiet ist, und nicht ein Gebiet, in
dem Schlachtvieh erzeugt stirb. Von diesem Vieh
sind alljährlich 15.000 bis 20.000 Stück ins Aus¬
land gegangen, während der Rest nach Wen oder
Nrederöfterreich abgesetzt werden konnte. Aber größten-
terls ist das Bich nach Bayern gegangen, denn
Bayern hat den gleichen Viehschlag, nämlich den
Overumtaler Vieh chlag und der; Fleckviehschlag v m
Unterrnntal. Diese alten Wege wurden in den letzten
zwei Jahren ausgesucht, weil man mit der Zucht-
ware dorthin zi.hen muß, wo man sie verkaufen
kann. Offiziell verkauft wurden Heuer im ganzen
zirka 5000 bis 6000 Stück. Was die Viehpreise
anlangt, so wurden gestern Preise von 200.000,
150.000, 100.000 und 80.000 K genannt. Die
amtlichen Fleischpreise waren für Rindfleisch im
September 176 bis 190 K, im Oktober 200 und
für zweite Güte 180 K, am 15. Oktober 240 K
und für zweite Güte 220 K, am 23. Oktober 205
mit) für zweite Güte 204 K. Daraus geht hervor,
daß bie Fbifchpreise durchaus nicht übermäßig sind
und daß man nicht glauben darf, in Tirol gibt es
bin Fleisch und bekommt man nichts zu kaufen.

Ferner kann ich sagen, daß ans Tirol nicht
nur Viehaussnhr, sondern gleichzeitig nach Wien
auch eine Vieheinsnhr stattgeflinden hat. Es hat
aber von der Vieheinsuhr niemand gesprochen. Man
hat sich in Tirol und hier im Parlament bitter
beklagt, daß Vieh ausgeführt wurde, man hat dem
Ackerbanminister vorgeworfen, daß er eigenmächtig
vorgcgangen sei, aber ich erinnere mich durchaus
nicht, daß jemals die bäuerliche Bevölkerung ge¬
fragt worocn wäre, daß zum Beispiel im Jahre
1920 ans dem Zollausland 13.538 Stück ein.
geführt wurden, und zwar Zugochsen 142 Stück,
Zuchttiere 6, Schlachtstiere 898, Büffel 13, Nutz¬
kühe 361, Schlachttühe 1037, Jungvieh 162; im
ganzen wurden eingesührt 17.027 Stück. Kälber,
Schweine und Einhufer stad eingesührt worden:
Kälber 4509 Stück, Schlachtschweine 10.667, Ein¬

hufer 4561 unb Fleisch 232.906 Kilogramm. Im
Jahre 1920 wurden diese Mengen vom Zollansland
eingesührt, ohne daß jemand eine Ahnung gehabt
hätte. Im Jahre 1921 wurden 24.006 Schlacht¬
ochs n, 70 Zugochsen, 3 Bussel, 56 Zuchtstiere,
306-? Schlachtstiere — Zucht kn he sind keine ein¬
geführt worden —, 121 Nützliche, 3638 Schlacht¬
kühe und 673 Jungrinder eingeführt worden, im
ganzen in elf Monaten — für den letzten Monat
habe ich noch keine Daten — 32.419 Strich Vieh.
Hingegen finb ans Tirol 5000 bis 6000 Stück
ausgeführt worden, allenfalls noch einiges aus
Vorarlberg. Tie anderen Länder haben ° ohnehin
nichts ausgeführt. Und da hat man geglaubt, es
geht bei der Landivirtschaft überhaupt alles zu¬
grunde, wenn so viel Vieh ausgeführt wird.

Wenn man schon verlangt, daß mau bei der
Ausfuhr des Viehs mit allen möglichen Elementen
verhandeln muß, ob der Bauer verkaufen darf oder
nicht, so sollte man uns auch bei der Einfuhr
fragen. Wir Bauern, besonders wir Alpenbauern,
verstehen es ja, daß die Stadt Wien leben must
und es ist da sehr naheliegend, daß das Vieh aus
dem nahen Südslawien und Ungarn geliefert wird,
von wo ja seit jeher Vieh zur Approvifionierung
nach Wien gekommen ist Das ist viel vernünftiger,
als wenn man das Vieh vom Bodensee bei den
hohen Frachtsätzen und großen Trausportschwierig-

, ketten nach Bien lie'ert. Da kriegt mau ans der
seinen Seite Schlachtvieh und wir haben dort ein
Zuchtvieh, dessen Fleisch überdies einen Preis haben
wird, der nicht zu erschwingen wäre. Wir hoffen,
daß das hohe Haus doch einsehen wird, daß
man das hochwertige Zuchtmatcrial ins Ausland
lassen soll.

Weiter muß ich noch betonen, daß bei
der Viehbcwegnng Komperffationsverhaudlnngen mit
Bayern stattgesnnden haben, denn Bayern hat uns
Heuer wie im vorigen Jahre gegen unser Bich
Kartoffeln geliefert. Voriges Jahr haben wir von
Bayern 300 Waggons Kartoffeln erhalten und Heuer
haben wir auch mit 300 Waggons Kartoffeln ab¬
geschlossen, konnten aber nur 198 Waggons ein-
sühren. eben durch die Verzögerung der Verhand¬
lungen, die sich bis in die kalte Zeit hingizogen
haben, so daß die Kartoffeln nicht mehr eingesührt
werden konnten. Wir sind der Ansicht, daß der
ärmeren Bevölkerung in Tirol mit den Kartoffeln
viel mehr geholfen ist als mit Fleisch von magerem
Zuchtvieh, das einen so eminent hohen Preis hat.
Ich muß übrigens betonen: 30 Jahre hat man
gearbeitet, bis mau die Zucht in die Höhe gebracht
hat. Wieviel Mühe, wieviel Koben hat cs erfordert,
bis man das Verständnis der Zucht bei d n Bauern
so weit gebracht bat, und aus einmal soll da unsere
ganze Zucht ruiniert werden?
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Kollege Abram gibt zu, daß Vieh ans¬
geführt werden soll, und zwar im Jahre 1922. Er
sieht cs ein und auch seine Kollegen im Lande
Tirol sehen es ein, denn der Vizebürgermeister
der Stadt Innsbruck Rapoldi hat immer mit
Bayern wegen Kompensationen verhandelt. Nur von
hier -st dieser Wirbel ausgegangen, aber die anderen
sehen ein, daß die Biehanssnhr eine unbedingte
LebMsnotwendigkcir für das Land Tirol ist.
Kollege Abram will die Sache allerdings aus den;
genossenschaftlichen Wege regeln und er geißelte
gestern den schwungvollen wucherischen Zwischen¬
handel. Wenn ich ihm auch sonst oft Widersprechen
mnß, so stimme ich ihm da vollkommen bei. Auch
ich bedauere diese unsicheren Verhältnisse, wo der
Bauer nicht weiß, ob er ansführen kann oder nicht,
ob die Grenze offen ist oder nicht. Die Händler,
die so wie die Borfeaner sofort die Sache erfassen,
kaufen das Vieh auf, die Bauern verkaufen es gern,
der Händler aber ruacht das Geschäft und der
Bauer hat das Nachsehen. Weiter wird infolge der
Unsicherheit, ob man das Vieh über bic Grenze
bringt oder nicht, sehr viel Vieh geschmuggelt. Ich
gebe das ohne weiteres zu, aber nicht der Bauer
schmuggelt und auch nicht feder Händler,, sondern
das Vieh geht durch verschiedene Hände und der¬
jenige schmuggelt, der die Grenze, die dortigen
Organe und Verhältnisse genau kennt und das
nötige Geschick zum Schmuggeln hat. Der Bauer har
hier'wieder keinen entsprechenden Erlös für sein
Vieh und der Schmuggler macht durch den Zwischen¬
handel das Geschäft. Wenn sich das genossenschaftlich
organisieren läßt, so bin ich sehr dafür wir
haben uns mit dem Gedanken lange getragen —,
aber die Genossenschaft darf keine Monopolstellung
-erlangen, genau so wie ein Konsumverein sie
nicht erlangen darf. Der Bauer kommt sonst vom
Regen in die Traufe. Heuer hat das Landes-
wirtschastsamt für die Viehaussuhr 100 Millionen
Kronen an Ausfuhrtaxen eingenommen, die zur
Verbilligung "der Lebensmittel an die industrielle
und städtische Bevölkerung verwendet wurden. Also
einbekanntcrmaßcn — cs sind in Wirklichkeit mehr
eine Taxe von 100 Millionen Kronen hat man dem
Zollauslcmde für die 5000 Stück abgenommen Es
darf nur nicht die Genossenschaft das Monopol
haben, sondern es muß vollständige Freiheit
herrschen; der eine verkauft sein Vieh der Genossen¬
schaft, der andere verkauft cs so, die Genossenschaft
muß so geführt werden und so reell arbeiten, das;
der Bauer sieht, daß er bei der Genossenschaft
besser daran ist.

Ich möchte weiters betonen, daß die Existenz
von vielen Kleinbauern und vielen Familien überhaupt
davon abhängt, wie er seine Wiese verkauft. Wer
die Verhältnisse in Tirol kennt, wo nur Viehzucht
betrieben wird und kein Getreidebau infolge der

klimatischen Verhältnisse möglich ist. mutz eiiisehn,
wie hilflos die Bauern oben auf den Bergen sind,
wie schwer das Heu von den Bergen heruntergcholr
werden muß. Wer die Verhältnisse kennt, muß zugcbcn,
daß man den dortigen Bewohnern ihren Arbeits¬
verdienst nicht vorenthalttm kann. Solange infolge
des Burgenlandrummels die Ausfuhr nicht in Gang
gekommen ist, haben wir Preise von 25.000 bis
30.000, 40.000 K pro Stück gehabt. Biele
haben das Vieh verkauft. Wenn nun ein solcher
Kleinbauer mit sechs oder acht Stück Vieh und
einer Stube voll Kindern ein paar Stücke, vielleicht
ein oder zwei Stücke, wenn er Glück hat, zu verkaufen
hat, muß er den höchsten Preis erzielen, um leben zu
können, und wenn er dafür 25.000 und 30.000 K
pro Stück bekommt und sonst das ganze Jahr
keinen Erlös hat, wie soll der Mensch mit
diesem Geld, das ein Metallarbeiter in Wien in
einer Woche verdient, das ganze Jahr mit seiner
Familie das Auslangen finden? Das ist ein Ding
der Unmöglichkeit. Daher muß die Viehzucht ge¬
fördert werden und ein möglichst hoher Preis
erzielt werden, wenn vermieden werden soll, daß
die Berghöfe nicht ganz verwaisen. Wenn diese
Verhältnisse so weiter gehen, so ist es selbst-
verständlich, daß der Bauer dorthin geht, wo er
kürzere Zeit zu arbeiten hat, wo er mit allem
versorgt ist, daß er zur Industrie geht, wodurch
die Höfe verwaisen. Man muß den Leinen, wie
schon' viele Redner gesagt haben, wirllich eine
Subvention geben, daß sie dort oben bie-bei; können
und daß die"Berghöfe nicht verwaisen und höchstens

' als Weide von irgendeinem größeren Bauer
benutzt werden.

Nicht einverstanden bin ich mit dem, was
der Herr Abgeordnete Abram gesagt hat, daß die
Bauern nämlich den Prosessionisten, den 'Schnstern,
Schneidern, der Näherin usw. nicht die nötige
Milch, Butter usw. geben und daher ihre Repara¬
turen nicht durchführen können, auch wenn sie das
Geld dazu hätten. Darauf möchte ich erwidern, daß
gerade in unserer Gegend der Schneider keinen Anzug,
der Schuster leine Schuhe, der Sattler überhaupt
nichts macht, wenn man ihn nicht mit Butter, mit
Milch, überhaupt mit Naturalien, Getreide oder
was man sonst hat, bezahlt. Der Sagschneidcr
schneidet dem Bauern überhaupt kein Brett, wenn
man ihm nicht Butter bringt. Das ist es ja cucn,
daß man soviel Naturalien leisten muß. Es härten
sogar die Ärzte schon angesangcn zu sagen: Du
mußt mir Butter geben, sonst gehe ich nicht. So
sieht die Sache in Wirklichkeit, in der Praxis ans.
Nicht, daß wir die Leute aushungern. Tie Leute
habeil uns ja in der Hand. Das geht nicht so
einfach, die Leute müssen versorgt werden. Tie
Wohnungsnot, die ans den; Lande vielfach vorhanden
ist, und die laxe Bautätigkeit kommt daher, daß ein
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Kilo Portlandzement in der Perlmooser Fabrik in
Tirol jetzt 40 K kostet. Warum? Weil der Port-
landzetnent ins Ausland geht und wir das Nach¬
sehen haben wie bei allen Jndustrieartikelu. Die
Vieh- und Holzausfuhr ist eingeschränkt, alles andere
geht aber ins Ausland und wir müssen den Welt¬
marktpreis zahlen. Das kleine Werk F.ls im Obcr-
innta! bekommt natürlich die Ausfuhrbewilligung
nicht, aber wir können die Waggons der Perlmooser
über die Grenze rollen sehen und können den Port¬
landzement und das übrige Baumaterial nicht mehr-
beschaffen.

Ich will nicht zu lange werden und möchte
mich nur noch ein bißchen mit dem Kollegen
Schneidmadl beschäftigen. Er hat sich in einer
längeren Rede über diese Fragen in einer Art ver¬
breitet, aus der man entnehmen könnte, daß er
vielleicht selber glaubt, er könnte, wenn einmal
wieder eine andere Parteischattiernng an die Spitze
kommt, doch Ackerbauministcr werden. Ich glaube,
er meint wirklich selbst, er versieht von dem ganzen
Spaß etwas. Aber da muß ich folgendes sagen:
Wenn ln Schneidmadl Ackerbauminister wird,
dann werden wir es so weit bringen, daß die
Ochsen auch noch Milch geben! (Heiterkeit.)

Es ist etwas sonderbar, und das sage ich
setzt mit vollem Ernst: Aus der linken Seile wird
zu jedem Gegenstand gesprochen, ganz gleich, ob
man die Sache versteht oder nicht, aber gesprochen
wird. Und wenn man als praktischer Landwirt das,
was in dieser Debatte, besonders von jener Seite
gesprochen wirb, an hören muß, dann Hit man, das
muß ich ganz offen sagen, die Empfindung, die ein
guter Musiker hat, der einem Konzert zuhören muß,
das Leute aufführen, die keine Musiker sind. Wie
sieht so ein Konzert aus? Die Leute haben wohl
Noten vor sich, aber sie haben kein Gehör. Da ist
ein Gesang u>ie ein Walzer. Eine solche Musik ist
für einen Fachmann etwas Schreckliches. Ich gebe
Zu, daß die Sozialdemokraten verschiedene Bücher
über die Landwirt chaft gelesen haben, aber Bücher
lesen und die Landwirtschaft aus den Bergen be-
treiben, ist hundert und eins.

Ich erkläre ganz offen: Mit dem Kanzler
Dr. Renner habe ich im landw'rtschafilichen Aus¬
schuß manchmal verhandelt. Er hat wenigstens einen
Begriff von der Landwirtschaft. Aber den anderen,
inklusive der Kollegin Freundlich, die nach mir
kommt (Heiterkeit), muß ich das absprecheu. Geredet
wird aber doch. Ja, meine sehr verehrten Damen
und Herren, wie sieht denn das Ganze aus? Das
sieht so au?, als wenn ich in einem Bankcnkonsortium
von lauter Bankleuten über die Devisenzentrale, über
die Börse und ähnliche Dinge reden würde. Die
Bankleutc würden mir ins Gesicht lachen, weil sie
im ersten Moment erkennen würden, daß ich die
Sache nicht verstehe. Ich verstehe sie nicht und kann

sie nicht verstehen. Erstens bin ich kein Jude und
dann bin ich auch kein Geldmann. (Lebhafc Heiter¬
keit.) Wenn Sie, meine Herren, von den Kranken¬
kassen reden, so ist das Ihre Hochschule. Bei den
Krankenkassen gebe ich Ihnen alle Ehre, das ver¬
stehen Sie, weil es Ihre Hochschule für die
Agitatoren und für die Abgeordneten ist. (Heiter¬
keit.) Wenn ich von den Krankenkassen reden würde,
winden Sie sofort sagen, ich verstehe die Geschichte
nicht. Aber ebenso mutet es einen praktischen Laud-
u>ht an, wenn man das alles anhören muß, was
ülur die Landwirtschaft hier gesprochen wurde
(Sehr richtig!) Zwischen der Praxis und einem
Buch lesen, ist ein großer Unterschied, aber immer¬
hin, es wird gesprochen und losgehauen, ob man
es trifft oder nicht. Es wird empfohlen, es so und
io zu nlachen, aber die praktische Durchführung ist
evvas anderes. So haben Sie doch wenigstens ein
Einsehen! Wir Bauern sagen immer: Schuster bleilü
bei dem ein Leisten, das heißt was ich nicht ver¬
stehe, davon rede ich lieber nicht, denn ein solches
Universalgenie, wie den Abgeordneten Schneid¬
madl, der die ganze Geschichte im kleinen Finger
hat, haben wir nicht. Er hat über die Schulreform,,
über die.Tüiigerwirtschast, kurz über alles sich ge¬
äußert — selche Pateutleute haben wir nicht. Wir
Boucrn verstehen aber die Landwirtschaft, darin sind
wir eingearbeitet, und diese Frage sollte mau uns
überlassen.

Wir Tiroler und überhaupt wir Alpenländler
haben ein ausgesprochenes Zuchtvieh und es kostet
unsere Existenz, wenn wir in der Beziehung einge¬
schränkt werden, wenn wir keine Bewegungsfreiheit
haben und doch alle Auslagen zahlen tollen, die
an uns herantreten. Ich bitte daher alle Herren.,
für die Resolution zu stimmen, die ja sowieso den
nötigen Hinweis auf Kompensationen und ans Kon¬
trolle enthält, aber doch die Möglichkeit schasst, daß
man wieder das Vieh hinausbringen kann und den
Arbeitslohn dem strebsamsten Stand — und das
ist der Bergbaner, ob er Kleinbauer oder Groß-

- lmuer ist — nicht vorenthält. Ich bitte nochmals,
für die Resolntivn zu stimmen. (Beifall und Hände-

Präsident Dr. Dinghofer: Ich erteile das
Wort der Frau Abgeordneten Freundlich.

Abgeordnete Freundlich: Hohes Haus!
Wenn wir heute wieder einmal eine Budget¬
debatte über die Ernährung absühren, so muffen
wir uns doch einmal vor Augen halten, in welch
wesentlich anderer Situation wir das letztemal
über diese Budgetpost verhandelt haben, als es
diesmal geschieht. Wir können heute feststellen, daß
sich die Ernährungsverhältnisse der arbeitenden Be¬
völkerung Österreichs, die Ernährungsverhältnisse aller.
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jener Menschen, die keine Selbstversorger sind, auster-
ordentlich verschlechtert haben. Wir leben heute in
derselben Situation einer restlosen Hungerblockade,
ln der wir in den letzten Jahren des Krieges und
in der ersten Zeit nach dem Znsaminenbrnche gelebt
haben, als ' es noch unmöglich war, Lebensmittel
aus dem AuSlaude im größeren Umfange einzu-
führen. Unser schlechtes Geld, die fortschreitende
Entwertung unserer Valuta hat dazu geführt, daß
heute zwei Dr ttel der österreichischen Bevölkerung
wieder so zum Hungern verurteilt sind, wie sie es
in den lernen Zeiten des Krieges waren. Wir haben
heute keine Lebensmil telnot in der Welt, im Gegen¬
teil. ans allen Märkten der Welt herrscht heute
Überfluß an Lebensmitteln; wir seh n, wie in
Amerika und in England der Brotpreis beständig
sinkt. Erst vor acht Tagen ist der Brotpre s in
England wieder pro Pi und Brot um einen Penny
ermäßigt worden. Wir haben demnach ans dem
Weltmarkt sinkende Preise und einen Überfluß an
Nahrungsmitteln. Wenn wir hier in Österreich, von
diesem Überfluß an Nahrungsmitteln nicht profitieren,
so trügt einzig und allein die Schula daran die
verfehlte Finanzpolitik, die bis zu dem Moment in
Österreich gemacht wvrden ist, wo die Opposition die
Fachmänner beigestellt hat, um der Regierung zu
zeigen, was man finanziell in Österreich zu tun
hat. Wenn uns der Herr Kollege Niedrist belehrt
hat, daß wir uns nicht um die Landwirtschafi
kümmern sollen, weil wir alle keine praktischen
Landwirte sind, so möchte ich sagen, vielleicht war
es ein Fehler von der Mehrheit, sich um die
Finanzen zu kümmern, denn anscheinend haben sie
von den Finanzen so wenig verstanden, daß wir
mit unserer Finanzpolitik bis an den Rand des
Abgrundes kommen mußten, vor dem wir nun
stehen. Wenn wir nicht eingegriffcn hätten, wäre
auch dem neuen Herrn Finanzminister nichts ein¬
gefallen und er wäre in das Hans in der Himmel-
pfortgasse eingezogen, ohne einen Weg zur Rettung,
ohne einen Weg zur Besserung unserer Wirtschafts-
Verhältnisse zu finden. Wir haben also ein Jahr,
ein sehr kostbares Jahr verloren und dieses Jahr,
das wir verloren haben, bezahlt die Bevölkerung
Österreichs heute mit einer zunehmenden Katastrophe
ans dem Gebiete der Ernährung. Denn es ist heute
alles zu haben, nur muß man es bezahlen können,
und die Mehrheit unserer Bevölkerung ist heute
viel zu verarmt, um noch jene Lebensmittel mit
unserem Gelde bezahlen zu können, die wir heute
einführen.

Wenn man heute für eine Dose Kondensmilch
1150 K bezahlen muß, wenn wir heute einem Brot¬
preis von 400 bis 500 K entgcgcngehcn, so ist
das die schwerste Anklage, die überhaupt gegen die
Mchrheitsparteien dieses Hauses erhoben werden
kann. Denn, wenn sie so klug gewesen wären, Öster¬

reich zu retten, finanziell in Ordnung zu bringen,
bevor Sie unseren Finanzplan kannten, dann war
es sträflicher Leichtsinn, ein Jahr laug zu wirt¬
schaften, und uns in diese Situation hineinzusührcn.
Wenn Sie früher den Weg der Rettung nicht
gefunden haben, so ist das entweder Frivolität oder
der Beweis dafür, daß Sie nicht fähig gewesen
sind, ihn zu finden.

Wir müssen also heute vor allem einmal
feststcllen, daß die Hungerblockade, unter der wir
heute leben, vor allem geschuldet wird den verfehlten
und mangelhaften Maßnahmen der Finanzpolitik
Heute ist die Ernährnngspolirik unseres Landes vor
allem Finanzpolitik geworden. Denn Sie sind es ja
gewesen, die unsere innere Ernährnngswirtschaft
restlos zerstört haben. Sie sind es gewesen, die ver¬
hindert halten, daß die Bevölkerung ans dem Laude
auch weiterhin für die Erhaltung der städtischen Be¬
völkerung Vorsorgen muß und gerade gestern wurde
in einem Unterausschuß des Wiener Gemeinde
rates von einem chnstlichsozialen Vertreter erklärt,
endlich müsse etwas geschehen, damit die Bauern¬
söhne nicht mehr um 200.000 K schnapsen, damit
die Bauernsohne nicht in so unverantwortlicher
Weise das GUd zum Fenster Hinauswersen können,
während ans der anderen Seite für ein Ei 150 K
verlangt wird, für ein Kilo Mehl 400 K, während
heute für ein Kilo Butter selbst in Oberösterreich
schon 1400 und 1600 K gezahlt werden müssen
(Abgeordneter Eisenhut: Was verlangt die Industrie
für ihre Produkte?) Die landwirtschaftliche Bevöl
kerung darf aber doch nicht vergessen, daß die über¬
wiegenden Einnahmen unseres Staates nicht aus
den Taschen der landwirtschaftlichen Bevölkerung
kommen, sondern diese Einnahmen aus den Arbeits¬
verdiensten der industriellen Bevölkerung stammen.
Wenn die Tiroler heute nicht die Subventionen
aus Staatsmitteln hätten, könnten sie schon lange
nicht mehr ihre Landesbcamten bezahlen. Die Länder
leben ja heute von der S.euerkiast Wiens. Es ist
ja nicht mehr so, daß das Landvolk die Stadt
erhält, sondern die Städter müssen heute Stenern
zahlen, damit mau die Subventionen für die Land¬
wirtschaft in das Budget einstellen konnte, die dem
Herrn Abgeordneten Niedrist zu niedrig gewesen
sind. Und wenn der Herr Abgeordnete Niedrist
gesagt hat, bei den Bundesanstalten, bei den Bundes-
Unternehmungen heißen diese Subventionen Defizit,
so ist das wieder nur Ihre Schuld, wenn Sie
diese Defizite haben. Wir haben Ihnen den Vor¬
schlag unterbreitet: verwandeln Sie diese verschiedenen
Staatsbetriebe, die heute mit Defiziten arbeiten, in
wirklich rationell geleitete wirtschaftliche Unter
nehmnngen (Zwischenrufe), machen Sie daraus
gemeinwirtschaftliche Unternehmungen. (Zwischenruf
des Abgeordneten Luttenberger.) Ich werde Ihnen
gleich darauf Aittwort geben, Herr Kollege Lutten-
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berger. Das Arsenal hat solange ein monatliches
Defizit von 25 Mill oitcn gehabt, solange es unter
der Verwaltung des Staat, s gestanden ist. Die
gcmeiuwirlschaftliche Anstalt Arsenal rvird eine
Bilanz vorleacn, die vollständig aktiv ist. Das
Arsenal hat kein Defizit mehr, seitdem es nicht
mehr in staatlicher Ber altnng ist, seitdem in diesen!
schlanrpigen, bilreankratischen Apparat, der das Arsenal
verwaltet hat, tvirklich Ordnung hineingekommen ist.
Hüb die Defizite der übrigen Anstalten können wir
natürlich ans diesem Wege ebenfalls beheben. Wenn
unsere Bundesbahnen ein Defizit haben, so kommt
es einfach daher, dass wir bei ihnen den Weltmarkt¬
preis für das Eisenbahnfähren noch nicht einsühren
konnten, die Bauern aber bereits den Weltmarkt'
preis für das Getreide erhalten. (Widerspruch.)
Gewiß, Sie haben in dem letzten Gesetz über die
Getreidebewirtschastung dar Weltmarktpreis bereits
garantiert. Das wissen Sie so gut wie wir. (Huf:
Wo ist der Weimarkip}eis?) Sie haben in dem
Gesetze die Bestimuiiing, cs müssen am 1. März
1022 die Getreidepreise überprüft werden und dann
müssen Sie einen Gelreidepreis zugestanden erhalten,
der bcm Durchschnitt des Weltmarktpreises für die
Ernre 1921/22 entspricht; also der Weltmarktpreis
ist Ihnen in diesem Gesetz tatsächlich garantiert
und Sie nehmen beute auch ganz ungeniert für die
große Menge Getreide, das Ihnen für den freien
Verkehr geblieben ist, schon den Weltmarktpreis,
ohne daß Sie sich darum kümmern, ob die städtische
Bevölkerung etwas zu essen hat oder nicht.

Wir haben also auf der einen Seite die
Zerstörung unserer eigenen inneren Eumhrungs-
winschast: sie ist sogar schon vollendet und gerade
Ihre Partei zerbricht sich ja schon fortwährend den
Kopf darüber, wie sie die letzter- Neste beseitigen
könnte. Sie können das in der „Reichspost" immer
nieder leien: „Das in Auflösung begriffene Bundes-
minislerium für Volksernähruug." ©ie können es
gar nicht erwarten, das; die letzte Stelle, die die
Pflicht hat, sich um die Konsuwenteniotercsstn zu
kümmc n, verschwindet. Man geht in Niederöster-
rcich daran, die landwirtschaftlichen Vertreter aus
den Bezirkswirtschastsräteu zurückzuziehen, weil man
nicht will, daß die Landwirte irgendwo mit den
Konsumenten Zusammenarbeiten und mit ihnen
gemeinsam versuchen, die Interessen der gesan-.ten
Bevölkerung zu regeln. Das Ackerbauministerinin
weiß ja überhaupt nicht mehr, daß es Konsumenten
gibt, es meint, daß man in Österreich Landwirt¬
schaftspolitik gegen und ohne die Konsumenten
treiben könnte. Die Herren Landwirte sollen eines
nicht vergessen: Das neue Österreich ist nicht mehr
die alte österreichische Monarchie. Dieses neue Öster¬
reich ist ein Industriestaat. Und wenn dieses neue
Österreich lebensfähig werden soll, dann niuß es
jeden Tag mehr ein Industriestaat werden. Es

werden in Österreich Gott sei Dank viele neue
Fabriken gebaut. Jedes Wasserkraftwerk, das in
Österreich errichtet wird, ist nicht nur ein Stütz¬
punkt unserer industriellen Entwicklung, sondern ist
mit Naturnotwendigkeit auch ein Stützpunkt der
sozialdemokratischen Organisationen und Sie wissen
nicht, ob diese industrielle Entwicklung nicht einmal
dazu führen wird, daß die landwirtschaftlichen Ver¬
treter in diesem Hanse eine erschreckende Minorität
sein werden. Dann werden Sie nicht durchsetzen
können, daß wir wie im alten Österreich Getreide-
und Fleischzölle zum Schutz Ihrer Produktion be¬
kommen, denn ein Parlament, das Getreidezölle
bewilligen würde, wäre in Österreich an dem Tag
unmöglich, an dem es dieses Gesetz beschlossen hätte.
In dem Moment, wo sich uns der Weltmarkt
»nieder öffnet, in dem Moment, wo unser Geld
wieder besser wird, haben Sw die ausländische
Konkurrenz und dann wird es von den Konsu¬
menten abhüngen, inwieweit wir bereit sind. Ihnen
zu Helsen, die österreichische landwirtschaftliche
Pr dnktion zu fördern oder nicht. Sie sehen heute
schon in der ganzen Welt, daß Getreibezölle immer
unmöglicher werden; Sie sehen, daß wir zu einer
ganz neuen weltwirtschaftlichen Situation kommen.
Und wenn Sie einmal wieder wie in den Jahren
zwischen 1880 und 1890 beim offenen freien Markt
die amerikanische Konkurrenz bekommen werden,
dann wer' en vielleicht Sie diejenigen sein, die sehr
glücklich sein werden, wenn die Konsumenten mit
Ihnen über die Förderung der landwirtschaftlichen
Produktion sprechen werden. Sie dürfen also nicht
meinen, daß Sie deshalb, weil Ihnen die Ent¬
wert ng unseres G.ldes den h eimischen Koi sumenten
gebunden vor die Füssc legt, in diesem Staate
schallen können, wie Sie wollen. Sie haben damals
unter dem Drucke der Verhältnisse zustimmen müssen
— bis ans die paar Abgeordneten, die man nicht
rechtzeitig verständigen konnte —, daß man die
Viehanssuhr verboten hat, daß man trotz der Zu-
stimmung des Ackerbauministerinms im Nanonalrat
unsere Resolution angenommen hat. Sie selbst
mußten dafür stimmen, weil Sie nicht den Mut
haben konnten, der städtischen Bevölkerung so ins
Gesicht zu schlagen. Wenn Sie heute, wo ein Kilo
Rindfleisch schon fast 1400 K kostet, wo die
städtische Bevölkerung schon nicht mehr weiß, wovon
sie leben soll, den Mut haben, diese Resolution
anzuuehmen, die ein Hintertürchen für die Vieh-
ausfnhr gestattet, dann rocrdcn Sie der Bevölkerung
in den Städten zeigen, daß Sie überhaupt keine
Konsumentenpolitik treiben können und treiben
wollen.

Der Herr Kollege Niedrist hat hier so getan,
als wenn mein Freund Abram seine Ansichten in
di'scn Dingen geändert hätte. Man ist an unsere
Kollegen in Tirol immer wieder herangetreten, sie
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sollen doch emwilligen, das; die Vichausfuhr aus
Tirol gestatt-t werde. Mau hat Ihnen einmal für
das Stück Vieh 1000 Lire dielen wollen, das
.andere Mal hat man ihnen gesagt: Ihr bekommt
soundso viel Waggon Reis und soundso viel
Waggon Feit, aber laßt das Vieh hinaus. Wir
haben gesagt: der Nationalrat hat beschlossen, das;
er dieser Ausfuhr nicht zustimmcn kann; wir öffnen
kein Hintertürchen. Da sind natürl-ch die Tiroler
Bauern h rgegangen und baden das Vieh einfach
ohne Erlaubnis über die Grenze getrieben. Sie
haben gewußt, daß, wenn auch im Preistreiberei¬
gesetz, in einem Gesetze, das Sie hier im Hause
mitbeschlossen haben, steht, die Leute sollen zur
Verantwortung gezogen werden, die durch Schmuggel
notwendige Lebensmittel dem Lande entziehen,
ihnen doch nichts geschehen wird. Und als unsere
„Innsbrucker Volkszcitnng" erzählt hat, daß ein
einziger Gastwirt so viele Ausfuhrbewilligungen
bekommen hat, daß er 15 Millionen verdient hat,
ist der Gastwirt in die Redaktion gekommen und
hat gesagt: Ich berichtige, es waren nicht t 5.
sondern nur 14'/- Millionen. So schamlos treibt
man heute den Schmuggel mit wichtigen Lebens¬
mitteln. Man weiß, Ihnen geschieht nichts. Denn
Sie haben jetzt die Möglichkeit, in Jh er Partei
die städtischen Konsumenten und die städtischen Ver¬
treter zu zwingen, Ihre Politik mitznmachen. Aber
man wird einmal diese städtischen Vertreter zur
Rechenschaft ziehen, wieso sie cs zngeben konnten,
daß man die Grundlagen ihrer Existenz einfach
vernichtet. (Zustimmung.)

Wir haben jetzt in allen Landtagen Vorlagen
über die Bauernkammern bekommen. Warum komiuen
Sie mit solchen Gesetzen nicht in den Nationalrar?
Warum verkriechen Sie sich mit diesen Dingen in
die Landesstuben? Weil Sie gemeint haben. Sie
werden die Arbeitervertreter in den Landtagen
leichter überrumpeln können, weil Sie gemeint haben,
die Fußangeln Ihres Gesetzes würden nicht an das
Licht der Öffentlichkeit kommen, wenn man das in
den Kämmerleins der Landstuben verhandelt. Wir
haben alle Kammcegcsetze hier im Hanse verhandelt
una cs wird niemand cinsehen und auch viele Ihrer
Kollegen sehen das nicht ein, warum man nicht
auch das Gesetz über die Bauernkammern hier ver¬
handeln kann. Aber Sie gehen mit den Bauern¬
kammern in die Landtage, und auch in Ihrer Partei
bieten Sie Ihren Einfluß ans, weil Sie verhindern
wollen, daß die Konsumenten eine ähnliche Insti¬
tution bekommen. Sie wollen einmal unter sich sein,
Sie wollen die lokale Verwaltung, die Sie in
Ihrer Partei tticht durchsetzen konnten, nun aus
einem anderen Wege für sich organisieren, aus dem
Wege der Bezirksbauernkammern. Wenn Sie Bezirks¬
kammern machen werden, dann ist es natüllich
notwendig, daß auch die Arbeiterlammern Bezirks-

vertretnngen bekommen, dann werden auch die
Handelskammern Bezirksvertretnugen bekommen
müssen, dann werden wir eben ans einen! anderen
We- e zur lokalen demokratischen Verwaltung kommen
müssen. Tenn, daß Sie Rechte, Vertretungsrechte in
gesetzlichen Formen bekommen, die die anderen nicht
Naben, das dürfen Sie sich nicht einbilden. Sie
können nur eines erleben, daß in soundso vielen
Landtagen die Zusammenarbeit nicht mehr möglich
wird, daß gerade bei der Frage der Gesetze über
die Bauernkammern wir dahin kommen, daß die
Arbeitsgemeinschaft in den Landtagen und damit
die Landtage unmöglich werden. Ob .Sie jetzt ein
Interesse daran hätten, Landtagswahlen zn erleben
in einer Zeit, wo die Erregung der städtischen
Bevölkerung ans dem höchsten Siedepunkt angelangt
ist, ist eine andere Frage. Sie werden also von
dem hohen Roß Ihrer besonderen Jniercssenver-
vertretnng hernntersteigcn müssen, Sie werden ein¬
seh en müssen, daß Sie zn verhandeln haben.

Und wenn der Kollege Niedrist zum Schlusse
gesagt hat, er ist ganz einverstanden, baß man
genossenschaftlich die Frage der Vichausfuhr regelt,
Herr Kollege Niedrist, so geht es nur ans dem
Wege der Gleichberechtigung! Wenn der Herr Kollege
Abram davon gesprochen hat, daß er an eine
Vi> hverwertnng ans genossenschaftlicher Grundlage
denkt, so hat er sicher nicht daran gedacht, die
landwirtschaftlichen Genossenschaften sollen die Orga¬
nisation allein besorgen. Ta werden Sie sich schon
schön mit den Konsumgenossenschaften znsammen¬
setzen müssen, so wie mir es ja in Wien bereits
versucht haben, nw wir eine derartige gemeinsame
Vertretung geschaffen haben. Die Wiener Fleisch-
bänkegesellschaft ist ja gar nichts anderes als eine
Verbindung zwischen den ländlichen Pcodnzenten--
genossenschaften und den städtischen Konsumgenossen¬
schaften. Glauben Sie also nicht, daß Sie in
Österreich allein regieren können, glauben Sie nicht,
daß Sie diese Situation der G.ldentwertung nur
für die Landwirte ansnntzen können. Sie werden
die Konsumenten in Österreich einmal sehr dringend
brauchen, denn Sie werden eine Prodnzentenpolitck
ohne uns in diesem Lande überhaupt nicht machen
können.

' Und die einsichtigen Kreise nicht nur hier in
Österreich, sondern auch in Deutschland wünschen
ja heute schon diese Verständigung zwischen den
beiden entgegengesetzten Richtungen. Im deutschen
Ernährilngsmii'.ifterittm haben in der letzten Zeit
große Konferenzen stattgcfnnden, weil die Reichs¬
regierung wünscht, wenn der Abbau der staatlichen
Bewirtschaftung in Deutschland ciutritf, soll an seine
Stelle eine freiwillige Verbindung treten, die
zwischen städtischen Konsumenten und landwirtschaft¬
lichen Produzenten cinzntreten hätte. Sie dürfen
also nicht meinen, daß Sie jetzt einfach dikcieren

232
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kennen. Sic werden sich mit den Wünschen der
Konsumenten weiterhin anscinanderznsetzen haben
und wir erklären Ihnen schon heute, das Bnndes-
ministcrrnm für Bolksernährnng wird nicht einen
Tag früher alw.cbaut werden, bevor wir nicht die
Zusicherung baden, daß die Konsumenten eine recht¬
liche Vertretung Ln diesem Staate bekommen. Wir
werden uns nicht der Bauernschaft gebunden zu
Füßen leg-n lassen, das fällt uns gar nicht ein.
Wir haben jetzt einmal ein Ministerium gehabt,
das die Pflicht hatte, unsere Interessen zu schützen,
und wir werdtn dieses Ministerium so lange halten,
bis Sie uns eine andere Interessenvertretung zu¬
gebilligt haben. So geht das nicht, daß Sie ein
Landwirischaftsm-nisterittm haben und Bauern¬
kammern und die Konsumenten haben in diesem
Staate Österreich überhaupt nichts.

Vor allem seien Sie überzeugt, der gefähr¬
lichste Konkurrent für Sie ist ja gerade die zu¬
nehmende Industrialisierung Österreichs. Sie werden
einmal auch mit Ihren Arbeitern anders reden
müssen. Heute ist die Industrie in gewissen Zentren
zentralisiert. Aber in dem Moment, wo durch die
Dezentralisation unserer industriellen Anlagen die
Konkurrenz des Industriearbeiters gegenüber den
Verhältnissen des landwirtschaftlichen Arbeiters in
jedes agrarische Gebiet hinausgetragen wird, werden
Sie froh sein, wenn Sie ein Mittel und die Mög¬
lichkeit einer Verständigung mit den Konsumenten
haben werden.

W-r warnen Sie also, eine Situation so
unklug auszunntzen, wie Sie es heute tun. Es
wäre viel klüger gewesen. Sie hätten die Landwirte
dazu erzogen, anstatt sich alle mögl'chen städtischen
Gewohnheiten aus das Land hinaus zu nehmen,
anstatt Perserteppiche und andere Dinge zu kaufen,
landwirtschaftliche Maschinen zu kaufen, ihre Be¬
triebe zu industrialisieren und rationalisieren. Sie
dürfen nicht vergesscn, daß cs heute in feinem
Industriestaat, nicht einmal in England, geht, daß
nran eine Politik gegen die Arbeiterklasse macht.
Was Lloyd George tut, ist ja nichts anderes, als
daß er das Programm durchzuführen beginnt, daß
die englische Arbeiterklasse ihrer Regierung gestellt
hat. Wenn Sie a!so meinen. Sie könnten in diesem
Staate gegen uns, sie könnten ohne Verständigung
mit uns regieren, so beweisen wir Ihnen wieder,
daß das durchaus nicht richtig ist, so beweisen
Ihnen die Tatsachen, daß Sie damit rechnen
müssen, daß wir ohne eine Verständigung über
wirtschaftliche Fragen nicht vorwärts kommen
können.

Sie dürfen also die Dinge nicht überspanrcn
und dürfen vor allem nicht meinen, daß die
städtische Bevölkerung sich alles bieten lassen nmß,
was die landwirtschaftlichen Kreise ihr zu bieten
wagen. Wir haben jetzt neue große Opfer von der

städtischen Bevölkerung zu verlangen. Sie verlangen
von der städtischen Bevölkerung, daß sie jetzt eine
Vertcueiung ihrer Lebenshaltung hinnimmt, die
etwas ganz Anßerordentliches, noch nie Dagewcsenes
beiichaltct, Sie verlangen, daß der Arbeiter den
Weltmarktpreis für Brot und Fett bezahle,
Sie verlangen, die städtische Bevölkerung solle sich
noch mehr in ihren Lebensbedürfnissen einschränken,
sie soll immer schlechter leben. In einer solchen
Zeit dürfen Sie diese städtische Bevölkerung nicht
dadurch provozieren, daß Sie auch noch bei jeder
Gelegenheit Anträge cinbnugen, wie diese Re
svlutiou, die der Herr Abgeordnete Niedrist ein-
gebracht hat.

Wir hoffen, daß die bürgerlichen Parteien
diesmal nicht den Mnt haben werden, den sie auch
das letzlemal nicht gehabt haben, daß sie den Be¬
schluß, den sie selbst mitgefaßt haben, in einem
Moni ent rückgängig machen, wo das Kilogramm
Rindfleisch 1400 K kostet.

Wenn hier erzählt wurde, daß die Tiroler
kein Schlachtvieh züchren, ja, meine Herren, warum
tauschen Sie nicht mit Nieder Österreich, warum
machen Sie cs nicht so, daß Sie Ihren Überfluß
an Zuchtvieh den niedcrösterreichischen Landwirten
zur Verfügung stellen? Warum arbeiten Sie daraus
hin, daß dieses Zuchtvieh ins Ausland geht? Weil
der niederösterreichische Landwirt nicht mit Lire und
Frankel! und deutschen Mark bezahlt, weil auch Sie
Balutaspekiilanten geworden sind und es Ihne»
lieber ist, wenn Sie L re einstrcichen können, als
wenn die Wiener Bevölkerung billiges Fleisch
bekäme.

Wir haben gesehen, cs mußte Oberösterreich
nnb. Salzburg wieder zu einer gewissen Vieh
bewirtschastnng zurückkehren, man hätte einfach das
Vieh nicht aus dem Lande befördern lassen, wenn
Ulan nicht zuerst den Konsum der heimischen Be¬
völkerung sichcrgestellt hätte. Wir stehen jetzt vor
einer ganz neuen Situation in der Ernährung.
Wenn wir nicht imstande sind, trotz des Abbaues
der Lebensmittelzuschnsse eine geordnete Versorgung
der städtischen Bevölkerung zu garantieren, wenn
wir nicht die staatliche Bewirtschastnng und die
Verpflichtung des Staates, die Bevölkerung zu
versorgen, aufrechterhalten, dann werden wir noch
viel schwierigere wirtschaftliche Dinge erleben, als
wir sie leider erlebt haben. Die Bevölkerung kann
den Staat nicht von der Verpflichtung cm binden,
daß er für die Lebensmittelversorgung der
arbeitenden Klassen auszukommen hat, solange die
Lebensmittelversorgung der Bevölkerung ohne'staat¬
liche Hilfe nicht gesichert ist.

Wir haben ja heute schon erreicht, daß mau
den Gedanken aufgcgcbcn hat, daß am 1. Jänner
nicht nur die Lebensmittclzuschüffe, sondern auch
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die staatliche Bewirtschaftung abgobaut wird. Heute
sicht man ja auch bei Ihnen schon ein — und
man hat das nicht immer eingesehen —, daß die
staatliche Bewirtschaftung vorderhand ausrechterhalten
werden muß, daß der Staat auch weiterhin cin-
kauscn muß und die Verpflichtung hat, die Brot¬
karte, die Zuckerkarte und die Fettkarte zu honorieren.
Ich in ächte aber hier vor allem eines erklären und
ich hoffe, daß und) da auch die katholischen Frauen
unterstützen werden: Ein Abbau der staatlichen Zu¬
schüsse ans die Kondensmilch darf nicht cimrcten.
Das Finanzministerium hat neuerlich verlangt, daß
die verbilligte Kondensmilch, die an Kinder ans-
gegrben wird, ans 250 K pro Dose erhöht wird.
Das Flnangninisterinm sä)ont also bei seinen
fiskalischen Maßnahmen zwar noch immer die
besitzenden Klassen, es schont noch immer die
Menschen, die Devisen und Effekten besitzen, es hat
noä) immer nicht die Courage. Gratisaktwn zu
verlangen, es hat aber den traurigen Mut, den
Kindern in den Städten die Milch zu verteuern.
Wir lvnnen cs nicht zue eben, daß die Kondens-
milchvcricilung an die Kinder verteuert wird, und
wir hoffen, daß wir da einmal die Unterstützung
der katholischen Frauen finden werden, die sonst
ihre Konsumentcnpolilik, die sie im Kriege betrieben
haben, vollständig vergessen haben. Wir haben
gemeinsam mit der katholischen Franenorganisation
im Kriege eine ganze Reihe von Eingaben versaßt
und an'die damalige Regierung überreicht, wo wir
Maßnahmen gefordert haben, die heute die katho¬
lische Franenorganisation schon vergessen hat. Die
katholische Franenorganisation meint, daß, wenn sie
hie und da zwei Kilo Mehl verschenken kann, die
Mütter draußen am Lande vergessen werden, was
sie selber einmal als ihre wichtigsten Forderungen
erhoben hat. Aber wir werden nicht daran vergessen
lassen, daß es ein Verbrechen ist, wenn man den
Kindern die Milch in der Weise verteuert, wie es
das Finanzministerium jetzt unter der Führung
Ihrer Partei.fordert. Eine arme Frau kann nicht
250 Li für eine Dose Kondensmilch bezahlen. Das
heißt den Kindern einfach das Lebenslicht aus-
blasen, das heißt, daß das Finanzministerium die
größte Engelmacherin sein wird, die wir im Staate
Österreich überhaupt haben. Schauen Sie sich einmal
an, was Arbeiterkinder, kleine Säuglinge, heute an
Kaffee zu trinken bekommen. Gehen Sie einmal in
den XX. Bezirk und schauen Sie sich an, wie in
diesem kleinen Saugsiascherl eine schwane schmutzige
Flüssigkeit ist, die ein ganz klein wenig Milch ent¬
hält, weil die Mutter nicht imstande ist, mehr als
zwei Dosen Kondensmilch in der Woche zu kaufen.
Wenn Sie also dahin wirken, daß die verbilligte
Kondensmilchausgabe unausgesetzt verteuert wird,
sind Sie mit daran schuld, daß in Österreich die
Kinder sterben. Man muß einmal mit aller Energie

dagegen Stellung nehmen, daß der Fiskalismns
heute sä)on bis zur Nahrung der Säuglinae hinunter
geht, und mir erwarten deshalb, daß Sie mit dazu
Helsen werden, daß man eine weitere Vertelierung
der Kondensmilchverteilung für die kleinen Kinder
endlich einmal verhindert. Wenn wir schon bereit
sind, an dem Abbau der Lebensmittelzusd)üsse mit¬
zuhelfen, wenn wir schon Diesen Abbau durch unsere
sozialpolitisä)en Forderungen vorbereitet haben, ohne
die ja der Abbau nie möglich gewesen wäre, dann
müssen Sie auch auf die Kinder der arbeitenden
Bevölkerung Rücksicht nehmen.

Wir haben heute in unserer Ernährungs-
Wirtschaft nur noch ein Trümmerfeld und es hat ein
Kollege von Ihnen gesagt, er sei froh, daß er einmal
als Student Hunger gelitten hat, denn er könne sich in
die Psyd)ologie der hungernden Massen hineindenken
und er würde wünschen, daß einmal auch die bäncr-
lick)e Bevölkerung Hunger litte, denn dann würde
sie wissen, daß es nicht angeht, die Städte Öster¬
reichs einfach verhungern zu lassen. Was nutzen aber
die Schilderungen in der „Reichspost" über den
verelendenden und verhungernden Mittelstand, wenn
Sie ans der anderen Seite mithelfen, diese
Ernährungswirtschast des Staates zu zerstören,
wemi Sie die Hand dazu bieten, daß dieser Staat
einfach nicht mehr wirtschaften kann.

Man kann nicht eine doppelte Politik treiben, eine
Konsumentenpolitik in den Zeitungen und eine Pro-
duzentcnpolitik im Parlament. Wenn Sie die Inter¬
essen der Konsumenten schützen wollen, dann werden
Sie dies auä) wirklich tun müssen und Sie werden
das beweisen müssen, Sie werden nicht immer
einsaä) erwarten können, daß die Bevölkerung alles
das glaubt, was Sie ihr versprechen; und wenn
Sie heute hinauskomnren auf das Land, dann
werden Sie heute schon die Leute fragen hören,
wo denn die billigen Lebensmittel geblieben sind,
die Sie ihnen im letzten Wahlkampfe versprochen
haben, dann können Sie bei jedem Stande ans den
Märkten, jeder Eisenbahnstation, in jeder Elektrischen
die Frage austauchen hören, na, jetzt haben wir die
christlichsoziale Regierung und die Lebensverhält-
nisse sind um 1000 Prozent schlechter geworden,
als sie am 17. Oktober waren, damals, als das
lctztemal gewählt worden ist. Wir warnen Sie also,
diesen Bogen zu übcrsoannen. Sie haben die Er-
nährnngswirtschast zerstört. Sie haben die städu'schen
Konsumenten ausgeliefert jedem Wucher, der über¬
haupt möglich ist, Sie haben ein Jahr lang zu-
gesä)aut, wie unser Geld zusammenbricht. Sie haben
ein Jahr lang nichts getan. Ein altes Sprichwort
sagt: „Glauben und Harren, hält manchen zum
Narren". Ein ganzes Jahr haben Sie geglaubt,
es wird ein Wunder gesck)ehen, das Österreich rettet,,
und erst, als wir Ihnen gesagt haben, das Wunder
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wird ni.1t k.mmcn, tut edlich einmal etwas, damit
Österreich geholfen wird, ist es Euch eingefallen,
d. ß es auch noch eine S. lbsthilfe gibt. Bis zu
dem Tage hat keiner Ihrer Herren überhaupt
gewußt, was er mit den Finanzen anfangen such
oder er^ hat es so tief im Schreine seiner Seele
vmchlossen, daß es lein Mensch ahnen konnte^
denn der Herr Finanzminister Dr. Grimm hat doch
nicht seine n.inanzpolitik gemacht, sondern die Ihre,
und der Herr Minister Grinim hätte diese Finanz¬
politik nicht machen können, wenn Sie damals eine
andere Finan Politik gefordert h .tten. Sie sind also
Schuld daran, wenn wir heute in dieser Ernädrungs-
katastrophe sind. Sic sind daran schuld, wenn jetzt die
Vevvlkerurig zu Verzweiflungsansbrüchen getrieben
Wird. Sie sind es, die die Ernährung der Bevölke
rnng zu einem Feld ihrer Demagogie gemicht hat,
zu einem Feld zum Schutz Ihrer' bäuerlichen Inter
esjen, zu einem Feld, auf dein Sie in der unver¬
antwortlichsten und frivolsten Weise gewirtschaftct
haben. Sie werden aber die Früchte dieser Arbeit ernten.
Es werden sich die Verhältnisse in der Wclt mied r
ändern und cs wird überall in allen Staaten, die
heute eine arbeitende Bevölkerung haben, immer
mehr und mehr notwendig werden, daß die Re
gierimgen die Politik der arbeitenden Klassen machen.
So wie heule Lloyd Georges die Politik seiner
Arbeiterklasse machen muß, damit er den englischen
Imperialismus noch ein paar Monate Lebens
möglichkcit gewinnt, so werden auch Sie immer
mehr gezwungen weiden, die Politik der arbeitenden
Menschen in diesem Staate zu machen, sonst werden
Sie einmal von der Bildfläche dieses Staates über¬
haupt verschwinden müssen. Tenn ganz umsonst
leidet die Bevölkerung, nicht Hunger. Unsere Organ!
sationcn würden nicht sv kolossal wachsen, wenn
nicht heute schon die Empörung, die Erbitterung
der Bevölkerung über ihre Untätigkeit, über ihre
Frivolität, mit der Sie bisher gewirtschastet haben,
zum Ausdrucke kommen würde.

Wir müssen deshalb heute die ernste Mahnung
an^die bürgerliche Mehrheit dieses Hauses richten,
das; sie endlich einmal mit diesem demagogischen
Spiel Schluß mache. Wir brauchen noch immer
eine Ernährnngswirtschaft, die Leute haben das
Recht, dem Staate ihre Brotkarten und ihre Zncker-
kartcn und ihre Fettkarten zu präsentieren und der
Staat wird d-cse Karten auch einlösen müssen, wenn
er die Lebensmittelznschüsse abbaut, und au dieser
Einlösung wird nicht früher gerüttelt werden, der
Abbau der staatlichen Wirtschaft wird nicht früher-
durchgeführt werden können, bevor Sie uns nicht
nur versprechen, sondern garantieren können, daß
wir ohne staatliche Wirtschaft vorwärts kommen.
Bisher hat der berühmte freie Handel nichts ge¬
leistet. Wo sind denn die Kartoffel,n die der
freie Handel hätte eiuführen sollen? Wir hätten

nicht einen Kartoffel auf den Wiener Märkten,
wum der Staat feine Kartoffeln gekauft hätte, wir
hätten überhaupt nichts niehr zu essen, denn es
fällt natürlich heute bei dein großen Risiko den
Geschäftsleuten schon lange nicht mehr ein, Lebens¬
mittel einznsühren, sondern nur Luxusartikel. Ich
habe schon einmal in diesem Hause gesagt: „Handeln"
heißt nicht „versorgen". Wenn ich ein Händler bin,
bunt will ich gute Ge chäste machen. Wenn ich
aber versorgen will, dann habe ich die Pflicht,
auch zu versorgen, wem; ich kein gutes Geschäft
matze. Versorgen ist eine staatliche Pflicht. Wir
haben im Krieg die alte kaiserliche, arttokratische
Monarchie gezwungen, diese Versorgungspflicht des
Staates anzuerkennen. Seien Sie versichert, wir
merd n auch Sie zwingen, diese Versorgungspflicht
des Staates so lange anzuerkennen, als die Arbeiter-
Kasse in diesem Staate diese Pflicht des Staates
notwendig hat. Nicht einen Tag früher und nicht
einen Tag später werden Sie die staatliche Bewirt-
schastnng abbauen unb der Staat wird nicht einen

ag früher auihören, Lebensunttel einznkausen. als
wir nicht die Gewißheit haben, daß die Lebens-
mittelversorgung in der Bevölkerung gesichert ist.
Unsere Landwirtschaft wird uns noch 'lauge nicht
versorgen. Wenn unser Staat leben will, dann
brauchet? tvir eine sehr starke industrielle Eutwickluug,
dum brauchen wir in Österreich noch viel mehr
Schleie, die rauchen. Wir können nur lebensfähig
wer den durch eine große, leistnngssähigc Industrie.
Mit der Industrie wächst auch d'e le.stnngsfähige
Arbeiterschait, und sowie überall dort, wo eine
Kirche steht, Sie Ihre Agitationslokale haben, so
haben wir überall dort, uw eine Werkstatt steht,
unsere Agitationslokaw. (Zwischenruf des Abgcord-
neien Luttenberger.) Na, Ihre 70.000 katholisch
organisierten Arbeiter tun uns noch nicht viel?
Vorbei Hand sind die Werkstätten noch unsere Or-
ganisativnszentralen und nicht die Ihren! (Zwischen-
uf des Abgeordneten Luttenberger.) Herr? Kollege

Luttenberger, Ihr Zwischenruf ist so dumm, daß
ich es vorziehe, nicht darauf zu antworten. (Abge¬

ordneter Luttenberger: Er paßt Ihnen nicht!)
Nein, nicht, weil er mir nicht paßt, aber weil er
wirklich dumm ist. Ich muß nicht cwf jede Dumm¬
heit eines hochgeehrten Kollegen antworten.

Jedenfalls können Sie versichert sein: je
stärker die Industrie in Österreich wird — und.
Sie werden ja selbst alles tun müssen, um die
? dustrielle Entwicklurg zu fördern, weil der Staat
wüst nicht leben kann —, um so stärker wird in
diesem Staate auch die Sozialdemokratie werden
und um so früher werden Sie, werden auch die
Landwirte bereit sein müssen, in diesem Staate
keine Prodnzentenpolitik, sondern eine wirkliche
Konsumenteupvlitik zu machen. (Lebhafter Beifall
und Händeklatschen.)
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Präsident Dr. Dinghofer: Zum Worte
gelangt der Herr Abgeordnete Haueis.

Abgeordneter Haueis: Hohes Haus! Ich
werde die Aufmerksamkeit des hoben Hauses nur
sehr kurze Zeit in Anspruch nehmen; ich will
nämlich nur auf einige Äußerungen dcs Herrn Ab¬
geordneten Schueidmadl reagieren.

Der Herr Abgeordnete Schneidmadl hat
behauptet, der Gesetzentwurf, betreffend die För¬
derung der Landeskultur, der zur Zeit, als ich die
Ehre hatte, dem Ackerbauministerinm vorzusichen,
ausgcarbeitet wurde, sei den landwirtlchast.ichen
Hauptkörpcrschaftcn mitgeteilt worden und habe
überall eine Ablehnung erfahren. Ich bin nicht
darüber unterrichtet, welche Äugerungen die land
wirtschaftlichen Hauptkörpcrschasten dem Ackerbau-
Ministerium über den Gesetzentwurf crsta'tet hären,
aber das eine weiß ich aus einer Zuschrift des
Landeskulturrales von Tirol aus der allerletzten j
gilt, daß der Landeskultinrat von Tirol sehnlich
darauf war'.et, daß dieser Gesetzentiourf endlich dem
Nationalrate vorgelegt werde, und ich möchte den
Herrn Minister sür Ackerbau dringend bitten, allev
daranzusetzen, daß er endlich dem hohen Hause
unterbreitet weiden kann, natürlich nachdem vorher
noch den Landesregierungen und landwirtschafilicheu
HanvUvrperschaften Gelegenheit gegeben rvuroe, dazu
Stellung zu nehmen.

Dieser Gesetzentwurf, hohes Haus, soll ja
den Landesregierungen und den Landeskultnrrätcn,
beziehungsweise den landwirtschaftlichen Haupt-
körpcr schäften die notwendigen Mittel zur Förderung
der Landeskultur liefern. Das wird natürlich erst
geschehen können, sobald der Entwurf eben Gesetz
geworden sein wird, aber es könnte ans einem
andern Wege heute schon etwas Wesentliches ge¬
schehen, um die Landeskultur erheblich zu fördern.
Zn Österreich wird nur sehr wenig von dem wert¬
vollen Kunstdüngcmittel, dem schwefelsauren Am¬
moniak gewonnen, und zwar von der Komrnune
Wien ans den Abfallwässern bei der Gaserzeugung.
Wie mir mitgeieilt wurde, srll beiläufig die Hälfre
dieses schweielsauren Ammoniaks heuer in das
Ausland verkauft w rden, damit die ander? Hälfte
zu einem eifchwinglichen Preise der Landwirtschaft
überlasst« werden kann. Meine Herren! Wir werden
von unserem Boden keine befriedigenden Erträge
bekommen, wenn wir ihm nicht auch die not¬
wendigen Nährstoffe in Form von Düngemitteln
geben können, und gerade das wertvollste, das
Ammoniak, sollte deshalb bei uns im Lande
bleiben u> d nicht ins Ausland verkauft werden.
Vi lle cht könnte da der Herr Abgeordnete Schueid¬
madl ans seinen Parteigenossen, den Herrn Bürger¬
meister von Wien cinwirken, daß er es zu einem
Preise, den die Landwirtschaft bei der heute teil¬

weise noch bestehenden Zwangswirtschaft leisten
kann, abgibt. Es wäre ein großes Verdienst des
Herrn Abgeordneten Schneidmadl, wenn rhm das
gelingen würde.

Der Herr Abgeordnete Schneidmadl, aber
auch andere Herren der sozialdemokratischen Partei
haben tic Beamten dcs Ackerbanministeriums ziemlich
unsanft b> handelt. Ich glaube, die Beamten des
Ackerbauminist rinms etwas besser zu kennen als
der Herr Abgeordnete Schneidnradl, denn ich
halle ja Gelegenheit, mit den Herren durch längere
Z it zu verkehren rrnd einen genaueren Einblick in
die Verhältnisse im Ackerbauministerinm zu be¬
kommen, aber ich muß Ihnen hier offen erklären,
daß nach meiner Erfahrung die übergroße Mehrzahl
der Beamten desAckerbcniministerinms durchaus Pflicht-
eifrige und tüchtige Beamte sind. (Zusunwiunt/.)
Ausnahmen gibt es überall. Gerade der Umüanb
alnr, daß man diesen Herren immer mit Panschal-
verdächtigungen kommt und ihnen solche Vorwürfe
rnacht, dieser Umstand ist nicht geeignet, die Pflicht¬
treue und den Pflichteifer dieser Herren zu heben.

Nun komme ich zu dem Anträge des Herrn
Abgeordneten Unterkircher, welcher verlangt, daß
die vom Nativnalrat am 6. Oktober beschlossene
Erlassung des Verbotes des Vnhcxportcs durch eine
neue Entschließung ersetzt werde, die den Vieh-
crpoit ins Zvllansland unter bestimmten Bedingungen
rvi der ermöglicht. Es hat der H rr Kollege
Abram seine Ansführnngen gestern damit ge¬
schlossen. daß er gesagt hat, im Henrigen Jahre
könne man die Wicderzulassung des Biehexportes
nicht verfügen, aber es sei auch nicht notwendig,
denn der größte Teil des zur Abgabe g langenden
Viehes sei bereits außerhalb der Grenzen des
Landes. Nun, meine Herren, das Jahr 1921 dauert
nur mehr 16 oder 17 Tage, d na ist es um, und
sür das Jahr 1922 hat selbst der Herr Ab¬
geordnete Abram erklärt, daß cs notwendig sei,
unter bcstimiiltcn Kantclcn und Voraussetzungen
den Viehexpvrt wieder znznlaffcn. (Abgeordneter
Schiegl: Er hat erklärt, das Vieh soll für Nieder-
Österreich abgegeben werden!) Er hat vom Export
gcsvrocben. was Sie meinen, ist doch kein Export.
Ww geben ja auch Vieh nach Niederösterreich ab.
Ich sage cs ganz offen, ich bin Tiroler und fühle
mich aber als Österreicher und wünsche, daß auch
die andern Länder aus Tirol soweit als möglich Vreh
beziehen können. Ich vertrete dcn Grundsatz: Leben,
aber auch leben lassen! Halten auch Sie, meine
Herren, diesen Grundsatz ein! Tic Erlassung dcs
Viehaussuhrvcrbvtcs hat zu verschiedenen Härten
geführt und ich werde Ihnen eine dieser Härten
mitteilen.

Die Stadtgcmeinde Klausen wurde im letzten
Jahre von einer geradezu schauerlichen Hoch-
wasscrkatastrophe betroffen. Ein großer Teil der
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Stadt war durch die Stauung der Eisack infolge
eines Murbruches durch lauge Zeit im Wasser und
«§ dürfte bis heute noch nicht möglich gewesen
sein, das Unhc l vollkommen wieder gnlznmachcn
Diese Sh'dtgemeinde hat nun bei drr Tiroler
Landesregierung um die Bewilligung angesucht,
Zirka 30 Stück Vieh aus Nordtirol beziehen zu
Dürfen, um diese Stücke zu einem ermäßigten Preise
an die vom Hochwasser Meistbetrvssenen abgeben
Zu können. Selbst in diesem Notfall wurde die
Aussnhrbew lligung nicht erteilt. Ich frage Sic,
meine Herren, ob das denn doch nicht eine sehr
große Härte ist, wenn der Südtiroler, unser
Stammesgenosse, zu dem Nord tiroler kommt und
sagt: Bitte, hilf mir in einem solchen Falle! und
mau kann ihm, auch wenn man will, diese Hilfe
nicht leisten. Ähnliche Fülle gibt es mehr. Ich
möchte nicht mißverstanden werden. Ich will zunächst
nicht einem größeren Viehexvort das Wort reden,
sondern ich möchte nur wünschen, daß gerade in
derartigen wichtigen und dringenden Fällen der
Export gestattet wird, aber auch in jenen Fällen,
wo die Landesregierung darum einkommt und dic
m der Resolution anfgezahlten Bedingungen erfüllt
werden. Im übrigen crkärc auch ich: ich bin ganz
en.schieden dagegen, daß wieder derjenige, der'sich
zwischen den Produzenten und den Konsumenten
stellt, der Händler, sich, wie es heuer leider ge¬
schehen ist, ungebührlich bereichert. Dies muß für
die Zukunft hintangehalten werden und in Tirol ist
bereits eine Viehverwertruigsgenossenschaft in'Bildung
begriffen, welche den Verkehr zwischen dem einen und
dem andern so vermitteln soll, daß der Zwischenhandel
möglichst ansgeschaltet wird. Darum, meine Herren,
bitte ich Sie, die Resolution, die der Kollege
Unterkircher im Bridgetausschuß eingebracht hat
mrd d:e vorn Budgetausschuß angenommen wurde,
zum Be chlusie zu erheben. (Beifall und Hände¬
klatschen.)

Präsident Dr. Dinghofer: Die Debatte
ist geschlossen. Ich erteile das Schlußwort
dem Herrn Berichterstatter für „Land- und Forst¬
wirtschaft", Abgeordneten Eisenhut.

Spezialberichtcrstatter Eisenhut: Hohes
Haus! Die Debatte hat gezeigt, daß 'alle Parteien
das B streben haben, die landwirtschaftliche Produktion
M heben und zu fördern, nur sind die Wege ver
schieden. Ich glaube, daß der Weg, den die
Herren von der linken Seite beschritten haben, nicht
der richtige ist. Sie haben das Ministerium für
Land- und Forsiwirffchaft und seine Beamten sehr
scharf kritisiert. Ich bin gewiß dafür, daß man
gerechte Kritik übt, und sie ist auch unter Umständen
gesund und notwendig, aber wenn sie gar zu scharf
rst, untergräbt sie nur die Arbeitssreudigkeit der

Beamten. Anderseits fürchte ich auch, daß die
Sozialdemokraten durch das Hinaustragen ihrer
Ideen ans das flache Land das Entgegengesetzte von
dem erreichen werden, was sie wünschen. Sie stören
nämlich das girre Verhältnis, das bis heute zw scheu
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, zwischen dem Bauern
und seinen Arbeitern bestanden hat. Als Kenner
der Verhältnisse fürchte ich — ja, ich bin davon
überzeugt, daß letzten Endes die Wirkungen dieses
Tuns den Herren selber nicht zum Vorteile ge
reichen werden.

Was die Resolutionen betrifft, so verweise ich
bezüglich der Resolution Witternigg aus meine
Ausführungen im einleitenden Berichte; ich spreche
mich gegen diese Resolutivn ans mit Rücksicht
darauf, daß die landwirischastlichen Schulen innig
mit der Landwirtschaft zusammenhängen und infolge¬
dessen auch in Zukunft deal Bundesministerinm für
Land- und Forstwirtschaft unterstellt sein sollen
Als Berichterstatter kann ich mich daher dieser Ent¬
schließung nicht anschließen.

Was die zweite Resolution, jene des Ibge
ordneten Forstner betrifft, so muß ich erklären,
daß die Haupttendenz nicht darin l egt, daß die
Seuchengesahren so groß sind, sondern man will
Platz für die Wiener Messe schaffen.

Nach Rücksprache mit Veterinärmedizinern
ist dafür gesorgt, daß Seuchen sofort bei ihrem
düstreren unterdrückt und bekämpft iverden können.
Auch der Herr Bnudesminister hat erklärt, daß
die Gefahr infektiöser Erkrankungen nicht so große
sind. Der Grund des Antrages ist, für d e Unter¬
bringung der Wiener Messe Platz zu machen. Wir
haben nichts dagegen, wenn die Wiener Messe gut
untergebracht wird, aber ich glaube nicht, daß es
unsere Aufgabe ist, hier im hohen Hause die Re¬
gierung dazu zu bringen, daß sie Raum für die
Wiener Messe schafft. Nach meiner Anschauung iit
das ein Eingriff in die Verwaltung des Bundes-
ministeriurus für Land- und Forstwinschat. Ich
kann mich auch infolgedessen nicht für di.se Re¬
solution aussprechen und bitte das hohe Haus, die
Resolution abzulehnen. Alle übrigen 21 dem Be¬
richt beigedruckteu Resolutionen sow-e den Budget
abschnitt X! bitte ich unverändert anzuuehiuen.

Präsident Dr. Dinghofer: Der Herr Be-
richterstatter für -das Kapitel „Bolkseruährung"
verzichtet auf das Schlußwort? (Berichterstatter
Or. Jerzabek: Ja!) Infolgedessen kommen wir
zur Abstimmung.

Ich bitte, die Plätze einzunehmen. (Nach
einer Pause:) Ich bitte diejenigen Frauen und
Herren, die dem Anträge des Finanz- und Budget-
ausschusses, dahingehend (liest):

»Der Nationalst wolle den Ansätzen des
Voranschlages für das Verwaltungsjahr 1922,
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Kapitel 19 und 20, „Land- und Forstwirtschaft"
(Ausgaben und Einnahmen), unter Berücksichtigung
der ziffrrmäßigen Änderungen die Genehmigung
erteilen", ihre Zustimmung geben wallen, sich von
den Sitzen zu erheb« u. (Geschieht.) .4. et Antrag
des Finanz- und Budgetausschusses ist angc-
nommcn-

Bei diesem Kapitel haben wir eine Reihe von
Resolutionen, und zwar im ganzen 21, die dem
Berichte beigedruckt sind, dann eine Resolution
Witternigg und eine Resolution Forstner. Was
die gedruckten Resolutionen anbelangt, so wurde au
das Präsidiuiu das Ersuchen gestellt, das; hinsichtlich
der Resolntiou Nr. 20 getrennt abgestimmt ^ werde.
Ich werde daher zunächst — ich setze die Zu¬
stimmung des hohen Hauses voraus über tue
gedruckten Entschließungen 1 bis einschließlich 19
mit) die Resoluti u 21 abstimm n lassen, so wie sie
der Ausschuß vorgelegt hat. (Zustimmung.)

Ich bitte diejenigen Frauen und H rreu, die
diesen Resolutionen ihre Zustaumuug geben wollen,
stich von den Sitzen zu erheben. (Geschient.) Die
Resolutionen sind angenommen.

Nun kommen wir zur Abstimmung über die
Resolution 20. Ich glaube, ich brauche sie nicht
zu verlesen, sie liegt gedruckt auf. (Zustimmung.)

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren, die
auch der Resolution 20 ihre Zustimmung geben
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht:)
Auch die Resolution 20 ist angenommen.

Nun kommen wir zur Abstimmung über die
Resolution des Herrn Abgeordneten Witternigg,
üe lautet (liest):

„Die Regierung wird ausgefordert, die
landwirtschaftlichen Schulen aus demBaudes-
ministeriunt für Laudivirtschaft auszus beiden
und sie dem Buudesmiutsterium für Unter¬
richt zu unterstellen."

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren, die
dieser Resolution ihre Zustimmung geben wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das
ist die Minderheit; der Antrag ist abgelehnt.

Nun kommen wir zir dem Beschlnßantrag
des Herrn Abgeordneten Forstner, dahingehend
(liest):

„Die Regierung wird ausgcsordert, die
derzeit als Wurnerguarticre für das n;eder-
österreich sche Staatshengstendepot in Ver-
wendnng stehenden Stallungen in Wien-
Schönbrnnn sofort zu räumen. Das Pserde-
material ist so unterznbringen, daß eine
Geiahrdung der Tiere durch Jusekuons-
krankheitcn uach menschlicher Voraussicht
Kus ein Miudcstnraß reduziert wird."

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren, die
diesem Be'chlußanlrag ihre Zustimmung geben wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Das
ist die Minderheit; der Antrag ist abgelehnh.
(Lebhafte Zwischenrufe.)

Wir kommen nun zur Abstimmung über das
Kapitel „Volkseruährung".

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren, die
dem Anträge des Finanz- uns BudgetauZchuffes,
dahingehend (liest):

„Der Nationalrat wolle den Ansätzen des
Entwurfes des Buudcsvoranschlagcs für das Jahr
l922, Kapitel 28, „Volkseruährung", mit den vom
Berichterstatter beantragten obigen Abänderungen
oie verfassungsmäßige Genehmigung erteilen , ihre
Zustimmung geben wollen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Das Kapitel „Volkseruährung"
ist ebenfalls angenommen.

Auch diesem Kapitel liegt eine gedruckte
Entschließung bei. Ich nehme an, daß sie dem
Hohen Hause bekannt ist.

Ich bitte diejenigen Frauen und Herren,
welche dieser Entschließung ihre Zustimmung geben
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Ge¬
schieh’.) Der Entschließungsantrag ist angi.-
nommen.

Damit sind die Abschnitte „Land- und
Forstwirtschaft" sowie „Volkseruährung" erledigt.

Wir kommen zum nächsten, zum VI. Ab¬
schnitte, das ist der Abschnitt über „Handel- und
Gewerbe, Industrie und Bauten" und „Sozmli-
sieruug". Der Berichterstatter über Gruppe Xli,
„Handel und Gewerbe, Industrie und Bauten", ist
der Herr Abgeordnete Partik. Ich lade ihn ein,
über dieses Kapitel den Bericht zu erstatten.

Spezialberichterstatter Partik: Hohes Haus!
Im Kapitel 21, „Vundcsministcrinm für Handel und
bewerbe, Industrie und Bauten" ist im Voranschläge
ein Ansgabenbctrag von 113,981.000 K eingesetzt,
dem Einnahmen in der Höhe von 1,039.000 &
gegenüberstehen. Ich werde Sie nicht viel mit
Ziffern belästigen und werde hauptsächlich nur aus
dte Posten Hinweisen, die eine Veränderung er¬
fahren haben.

Es ist hier eilte Post für die „Boreinleitung
von Handelspolit schen Verträgen"; diese Post wurde
um 366.000 K erhöht. Diese Erhöhung war not¬
wendig, weil mit den verschiedenen Sukzessions-
staateu handelspolitische Verhandlungen eingeleitet
werden; diese Post bunt nun für die Mehrkosten,
die daraus erwachsen.

Weiters ist eine Verschiebung bei der Post
„Personeutraftwagen", die zu niedrig eingestellt
war, eingetreten; und zwar waren pro Wagen
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500.000 K eingestellt; da dies aber zu wenig ist,
wurde pro Wagen eine Erhöhung um 100.000 X
beantragt und int Ausschuß auch angenommen.

Ich komme nun zum Kapitel 22. Tao G samt-
ersordernis im Titel 1, „Allgemeine Ausgaben und
Einnahmen", betragt 94,446.700 K gegenüber
25,555 900 K int Jahre 1920. Tie E, Höhung
d'cser Post ist hauptsächlich auf die Mehrausgaben
für die Beamtenschaft zurückzusühren, aber auch die
sachlichen Mehrersordernisse sind durch die einge-
tretene Preiserhöhung der verschiedenen Artikel
bcdeutettd gestiegeit.

Ich werde mich auch hier nur mit jenen
Posten beschäftigen, die eine Veränderung erfahr« u
haben. Es handelt sich hier hairptsächiich um die
handelsstat-stischen Berichte, wo in der Einuahmen-
Pvst eine Änderung zu verzeichnen ist; und zwar
sind die Einnahmen hier aus 50 Millionen Kronen
gestiegen, die an statistischen Gebühren bezahlt
wurdet!, die int Vorjahre eine Erhöhung ersahren
haben.

Weilers ist eine Veränderung in der Post
„Handelsberichlerstatimig" eiugetrelen. D-e Handelo-
berichterstatlung war mit einem Kostenaufwand von
206.000 X prätiminiert. Diese Post ist seit dem
Kriegsbeginn nicht erhöbt w.'rdcn. Ta sich die
Exposit'.iren für diese Berichterstattung im Auslände
besinden und die Kosten, die dort erwachsen, mit
ausländischer Währung bezahlt werden müssen, ist
es setbstverständlich, daß man mit diesem Betrage
"'cht mehr das Auslangen sinden kann. Man kann
awr ans eine Berichte, statttliig nicht verz cyien, weil
wir ja in den Snkzeisivnsstaaien, die j u.t auch zum
Ausland gehören und mit denen wir handelspoli¬
tische Bechehütigtu anknüpseu müst'cn, eine Bericht¬
erstattung nicht entbehren können. Es ist daher eine
Erhöhung aus 6 Millionen eingetreteu und sie hat
auch iin Ausschuß die Zustimmung gesunden

Bei dcni tt.itel „Patentwesen" stehen einem
Erfordernis ven 29.647.000 X Einnahmen von
5,891.000 K gegenüber. Diese Zahl gibt aber n cht
die gesamten Einnahmen an, sondern ein Teil der
Einnahmen ist schon als „Patentgebühren" beim
Finanzetat ausge,tiefen, nämlich 27,500.000 X, so
daß man beim Titel „Patentwesen" mit einer Er¬
höhung der Einnahmen rechnett kann.

Beim Titel 4, „Eichwesen", betragen die Aus¬
gaben 23.657.000 X, wovon aus die persönlichen
Ausgaben 19.017.900 X, auf die sachlichen Aus¬
gaben 4,659.100 X ent,allen. Auch hier sind die
Einnahme» durch Erhöhung der Gebühren gesteigert
worden, so daß eine Erhöhung von rund 8,390.000 X
ansgewiesen wud und im Jahre 1922 noch mit
einer erheblichen Steigerung der Einnahmen gerechnet
werden kann.

Beim Titel 5, „Gewerbesörderunq", beträgt
das Gesamtcrsordcrnis 17,008.000 X. 'Es erfährt

aber eine Erhöhung um 39 Millionen Kronen, Me
Uch, Wie dies im Berichte detailliert ansgeführt ist,
folgendermaßen verteilt: Für die Gewerbesörderiings-
Bniideeaiistallcn ist ein Betrag von 8 Mimten
^"'gesetzt, für sonst ge Anstalten 26 Mill vnen, für
F'rderuugSmittel, und zivar für Förderung gcwcrb-
l eher Vcrei,stgtmgen 2 Millionen, für Förderung
einzelner Erwerbs,weige 2 Millionen. Für die

! w'ttschastliche Förderung des Kunstgewerbes sind
600 000 X ausgewiesen. Für kn slgewerblche
Förderung tvird im Voranschlag ein Betrag von
1,200.000 X eingestellt. Es ist sKbstve,stündlich,
daß man mit diesem geringen Betrag nicht besonders
viel oörd.rw g betreiben kann. Da aber mit den
kbeimn Mitteln dieses Staates ger.chuet tverdau

war leider nicht mehr zu erreichen. JuSgesaint
entfallen von diesen 59 Millionen aus bic Förde-
tnngsmittel 5 Millionen Kronen.

Die Ausgaben für das gewerbliche B-ldungs-
wesen fitib ^ gegenüb r dem Voranschlag um
X340.000 X zu erhöhen, die Einnahmen 'infolge
Steigerung der Schulgebühren um 2,200.000 X
aus 12.4 20.000 X.

Das Militärgeographische Institut schneidet
Heuer zum erstenmal mit einem Überschuß ab, es ist
durch die Reorganisation ein aktives Unternehmen
geworden.

^Bei den staatlichen Betrieben, und zwar bei
der Bunde, fabrik Bluniau weist der richtigg.-stellte
Voran,chlag Ausgaben von 1.260,730.000' X ans,
öenen Einn hmen von 1.366,600.000 X gegenüber-
ttehen. Also auch dieser Betrieb hat mit einem
uberschiig abgesch!offen.

Einer der besten staatlichen Betriebe sind die
^stetr» uhischen Zellnloidwerke, die einen Betriebs*
übet schuß von 57,920.000 X verzeichnen.

Es wurden verschiedene Anträge und EnX
schließnngen überreicht, die dein Voranschläge bei--
gedruekt sind. Ich bitte um die Annahme dieser
Anträge. (Beifall.)

Präsident Dr. Dinghofer: Berichterstatter
für das Kapitel „Bergwesen" ist der Herr Abge-
ordnete Dr. Schürff. Ich erteile ihm das Wort..

Spezialberichterstatter Dr. Schürff: Hohes
Hans! Z>vischeu dem Voranschläge der Regierung zum
Kapitel „Bergwesen" und dem Berichte des'Aus-
ahusse^ ^ bestehen ganz bedeutende Unterschiede im
ziffttniäßlgen Am bau. Während der Voranschlag
bei Aufgaben von 484 Millionen und bei Ein'-
nahmen von 428 Millionen mit einem Fehlbeträge
von 56 Millionen Kronen abschließt, beträgt hin-.
geg. n nach dem Berichte bei Ausgaben von 953 Mil¬
lionen Kronen und ! ei E nnahmeii von 44s Millionen
^"onen der Fehlbetrag 505 Millionen Kronen.
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Der Zuwachs dieses Fehlbetrages vom Voranschlag
zu jenem des Berichtes beträgt soiuit 469 Millionen
Kronen.

Die Ursachen dieser ganz bedeutend ziffer-
mäßigen Verschiebung zwischen dem Veranschlage
und dem Belichte sind auf eine Post zurückzu ühren,
die unter dem Titel „Kursmehnerlnst" früher in
einem anderen Kapitel erschienen ist und jetzt in
dieses Kapitel und in di.sein Bericht ausgenommen
ist. Der Gesamtknrsverlust beim Kapitel „Berg¬
wesen" — ich meine sowohl den im ursprünglichen
Voranschlag als den im Bericht verrcchneten
Betrag — beträgt 607 Millionen Kronen. Würde
dieser Knrsverlust hier nutzt zur Verrechnung
kommen, so würde sich beim Kapitel „Bergwesen"
ein Gewinn von 102 Millionen Kronen ergeben.
Tie Ursachen dieses ganz bedeutenden Gemmtkurs-
ve>lusles sind darin zu suchen, daß für die Mvntan-
bctriebc Anschaffungen gemacht werden mußten, und
zwar für Sachauswand und Materialverbrauch, die
eine ungeheure Belastung des Bergwesens darstellen.

Wc-rin die eigentliche Ursache dieser bedeutenden
Verluste zu suchen ist, cescheint im Voranschlag
nicht näher aufgekläri. Ter Zusammenhang ziviichcn
diesen Ressort und dem Finauzministerinm und der
langwierige Liquidierungsprozeß bringt es mit
sich, daß bis zum Tage der Liquidierung und der
Bezahllmg aller dieser Beträge diese ungeheuren
Kursve111>ste entstehen.

Ansonsten habe ist zum Berichte noch hinzu-
znsügen, daß der Abbati des Personals der Berg¬
behörden weiter vor sieh gegangen ist. Die Ziffern
nach diese - Nichrung si, d aus dem Bericht zu ent¬
nehmen. Ein weiterer Abban erscheint jedoch im
Interesse ciues gedeihlichen Berwaltungsganges nicht
mehr tunlich.

Die Montanlehranstalten, die sich bei uns
in Österreich in die Montanistische Hochschule in
Leoben und in die Steirische LandeS-Berg- und
Hnttcnschul'- in Leoben — letztere eine Anstalt des
Landes Steiermark — gliedern, verdienen die höchste
Unterstützung seitens des Staates. Bei der Montanisti¬
schen Hochschule in Leoben kann mit Genugtuung
festgestellt werden, daß der Zustrom der Hörer zu
dieser Aust lt ganz bedeutend gestiegen ist, so daß
gegenüber dem Tucchschuittsb such der Jahre 1909
bis 1914 per 415 Hörer derzeit sich aus dieser
Hochschule 628 Hörer befinden. Wir können diese
Erscheinungen nur begrüßen, weil wir darin das
eruste Bestreben unserer studierenden Hochschuljugend
sehen, sich haupisächlich prakuschen Studien auch im
Hochschulwesen zuzuwendcu. Tie steirische Landes-
Gerg- und Hüuenschule in Leoben, deren ganz
besondere Bedeutung sowohl im Bericht wie auch
in der Rede des Herrn Ministers im Ausschuß
Hervorgehoden wurde, verdient ebenfalls die höchst-
sivglichc Förderung seitens des Staates und dies

kommt im Berichte auch praktisch insofern zum
Ausdruck, als der ursprünglich in Aussicht genommene
Staatsbeitrag von 60.000 K auf 500.000 K erhöht
worden ist.

Dw Montanbetriebe des Staates, eines der
wertvollsten Äktiogüter unseres Staates überhaupt, —
hier sind sie n>it einem Werte von 200 Millionen
Kronen ciugeschätzt, der aber sicherlich angesichts
unserer jetzigen valutarischen Verhüll Nisse viel Zu
gering ist — haben in den letzten Jabren einen
ganz bedeutenden Aufschumng genommen. Wir können
dieses Ergebnis mit Freude konstatieren und hoffen,
daß es gelingen wird, diesen günstigen Wutschasts-
ersolg in ebenso günstiger Weise sich lveiter ent¬
wickeln zu sehen wie bisher, wobei wir hoffen, daß
die Aktivität dieser Betriebe nunmehr durch eine
entsprechend rationelle und kaufmännische Ge¬
barung, die nun auch durch die kaufmännische
Buchführung seit dem 1. Juli 1920 unterstützt
wird, künftig deutlicher und erfolgreicher Zum
Ansdrucke kommen möge.

Hinnchtlich des Montanwesens in Österreich
gestatte ich mir, auf eine Mitteilung des Herrn
Bnndesministers im Finanzausschuß und auf den
Teil des Berichtes anfinerksam zu macheu, der von
er weiteren Sehurftätigk.it in Österreich spricht, die

durch das Gesetz vom 20. Oktober 1921 gewähr-
lcistet ist, ein Gesetz, durch das insbesondere cneicht
werden soll, daß die nicht nusgenutzten Frei-
ichürfe kün tighin wirklich ansgenutzt werden.
Mir ist gerade in den letzten Tagen ein nicht
nniutercssantes Schreiben zngekommen, das sich auf
Schürfungen in W tdshut in Oberösterrech im
dortigen Bcannkohlenrevier bezieht. Ich gestatte mir,
es hier auszugsweise zur Kenntnis zu bringen. Es
heißt da (liest):

„Wir haben hier Bohrungen nach Braunkohle
ansgeführt und mit guleur Erfolg eine gute Koble,
5 bis 6 Meter mächiig, er bohrt. Tie FundeskenstL-
tiernng wurde bei Bohrloch 111 durch das Revllr-
bergamt Wels vorgenommen. Es wären nun, da
die Bohrungen beinahe in gerader Linie liegen,
noch einige Bohrungen notwendig gewesen, um die
Breite des Flözes zu konstatieren. Aus unbekannten
Gründen, ist aber seit Ende August weder mit
Bohrungen noch mit Schachtarbeilen etwas gemacht
worden und es scheint die Sache einzuschlafen. Sind
nufere Beobachiungcn und Forschungen richtig, s«
dürfte cs sich um ein ausgebreitetes Flöz handeln,
welches rentablen Abbau verspricht. Anstoßend an
diews Schurfterrain hat die Internationale Handels'
bank in Wien, I., Schottenring 21, das ganze
Gebiet mit Frciichürfen belegt, hat aber bis heute
nicht das geringste zu einem Aufschluß unternommen.
Wir haben nun selbstverständlich selbst Interesse für
diese Angelcgei heit und bitten die Herren Ab¬
geordneten, die Regierung zu informieren, um die
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letztgenannte Internationale Handelsbank in Wien
zur Erfüllung ihrer Pflichten zu bewegen, beziehungs¬
weise ihr die bewilligten Frei schürfe zu entziehen."

Nun zum Schlüsse noch eine Benierknng über
die den! hohen Hause von seilen des Ausschusses
zur Annahme empfohlenen Entschließungen. Die eine
Entschließung bezieht sich auf die bei uns in Öster¬
reich bestehenden Berghauptmann schäften und die
Notwendigkeit, die beiden Bcrghanptmannfchafteo,
von denen eine überflüssig ist, in eine einzige zw
famulenzu'iehen. wobei gedacht wurde, daß die
Wiener Berghauptmannfchaft, die einen ganz geringen
Wirkungskreis und insbesondere einen ganz kleinen
Apparat zur Verfügung hat, mit der Berghaupt-
mannschaft in Klagensnrt vereinigt werden soll.

Die zweite Entschließung bezieht sich auf das
GvldbergweA in Rathausberg und bezweckt die
weite-'e intensive Bewirtschaftung des dortigen Gold-
bergbanes. Der Ausschuß hat sich dem vom Herrn
Kollegen Odehnal eing brachten Ant ag an--
geschlossen. Ich empfehle daher beide Entschließungen
dem hohen Hause zur Annahme und bitte gleich¬
zeitig, auch den Bericht, der seitens des Ausschusses
dem hohen Hanse vorgelegt wurde, zur Kenntnis zu
nehmen. (Beifall.)

Präsident Dr. Dinghofer: Ich bitte den
Herrn Berichterstatter für das Kapitel „Bauten",
Dr. Odehnal, die Verhandlung cinzuleitcu.

Spezialberichterstatter Dr. Odehnal: Hohes
Haus? Das Kapitel 24 des Bundesvoran chlages für
Handel und (bewerbe, Industrie und Bauten umfaßt
den Bundcsbaudieust, die Straßenbairten, den Wasser-
baudienst, die Hochbauten und die Bundesgebäude-
verwaltung. Der Bundesbandienst selbst weist Aus¬
gaben aus, und zwar persönliche Ausgaben für den
Baudienst in den Ländern, dann für die Verwaltung
der ehemals hofärarischen Gebäude, ferner die Konen
für den Hydrograph scher; Dienst und für die Neu¬
anlage der Wasserbücher, also für den Wasierbuch-
di-'nst. Zit den persönlichen Ausgaben möchte ich
bemerken, daß für den Bundesbandienst in den ein¬
zelnen Ländern ein Personalstand von 260 Beamten
utit voller HockMulbildung besteht, weiter von
33 Beamten mit Mittelschulbildung, 159 Beamten,
die ehemals der Gruppe 8 angehört haben, das
sind die Straßen-, Strom-, Hafen- und Brücken-
Mcister, Schiffsiührer und Maichinenbeiriebsleiter;
weiters 70 Kanzleibedieiistete, J064 Bedienstete des
ehemaligen Unterbeamten- und Dienerstau des, das
find die Straße--Wärter, Fü ßwächter, Brück nschlosser,
Walzeuführcr usw., zusammen 1643 Personen. H e-
vvn sind im umflossenen Jahr 126 Personen ab-
gebant worden, und zwar ist dies hauptsächlich bei
den technischen Beamten, kurz bei den höhergestellten
Beamten der Fall gewesen, während man die unteren

Posten, wenn solche frei geworden sind, immer
wieder besetzen mußte. Es ist klar, daß man einen
Stromwächter- oder Flußwächterpostcn nicht unbesetzt
lassen kann. Daher ist der Abbau gegenüber der
ziemlich großen Zahl von Bediensteten kein allzu
überwältigender.

Bon hofärarischen Bediensteten wurden zur
Verwaltiing der ehemals hosärarischen Gebäude
15 Beamte, 216 Uuterbeamte und 135 Aushilfs¬
kräfte übernommen. Die Übernahme dieser Be¬
diensteten erfolgte ans Grund des Gesetzes vom
5. Juli 1921. Gleichzeit-g wurde aber auch die
Gebäudeverwaltung für das Burggebäude in Wien,
ferner die Verwaltung der ehemaligen hofärarischc»
Gebäude vor dem äußeren Burgtor, also beider
Museen, sowie die Schlvßvenvalnmgen Belvedere,
Schönbrunn, Innsbruck und Salzburg übernommen.

Der Wasserbuchdienst, der ebenfalls unter
diesen Titel fällt, war im Vorjahre mit 65 Auf.
nahmsleiteru und 96 Technikern ausgestatlet und
besitzt dermalen 42 Anfnahmsleiter und 5O Tech¬
niker, ist also sehr erheblich abgcbant worden. Daß
sich ein Mehrerfordernis der fach ichen Auslagen
für diesen Titel ergibt, ist wohl etwas ganz Selbst¬
verständliches, wenn man berücksichtigt, daß alle
notwendigen Bedarfsgegenstände tut Preise außer-
ordembch gesti.gen sind.

Bei den Straßen bauten haben wir als ordent¬
liche Ausgaben zunächst die Jnstandhaltungsarbeiten
an den Bnndesstrapen, und zwar ist hier eine Post
von 115 Millionen eingesetzt. Für diesen Betrag
müssen 3855 Kilometer Straß »länge instand ge¬
hauen werden, so daß aus einen Kilometer un¬
gefähr 30.000 K entfallen. Wenn wir bedenk n,
daß vor dem Kriege ungefähr 1000 K für einen
Kilometer Straßenlänge in Anrechnung gebracht
wurden, >o ist diese 30fache Erhöhung wohl in den
Verhältnissen sehr begründet, und es ist klar, daß
auch diese Erhöhung noch als ziemlich mäßig be¬
zeichnet werden muß.

Unter den außerordentlichen Ausgaben, die
ntit 49 M llionen Kronen beziff rt sind, ist zunächst
eine Post von 4 Millionen Kronen für die Vor¬
nahme von Pflasterungen in Wien und eine weitere
Post von 6 Millionen Kronen für die Vornahme
von Pflast rungen in der Umgebung von Wie»
hervorzuheben. Der Rest ist dann in Anschlag ge¬
bracht für bcu Umbau schadhaft gewordener Brücken,
für die Umlegung einzelner steiler Srraßenstreckeu
und zur Verbesserung einzelner Landes- und Be-
zwksstraßen.

Bei Beratung dieses Titels ins Finanz- und
Budgetausschussc haben die Abgeordneten Dr. Angerer
und Paulitsch hauptsächlich darauf hingewiescn,
daß die Straßenvcrhältniffe in Kärnten außer-
ordenttich ungünstige sind und daß es unbedingt
notwendig sei, eine ziemlich erhebliche Post dazu z»
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verwenden, um die Straßen dort wieder in Ordnung
Zu bringen. Hauptsächlich handelt es sich da um
die Glocknerstraße, dann um die Jselbcrgstraße. die
von Dötsach über Winklern nach Hciligenblut führt.
Außerdem ist noch der Wunsch geäußert worden,
auch eine Verbindung nach Ersenkappel zu schaffen.
Diese Wünsche sind meinem Berichte in einer Ent¬
schließung der beiden Abgeordneten beigedruckt,
welche lautet (liest):

„Die Regierung wird aukgefordert, die
Glocknerstraße vom April bis Juli 1922
fahrbar zu machen, die Jfelbergstraße als
Durchzugsstraße in das Glocknergebiet in
staatliche Verwaltung zu übernehmen und
den Besitzern im Drögenerkesfel eine Ver¬
bindung nach Eüenkapp' k, also nach
Kärnten, beziehungsweise Österreich zu er¬
möglichen."

Der Finanz- und Budgetausschuß hat den
Beschlich gefaßt, diese Entschließung dem hohen
Hause zur Annahme zu empfehlen.

Beim Titel „Wasserbauten" ist die größte
Post der sogenannte Kursverlust, der vier Fünftel
der Ausgaben dieses Titels in Anspruch nimmt. Es
handelt sich da um die internationale Rhein-
regulicrung, zu welcher der Baubeitrag in Schweizer
Franken geleistet werden muß. Daher ist diese Post
„Kursverlnst" mit 140 Millionen Kronen eingesetzt
worden, um eben trotz der Verschlechterung unserer
Valuta diesen Baubeitrag leisten zu können.

Die ordentlichen Ausgaben dieses Titels be¬
treffen hauptsüchl ch die Erfordernisse für die Er¬
haltung der Wasserbauwerke und für die Jnstand-
haltungstätigkeit, ferner die Auslagen für die An-
schaffung von Werkzeugen und Requisiten sowie für
die Betriebs- und Erhaltungskosten der ärarischen
Dienstschiffe und Dampfbagger.

Unter den außerordentlichen Ausgaben ist
eine erheb,iche Post für die verschiedenen. Regu-
lierungsakrionen ausgeseßt, die hauptsächlich zur
Behebung der Hochwasserschäden durchgeführt werden
müssen.

Bei dem Titel „Hochbauten", der mit
287 Millionen veranschlagt ist, entfällt der weitaus
größte Til, nahezu 200 Millionen, aus die Aus¬
gestaltung von Unterrichtsanstalten, und zwar \i b
es zum Teil Neubauten und zum Teil Umbauten,
wie die Ausgestaltung der technischen Hochschulen
in Wien, Graz und Innsbruck, und der Mittel¬
schulen, für die ungefähr 200 Millionen vorgesehen
sind. Tie Restbeträge entfallen aus die Bauten der
Tabak- und Salzverwaltuug. Für die Errichtung
der notwendigen Amtsgebäude und von neuen Zoll-
amtsgebäuden mit Dienstwohnungen ist der Betrag
von 12 Millionen eingesetzt.

Die Buvdcsgebäudeverwaltuug beansprucht
ebenfalls einen Betrag von ungefähr 200 Millionen
Kronen, zu welchem noch als besonderes Erfordernis
für die Amtsgebäude im Burgen lande ei» Betrag
von rund 10 Millionen Kronen kommt.

Das Mehrersordernis ist so wie bei dm
übrigen Titeln teils ans das Ansteigen der Preise
und Löhne znrückznführen, teils auch darauf, daß
wie im Vorjahr eine Reihe von Objekten nunmehr
unter diesen Titell cinbezogen werden mußten, wie
die Burg, Schönbrunn, das Belvedere und die Hof-
mnseen. *” An persönlichen Auslagen für die Ange¬
stellten der Bundesgebäudeverwaltung ist keine Post
e ngesetzt, weil diese Bediensteten verschiedenen
Ressorts angehören und die persönlichen Ausgaben
dort eingesetzt erscheinen.

Auch h'wr ist eine sehr erhebliche Post „Kurs¬
verlust" in den Ausgaben vorgesehen. _ Es handelt
sich da um das Sekretariat des Österreichischen
archäologischen Instituts in Athen. Aber dieser Post
steht auch ein Kursgewinn in den Bundeseinnahmm
gegenüber, der sich aus der tcllweisen Vermietung
dieses Objeltes ergibt.

Bei der Verhandlung über diesen Titel Hai
der Herr Abgeordnete Dr. Gimpl den Antrag
gestellt, daß man mit allen Mitteln danach trachten
solle, d e Zentralstellen und Bundesämter rationeller
unterznbringcn, als dies gegenwärtig der Fall ift
Der Finanz- und Budgetallsschuß hm diesen Aus
fübrlmgen zugesiimmt und dieselben in einer Ent¬
schließung formuliert, welche lautet (liest):

„Die Bundesregierung wird ausgefordert,
wegen der rationellen räumlichen linker-
bringung der Zentralstellen und Ämter
ehestens geeignete Verfügungen zu treffen."
Namens des Finanz- und Budgetansschusfes

stelle ich den Antrag (Hext):
„Der Nationalrat wolle den Ansätzen

des Entwurfes des Bundesfinanzgesetzes für
das Jahr 1922, Kapitel 24, „Bauten",
mir den aus der obigen Zusammenstellung
ersichtlichen ziffermäßigen Änderungen"
die sich hauptsächlich aus die Kurs Periode
und Kursverluste beziehen — „die Ver¬
fassung nuaßige Genehm gung erteilen und
die beigedruckle Entschließung annchmen."
(Beifall.)

Präsident Seitz (welcher während vorstehen¬
der Ausführungen den Vorsitz übernommen hat): Zull!
Worte gelangt der nächste Berichterstatter über das
Kapitel 18, „Sozialisierung", der Herr Abgeordnete
Dr. Angerer.

Spezialberichterstatter Dr. Angerer: Hohes
Hans! Ich habe kurz den Bericht über das Kapitel 18,
„Sozialisierung", zu erstatten, wofür im Bundes-
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Voranschlag ein Betrag von 2,175.600 K als Aus¬
gab cp oft gegenüber 1,406.600 X im vorigen Jahre
veranschlagt ist, somit ein Mehr ei fordernis von
768.400 X. Eine Einnahmepost steht naturgemäß
diesen Ausgaben nicht g>g«nnl-er. Zu bemerken ist.
das; die Sozialisieriingskominisston auf dem Gesetze
vom 74. März 1919, St. G. Bl. Nr. 181, beruht
und nach diestm Gesetze, die Ausgabe halte, jene
Gesetze vorzuberciteu, die in d dim Gesetze von
1919 in den §§ 1, 2 und 3 an gedeutet sind. Es
haudelt sich um Gesetze die sich auf die Enteignung
von hiezu geeigneten W rlschaftsbetriebcn zugunsten
des Staates, der Länder und Gcm.i tun bczühen,
wie es im K 1 des Gesetzes heißt, ferner nm die
Vereinigung von hiezu ge i.ne'cn Wir chas sbctrieben
zu Gcnosscnsckas en öffei tiichen Rechies und die
Vereinigung dieser Wirisch. flsbe riebe zu Genosscii-
schns'eu öffentlichen Rechtes mib endlich um Gesetze,
welche d e Vertretung der AngesteUlen und Arbeiter
in der Verwaltung der Wirtschafte betriebe, in denen
sie beschäftigt stnd, betreffen. Diese Tätigkeit ist
dadurch fast ganz in den Hintergrund getreten, weil
die Sozialisierungskommisston s.it dem Jahre 1910
zu keiner Beratung mehr zusammengetreleu ist. Tie
Tatst teil wird eigentlich von dein Bureau der
Kommission ausgesührt, und zwar auch nicht in
dem Sinne der Gesctzesvorlvreitnng, sondern in dein
Sinne, das; sich des Bureau die Förderung der schon
bestebeuden gemeinwirtschastlichen Anstalten und
anderseits auch die Vorbereitung zur Errichtung
solcher gctneinwirtichaftlicher Anstalten znm Ziele
gesetzt hat. Außerdem de chäfligt sich das Bureau
mit der Handhabung des 8 37 des Gesetzes über
die gemeinwirtschastlichen Anstalten und es ist die
Frage, vb diese Tätigkeit des Bureaus, die ich soeben
ängedeutet habe, in hen durch das Gesetz über die
Vorbereitung der Sozmlifierung gezo ciren Grenzer,
gelegen ist oder ob nicht die Tätigkeit über diese
Grenzen hinarisg ht. Jedenfalls ist fr stzi,stellen, daß
die Svüalisiernngskon'mission seit d.m Abtri te des
He rn Abgeordneten Dr. Ellenbogen im Oktober
1920 auch keinen vom Ratioualrate gewählten
Präsidenten mehr besitzt, wie es im Ges tze über di.
Bo ber.itung der Sozialisiernngskommission vorgesehen
ist; dort h ißt es, daß der Präsident und die Leitung,
also der Vorstand der Sozialisieriingkomüiissivn durch
den Nativ-, alrat über Vorschlag des Hauptans'chusscs
zu^ wählen ist. Das ist nicht erfolgt, so daß die
Leitung lediglich eine provisorische ist. Anderseits
steht aber die Cache so, das die Sozialisiernngs'
kommijsion, bczit hungswe se. das für die Soziali-
fiernngskvmmission nnnm.hr arbeitende Bureau
eigentlich die einzige Stelle ist, die gemeinwirtschafi-
liche Jnteresstn in einem Wirtsckastskörper wahr-
«immt, darauf privatwinschafllicher Grundlage aus-
gebaut ist. und deswegen ist die Frage die, ob diese
Tätigkeit fortgesetzt werden soll oder nicht.

Ter Finanz- und Budgctausschus; ist aus dem
Standpunkte g.standen, daß das E'fordernis für
diese Sozialisiernngskommission, das in der Vorlage
angcsprochcn wird, zu bewilligen sei. daß man aber
von der Regierung erwartet, daß Vorschläge wegen
der Abgrenzung der Kompetenz des Bureaus,
bezichungeweise der Kommission und wegen der
Nenvrgan siernng derselben gemacht werden. Zest-
aestelit innß allerdings werden, daß wir, obwohl wir
eine Stelle, die g.mcinwirtschastliche Interessen wahr-
stinelinen hat, nicht ganz missen können, doch der
Meinung stnd, daß eine Tätigkeit, durch die eine
Beimulhignng cn st ht. wie sie seinerzeit im Jahre
1919 entstanden ist, wird vermieden werden müssen.
In diei.m Sinne möchten wir das Wiedererstehen
der Tätigkeit der Svziallsienrngskvmmission nicht
wünschen. Namens des Finanz- und Budget-
ausschiistes ersuche ich um Annahme des folgenden
Antrages (liest):

„Ter Nativnalrat wolle das Kapitel 33
des Bnndesvoransä lag.s 1922 in der
Fassung der Regierungsvorlage unverändert
ginn Beschlüsse erheben." (Beifall und
Händeklatschen.)

Präsident Seitz: Ich eröffne die Debatte
über den ganzen sechsten Abschnitt, also iiber „Xlll.,
Kapüel 2t, 22, 23 und 24" und „XVIII., Kapitel 33^
Sozialisierung".

Zum Worte gelangt der erste Kontraredner,.
Abgeordneter Scheibein.

Abgeordneter Scheibein: Hohes Haust
Ich habe heute über rin außerordentlich trauriges
Kapitel zu sprechen. Es stnd das un'ere Staats-
gewerbesch, len, die Fachschulen, die Fortbildungs¬
schulen, die gewerblichen Forrbildnngs chnlen und
andere. Soweit die Dotation ans dem Budget-
bericht hervorgeht, ist cs sicher, daß der Fortbestand
und der Be-rieb dirs.r Schul, n durch sie nicht
gewährleistet ist. Das Beamtenelend nimmt von
Tag zu Dag zu. Es ist daher begreiflich, wenn sich
die Kinder aus allen Sch ehren der Bevölkerung zu
den Gewerbeschulen, zu den Fortbildungsschulen nsw..
drängen. E.n Brief eines Professors in dieser An¬
gelegenheit gibt beredtes Zeugnis, wie traurig es
bei uns bestellt ist. Ter Professor schreibt mir (liest).-

„Wenn man seit den letzten drei Jahren den
gewaltigen Zudrang zu den gewerblichen Bildnngs-
anstalten beobachtete und wenn man von allen
Seiten die Hofsnnng aus drücken hörte, das; an.
diesen Schulen die jungen Leute zu ordentlichen
und brauchbaren Qnalilätsarbeitern und -ha»d-
weikcrn hcrangebildet werden mögen, so mußte man
sich über die heutige voltswinschaitliche Ausgabe
dieser Schulen zur Genüge ilar werden. Um so
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daß die heute zur Verfügung
Schulen von vollster

bedauerlicher ist es,
stehenden Dotationen sür
Aktualität höchstens noch dazu ausreichen, daß die
Lehrer den Schülern durch das gesprochene Wort
jene Kenntnis beizubringen versuchen, weiche die
Schüler normalerweise mit ihren Händen und mit
Werkzeugen tatsächlich erlernen sollten.

Wenn es als sicher gelten kann, daß ein
Wiederaufbau in erster Linie von den werktätigen
und produktiven BevölkerungS'chich'en erhofft werden
muß, so ist es nalurgentäß ebenso sicher, daß einer
zum produktiven Bermsbben heranbildcndcn tLchitle
heute eine führende Bedeutung Anerkannt und eine
verständige Fürsorge gewiomet werden muß."

Wenn ich in dieser Angelegenheit unsere
Landeshauptstadt Innsbruck hcrvorhebe. so habe ich
mitzuteil n, daß seit acht Jahren der Betrieb an
den gewerblichen Fortbildungsschulen eingestellt
werden mußte. Es war nicht möglich, vorn Staate
oder vom Lande Tirol sür den Fortbe'.rieb dieser
Schulen einen Zuschuß zu erreichen. ^So hctt am
80. September der Schnlansschnß be chließen
müssen, nachdem bisher der Kredit von seiten des
Handelsurin ist eri n ms nicht sichergcstcllt wurde, diese
Schulen nicht zu eröffnen, und gleichzeitig wußte
er den Lehrbuben, die die Schn c besuchen, das
bereits eingezahlte Schulgeld znrückgcben. Dasselbe
gilt von den anderen, die sachliche Gewerbeschulen
Besuchenden, die an der Staatsgewerbeschnle unter¬
richtet werden. Im crslln Fall kommen zirka
350 Lehrbuben in Betracht, hu letzteren zirka 840.
Wem, Sie bedenken, das; alle diese jungen Lerne
ohne sachlichen und gewerblichen Unterricht an den
Schulen hcranwachsen, so müssen wir uns denn
doch sagen, daß das eine Gefahr für unsere Jngurd
bildet, insbesondere deshalb, weil cs uns tatsächlich
an qualifizierten Arbeitern mangelt. Infolge der
mangelhaften Fürsorge von seiten des Handels¬
ministeriums fehlen ans der höheren elektrischen
Abteilung in Innsbruck drei Parallclschraubstöcke.
Durch das stehlen dieser drei Schraubstöcke müssen
36 Schüler ans mehrere Stunden in jeder Woche
Verzicht l isten. Diese Übelstände sind aber nicht
nur in Innsbruck. Sie bestehen durch Jahre hin-
dnrch in Klagensnrt, sie bestehen auch an andere n
Stellen. Es war bisher nicht möglich, von seiten
des Finanzministeriums einen Betrag zu weichen
Es scheint mir, daß das Handelsministerium in
dieser Angelegenheit vollständig versagt hat.

Ein Brief von Gewerbetreibenden erwähnt,
daß es doch möglich gewesen wäre, den Gewerbe¬
schulen ans der Sachdemvbilisternng die fehlenden
Werkzeuge zur Verfügung zu stellen, da man
Staatseigentum für eine Institution, die der S'aat
zu versorgen und zu dotieren hat, doch beistellen
könnte. Wenn wir aber die liquidierenden Militär-

anstaltcn und die frühere Sachdemobilisierung an-
sehen, so glaube ich, daß der Herr Munster, wenn
schon die Gewerbe- und die Fortbildungsschulen
eingestellt werden müssen, acht Jahre hindurch nicht
eröffnet find, weil beispielsweise für eine Sehnte
der Betrag von 100.000 K in Frage kommt, doch
wohl in der Lage ist, die Rechnungen zu unter¬
suchen, die beispielsweise im Privathotel Tabor-
stravc Nr. 18 in Wien liegen. Dort wären die
Reiseauslagen. Rcisediäteu, Zuschüsse, Remunera¬
tionen und Sihungsgclder der Herren liquidierenden
Militärpersonen zu rev diercn. Dort wäre nach
meiner Nceinnng das Ge d wohl reic!lieh zu finden.
Auch die Überprüfung der Verträge mit den hohen
m;d niedrigen Beamten! Ten niedrigen gibt man
dort gewöhnlich eine . dreimonatige Abfertigung,
während man einem gewissen Hosstetter vor längerer
Zeit eine halbe Million ansbezahlt hat. (Hort!
Hört!) Auf der ein n Seite verweigert dasselbe
Ministerium den Schulen die notwendigen Zuschüsse
und sie müssen acht Jahre für die Jugend ge¬
schlossen bleiben und aus der anderen Seite werden
sür ein ihm unterstehendes Amt Hunder-tausende
von Kronen unnütz ausgegeben. Aber es kommt noch
schöner! Nachdem der Staat, beziehungsweise das
Handelsministerium, der Staatsgewerbeschnle in
Innsbruck die Kohlenrechnung vom Jahre 1920
nicht bezahlt hak, mußte sie vom 5. bis 12. dieses
Monats überhaupt eingestellt werden. (Huri! Hurt!)
Der Kohlen!!eserant. der die Schule zu versorgen
hatte, erklärte, daß die Schule erst dann in Betrieb
gesetzt werden kann, wenn das Handelsministerium
in der Lage ist, die vorjährige Rechnung zu be¬
zahlen. Hunderte dieser lernenden jungen Menschen
mußten wieder in ihre Heimat zu ihren Eltern
fahren und Tausende von Kronen an Fahrgeld ver¬
fahren. Nun erst wurde durch eine telegraphische
Meldung das Handelsministerium da auf aufmerksam
gemacht, den weiteren Schulbetrieb zu sichern.
So, wie die Zustände bei uns sind, sind sie überall.
ES hat deshalb auch der Finanzausschuß einmütig
eine Resolution angenommen, die den Vnndes-
niinistcr sür Handel anssordeit, im Nachtrage
wenigstens das eine zu sicheni, daß der Schnlbetrieb
an allen dielen Schulen gesichert ist, damit unsere
Heranwachsende Jugend zu brauchbaren Menschen
sür diesen Staat erzogen werde. Ich möchte daher
das hohe Haus bitten, sür diele Resolution zu
stimmen; gleich -.eilig ersuche ich den Herrn Minister
dafür Sorge zu tragen, daß die g-m erblichen
Schulen, die kunstgewerblichen Schulen, die Staats-
gewerbeschulen nsw. in ihrem Betriebe gesichert
werden. Sollte das nicht der Fall sein, dann
könnten wir keinen anderen Schluß ziehen, als dcß
der Herr Handclsmiuister nicht in der Lage ist
diese Schulen, die ihm unterstehen, zn verwalten,
wir glauben sicher zu sein, daß es dann Zeit wird;
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diese Anstalten dem Unterrichtsministerium abzntretcn.
(Beifall)

Präsident Seitz: Zum Worte gelangt der
Herr Abgeordnete Lump.

Abgeordneter Lump: Hohes Hans! Unsere
Gewerbetreibenden und Kaufleme befinden sich
gegenwärtig in einer außerordentlich bedrohlichen
wirtschaftlichen Krise und es ist höchste Zeit, daß
sich die gegenwärtigen Zeiten ändern, sonst gehen
sie einer trostlosen Zukunft entgegen. Ich kann
ruhig behaupten, daß diese leiden Berusssiändc ein
sehr wichtiger Grundstein in dem Fundamente sind,
aus dem unser Siaatsgebäude ausgebaut ist. Wir
brauchen nur einen Blick in die Vergangenheit zu
werfen und werden überall die Wahrnehmung
machen, daß an jenen Orten, wo der Handel empor¬
blühte, wo besonders eine gewerbliche Tätigkeit in
der Veredlung der Erzeugnisse bestand, ein unge¬
ahnter Wohlstand eingetreten ist. Damals konn e
man noch mit Recht sagen: Handwerk hat einen
goldenen Boden! Und wie verändert ist heute
dieses Bild! Der Gewerbetreibende steht in der
Beschaffung des Rohmaterials ungeheuren Schwierig¬
keiten gegenüber. Gewisse Artikel, vor allem Metalle
und auch andere notwendige Rohstoffe, sind heute
grundsätzlich nicht zu haben. Slellen Sie sich nun
einen Gewerbetreibenden vor, der einen verdienst-
losen Tag, eine verdienstlose Woche hat und mit
dem besten Willen nicht in die Lage kommen kann,
arbeiten zu können. Stellen Sie sich vor, was das
bei den gegenwärtigen schweren Lebensvcrhältnisjcn
für den Haushalt bedeutet.

Aber noch eine andere Ursache ist es, die
den Betrieb ganz besonders erschwert. Es ist die
ungeheure Teuerung, die in allen Bedarfsartikeln
in unserem Lande Platz gegriffen hat. Wenn man
bedenkt, daß unsere Gewerbetreibenden früher zumeist
mit einem ganz geringen BcOiebskapital arbeiteten,
da sie sich die Rohstoffe noch immer billig ver¬
schaffen konnten, und wenn man anderseits becück-
sichngt, daß ein Kilo Kupfer jetzt 3000 K kostet, —
Zinn kostet noch nrehr — so wird es begreiflich,
daß diese Leute mit Zahlungsschwierigkeiten sehr
zu kämpfen haben. Wenn ein Kaufmann vor sechs
Wochen nach Wien gefahren ist, um seine Einkäufe
zu decken und er hat beispielsweise 100 Stück
Textilwaren mit nach Hause gebracht, hat diese ab¬
gesetzt und hat den Erlös nebst seinem bürgerlichen
Gewinn znsannnengenommcn und ist damit wieder
nach Wien gefahren, so wird der Mann wohl sehr
enttäuscht sein, wenn er statt der erhofften 100 Stück
Ware heute im günstigsten Falle nur 50 oder 45
bekommt. Wenn diese Zusiände so sorrdauern, dann
muß eine ganz bedeutende Entgüterung unseres
Kausmannstandes cintretcn. Er wird schließlich dahin

kommen, daß er nur ein paar Stück Ware vor sich
liegen sieht, die sein ganzes Gesch fftsvcrniögen
repräsentieren. Zum Beweise dessen brauche ich Sie
mir cinznladcn, einmal ans das Land hinanszu-
gehen und in die VerkanfSlädcn cinzutrewn. Tort
wohnt das Grauen: leere Stellagen, leere Regals
einige Glück Ware, alles ausverkanft.

Aber auch noch einige andere Umstünde be-
eiusluffen in der ungünstigsten Weise die Stellung
unserer Gewerbetreibenden und Kaufleute. Ta ist die
bedeutende Vermehrung der Konsumvereine. Mau
kann heute annchmen, daß schon in dem kleinsten
Ort ein Konsumverein besteht, der alle erdenklichen
Artikel führt und der cs mit den Einschreibungen,
nicht sehr genau nimmt, der nicht nur seine orga¬
nisierten Mitglieder ausninmtt, sondern nicht sehr
wühlerisch ist in der Aufnahme ganz anderer unbe¬
teiligter Personen. Ein weiterer Übelstand liegt in
der Tätigkeit unserer genossenschaftlichen Lagerhäuser.
Um keine Mißdeutung anskommen Zn lassen, erkläre
ict>, daß ich selbst grundsätzlich kein Feind dieser
Institute bin, im Gegenteil, ich habe diese Unter¬
nehmungen, wo ich konnte, immer gefördert, ich
habe erst im vorigen Jahre in meinem eigenen
Heimatsort eine Lagerhausfiliale gegründet. Bedenken
Sie aber, was in diesen Lagerhäusern alles geführt
wird: Kleider, andere Textilwaren, Schuhe, Schuh-
schuncre, Schuhbänder, kurz und gut, was man sich
nur denken kann.

2n Gmünd ist es sogar vorgckommcn, daß.
das dortige Lagerhaus den Most literweise über die
Straße verkaufte. Da können Sie sich vorstellen,
daß über die Tätigkeit der Lagerhäuser allgemein
Beschwerde gcfülirt wird. Segensreich sind diese
Anstalten, wenn sie ihre Tätigkeit ihrer ursprünglichen
Wirksamkeit gemäß ausüben, das heißt d.m Verkehr
zwischen Produzenten und Konsumenten mit Ausschluß
des Zwischenhandels dienen. Fassen Sie nun alles
zusammen: Km sumvcrcine, wo die Arbeiterschaft
und die Beamtenschaft und auch noch andere ihren
Bedarf decken, dann Lagerhäuser, in denen der
Landwirt seinen Bedarf deckt, — und wenn etwas
"brig bleibt, so schöpft dies eventuell noch der
Hausierer ab — und sagen Sie mir, wie soll der
Kaufmann, der Gewerbetreibende leben? Die Leute
sind daraus angewiesen, gegenseitig bei einander
ihren Bedarf zu decken.

Es wird von unseren Standesgenoffen viel-
iach Klage geführt über die besonders drückende
Besteuerung. Es unterliegt wohl keinem Zweifel,,
daß der Geschäftsmann für sein Arbeilscinkommen
eine doppelte Besteuerung zu l isten hat. Während
andere Bcrussstände, zum Beispiel der Arbeiter oder
der Beamte für sein Arbeitseinkommen nur die Ein¬
kommensteuer zu zahlen hat, hat der Geschäftsmann
außer der Einkommensteuer auch noch die Erwcrbsieuer
zu zahlen. Besonders bei der Erwerbstcucr herrscht
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eine ganz unglaubliche Willkür. Es ist vorgekommen,
daß Leuten eine Erwerbsteuer vorgeschrieben tvurde,
die beinahe das reine Einkommen der betreffenden
Unternehmer erreicht, in einzelnen Fällen das¬
selbe sogar überstiegen bat. Es ist wohl auch im
hohen Interesse des Staates und der Regierung
gelegen, für eine vernünftige Fürsorge und ent¬
sprechende Reformen in bezug aus die Gemerbe-
sörderuug zu sorgen, um den Ruin dieser beiden
Ständegruppen hintanzuhalten.

Außerordentlich wichtig ist auch die Förde¬
rung des gewerblichen Bildungswest ns. Der alte
Staat war nicht nur ökonomisch, sondern auch viel¬
fach in kulturellen Belangen ein einheitlicher Orga¬
nismus. Wie unsere Wirtschastsbclange durch die
Zerschlagung dieses Staates beinahe Zerstört wurden,
so ist auch in kultureller Beziehung nur mehr ein
Stückwerk zurückgeblieben, das seinen Zweck natürlich
nicht erfüllen kann, sondern wieder aufgebaut werden
muß. Dies trifft insbesondere bei den geiverblichen
Bildungsstätten zu. denn die früheren Länder
hatten ja kein einheitlich ausgcbautes System,
sondern sie benutzten die im Gesamtstaat vor¬
handenen Bildungsstätten. Im neuen Staat gibt
es für gewisse Erwerbszweige und industrielle
Angelegenheiten überhaupt keine Schulen mehr,
sondern sie sind im sogenannten Neuansland. Dies
ist um so bedauerlicher, weil unsere wichtüsten
Bildungsstätten zumeist in den industriell hoch¬
entwickelten Sudelenländern gelegen waren. Wir
müssen daher verlangen, daß nach und nach
mit dem Wiederaltsbau dieser Bildungsstätten be¬
gonnen werde. Ich verkenne natürlich die ungeheuren
Schwierigkeiten nicht. Es ist vorläufig wohl mit
Rücksicht auf unsere staatsfinanziellen Verhältnisse
nicht daran zu denken, diese Durchführung in groß¬
zügiger Weise vorzunehmen. Aber ich möchte sagen,
die Auslagen, die notwendig sind, um unserer Heran¬
wachsenden Jugend wieder eine entsprechende Aus¬
bildung angedeihen zu lassen, sind kein hinaus-,
geworfenes Kapital, sondern werden sich früher
oder später gut verzinsen. Unsere Jugend muß sich
hauptsächlich den produktiven Berufen zuwendeu,
nicht wie früher, wo der größte Teil sich der
Bcamtenlausbahn zugewendet hat. Im übrigen kann
man ja bemerken, daß der Zudram^zn den Mittel-
irnd Hochschulen in der letzten Zeit besonders nach¬
gelassen hat, daß aber der Zudrang zu den gewerb¬
lichen Bildungsstätten in außergewöhnlicher Weise
zugcnommcn hat, so zwar, daß er von den bestehen¬
den Bilde ngsanstalten überhaupt nicht mehr be¬
wältigt werden kann.

* Im Zusammenhänge damit erscheint es mir
besonders wichtig, die Ausgestaltung der Bundes¬
lehranstalt für Textilindustrie in Wien zu verlangen.
In Böhmen, in Mähren und in Schlesien besteht
eine größere Anzahl von Bildungsanstalten höheren

und niederen Grades für die Textilindustrie. Der¬
malen haben wir in Österreich nur eine einzige
Bildungsanstalt für Textilindustrie in Wien, die sich
aber früher hauptsächlich nur mit den künstlerischen
Zielen besaßt hat. Es ist eine, dringende Notwendig¬
keit, daß diese Bildungsstätte in entsprechender
Weise für alle Bedürfnisse ausgebaut wird, und ich
möchte Sie. weine sehr Verehrten, sehr bitten, hier
mit den Mitteln nicht zu kargen.

Anderseits möchte ich daraus verweisen, daß
in Böhmen, Mähren und Schlesien eine Reibe von
kunstgewerblichen Fachschulen bestanden, und zwar
für Metallbearbeitung in Gablonz und Königgrätz,
für Keramik in Znaim und Schönau, für Glas¬
industrie in Haida und Steinschönau usw. In Wien
haben wir eine Kunstgewerbeschnle, die sicherlich
Wtlrrnf genießt, sie hat aber leider nicht die
erforderlichen Werkstätten. Wie ich nun höre, soll
es gelungen sein, für diese Zwecke ein Gebäude
sicherznstellcn. Es wäre wohl außerordentlich be¬
grüßenswert, daß dieser Kunstgewerbeschnle die
erforderlichen Lehrwerkstätten zur Verfügung gestellt
werden, aber man muß wohl sehr daraus achienp
daß dieses Gebäude nicht schließlich wieder andere»
Zwecken zngesührt wird, denn es sollen, w e ich
höre, in birst r Richtung bereits Schritte unter¬
nommen worden sein.

In einer überaus schwierigen Lage befinden
sich die Bcrussfraueirschulen, die zumeist in privater«
Händen sind. Sie können sich vorstellen, daß es eine
förmliche Erschütterung dieser Anstalten bedeutet,
wenn eine neue Teuerungswelle herein bricht. Diese
Privatanstalten fristen ihr Leben eigentlich nur
durch staatliche Subventionen und lokal n Zuwen¬
dungen. Es wird immer mehr erforderlich sein, daß
die staatlichen Zuschüsse in bedeutenderem Maße
gegeben werden, daß ferner die Lehrergehalte vom
Staate bezahlt werden und daß nach und nach die
Verstaatlichung dieser Anstalten durchgeführt wird.

Die gleich n Verhältnisse treffen auch bezüglich
unserer gewerblichen Fachschulen zu, die zu den aller-
wichtigsten Bildungsstätten gehören, weil sie für de«
übrigen Teil des gewerblichen Nachwuchses die einzige
Möglichkeit bieten, eine schulgemäße Fachbildung
zu erhalten.

Mit Ausnahme von Wien, Nicderöstcrreick
und Salzburg haben die übrigen Länder kein landes¬
gesetzlich geregeltes Fortbildungswesen und es wäre
dringend notwendig, diese Sache einheitlich durch¬
zuführen. Auch die Lehrpläne der Fortbildungs¬
schulen bedürfen einer gründlichen Reform, um den
Unterricht in fachlicher Hinsicht zu vertiefen und nicht
aus das Niveau eines gewöhnlichen Wiedcrholnngs-
nuterrichtcs des in den Volks- und Bürgerschule»
Erlernten herabsinken zu lassen. Die Regierung
wird ausgesordert, in dieser Hinsicht das Erforderliche
vorzukehren.

77. Sitzung NR I. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original) 47 von 66

www.parlament.gv.at



2728 77. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich am 15. Dezember 1921.

Hohes Haus! Die Entschließungen sind im
Ausschüsse angenommen worden und werden aller
Voraussicht nach auch hier im hohen Hanse beschlossen
werden; das wichtigste aber ist, daß diese Ent¬
schließungen auch ta.sächlich zur Durchführung
gelangen. (Beifall).

Präsident Seitz: Zum Worte gelangt der
Herr Abgeordnete Strunz.

Abgeordneter Strunz: Hohes Haus! Das
gewerbliche Bildnngsschulwescn wird nach dem
Berichte des Budgetausschusses mit einem Betrage
von 262 Millionen dotiert. In diesem Betrage ist
daS allgemeine gewerbliche Fortbildungsschnlivesen
mit einem Betrage von 35 Millionen bedacht. Schon
der Herr Berichterstatter sagt in seinem Berichte,
daß diese Summen beträchtliche wären, und er
druckt auch aus, daß trotz dieser Beträchtlichkeit
dieser Betrag bei weitem nicht hinreichen wird,
um aus dem Gebiete des gewerblichen Schul-

'wesens dasjenige zu leisten, was Deutschöstcrreich
unbedingt brauchen würde. Wir ave wissen ja,
daß der vergangene Staat Zum größten Teile ein
Verwaltungsstaat war, der einen Verwaltungs¬
apparat von Juristen und Beamten notwendig
gemacht hat, währen) dieses arme Deutschösterreich
heute als Republik ein Arbeitsstaat sein soll, und
dieser Arbeitestaat braucht natürlich gewerbliche
Kräfte, hochgualifiz'ertc Arbiter. Und was sehen
wir? Es wird gerade bei diesen 35 Millionen
gejagt, daß dieser Betrag für das allgemeine ge¬
werbliche Fortbildniigsschulwesen, also für einen
Schultypus gelten soll, der der allerwichugste und
notwendigste ist. Trotzdem aber wird diese Schule
mit so geringen Mitteln bedacht.

Weiteis muß — und das ist auch schon an¬
geführt worden — darauf hingcwiesen werden, daß
wir zwar in Niederösterreich, in Salzburg und in
Wien ein Landesschulgesetz für das gewerbliche
Fortbildungsschulwesen haben, allein das Land
Obcröstcrreich, in jenem rückständigsten Lande aus
allen Gebieten der Schicke, wo gerade der berühmte
„Sachertorlen"-Gcist des Kollegen Aigner haust,
dieses Land hat das Unglück, daß schon im Vor¬
jahre ein Landesschulgesetz über Fortbildungsschulen
beschlossen wurde, und wir leider verzeichnen müssen,
daß dieses Landesschulgesetz sechs Monate im
Handelsministerium liegt. Wir sind zwar der Über-
zengnng, daß das Handelsministerium infolge der
großen Ausgaben, die es durch die Zusammenziehnng
vieler Agenden zu erfüllen hat, nicht die Zeit dafür
zu haben scheint, ihre Aufgabe voll zu erfüllen.
Ich will nicht dem Herrn Handelsminister, der
derzeit im Amte ist, diesen Vorwurf machen, aber
die Herren Heinl und Angerer scheinen direkt
geschlafen zu haben, sonst wäre es nicht möglich

gewesen, daß man sechs Monate dazu braucht, um
e-nige Zeilen dieses Gesetzes zu ändern. Wir aber
müssen die traurige Tatsache konstatieren, daß über
3000 Lehrlinge nicht in der Lage sind, cme ge¬
werbliche Fortbildnngsschnle zu besuchen. Nachdem
dieses Gesetz einmal besckckossen ist, möchte ich an den
Herrn Handelsminister appellieren, daß er in einer
kürze' en Spanne Zeit jene Begutachtung abgibt, denn
wir glauben, cs wäre, wenn schon die Länder dafür
da sind, wenn das eine Lurdesiache sein soll, d e
Länder für die Mittel anskommen und der Staat
nur einen Zuschuß leistet, und zwar wie im Vor¬
jahre für das ganze österreichische Fortbilduugs-
shulwesen einen Betrag von 35.000 K, gar nicht
notwendig, daß man dazu sechs Monate im Handels
ministerinin braucht.

Nachdem das Gesetz im Öberösterreichischen
Landtag einstimmig von allen Parteien beschlossen
wurde, sollte das Handelsniinisterinm' doch nicht
sechs Monaie dazu benötigen, um in diesen Land¬
tagsbeschluß noch besondere Bedingungen oder —-
wie soll ich nrich am besten ansdrücken — besondere
Formen h neinzugeben, die selbst das Land und die
Parteien nicht gewollt haben.

Was das allgemeine Fortbildnngsschnlwesen
anbelangt, will ich noch eines anführen. Wir haben
in Oberösterreich die Schwierigkeit zu verzeichnen,
das; wir mit den Mitteln, die uns zur Verfügung
stehen, und mich mit den Zuschüssen seitens der
Regierung und des Bundes nicht imstande sein
werden, die Lebrpersoneu und besonders die neben-
anitlichen Lehrpersonen in jenem Ausmaße be¬
solden zu können, das dieser Berns notwendig
macht. Man kann von einem Lebrer, der mit Not
und Elend Zn kämpfen hat, nicht verlangen, seine
Schüler so mit. Liebe und ckleiß zu unterrichten,
wie es notwendig wäre. Daher ist das Verlangen
nur zu berechtigt, daß in Zukunft auf diesem Ge¬
biete mehr geschehe.

Aber außer den allgemeinen gewerblichen Fort¬
bildungsschulen haben wir in Oberösterreich noch e>ne
besondere Form des gewerblichen BildnngswesenS, das
sind unsere Bundeslehranstalten. Gerade ans diesem
Gebiete Herr chen in Oberösterreich sehr krasse Zu¬
stände. Vor allem bezieht sich das ans die Gewerbe-
ichnle für Slahlbearbettung in Steyr. Man muß
in ständigem Kontakt mit dem Handelsministerium
bleiben, um nur zu erwirken, daß diese Schn'e,
die zwar mit Hilfe der Industriellen und der
Gemeinde Steyr zetzt ausgestaltet wurde, jene
Mittel erhält, die es ermöglichen, daß die Schüler
verpflegt werden können. Wir sehen heule, daß die
Schüler in Steyr buchstäblich verhungern. Sie
rekrutieren stch ans den ärmsten B völkeruugs-
kreisen des Salztammergutes. Es soll zwar jetzt
eine. Resolution beschlossen werden, in der die
Regierung ansgesordert wird, aus diesem Gebiete
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etwas vorzukehren, aber die Beträge, die bis jetzt
für die Gewerbeschule in Steyr bewilligt wurden, —
wenn es auch 700.000 bi sind — sind viel, viel
zu gering, um den gewünschten Zweck zu erreichen.

Ein besonderes Kapitel stellt die Staats¬
gewerbeschule in Linz dar. Sie besteht feit dem
Jahre 1889. Bis zum Jahre 1908 wurde sie
als private Handwerkerschule geführt und genoß
einen Ruf. Jln Jahre 1908 wurde sie vom
Staate übernommen, es wurden Lehrwerkstätten
eingerichtet und die Schülerzahl wuchs. Diese Schule
hat einen ausgesprochenen Charakter als Maschinen¬
fachbildungsschule und insbesondere als Schicke
für Elektrotechnik. Sie erreichte eine Schülerzahl
von 800. Ter Krieg, der so manches zerstörte, hat
auch den Schulunterricht hier gedrosselt; auch jetzt
nach dem Kriege wird sie immer mehr vernach¬
lässigt und weist nicht mehr jenen Zuspruch auf,
wie das in der Vergangenheit der Fall war. Was
ist die Ursache? Wir haben dort die traurige Tat¬
sache zu verzeichnen, daß diese Schule durch viele
Jahre, nur mit einer Unterbrechung von einem
Jahre, einem provisorischen Direktor anvertraut ist.
Diese Schule muß sich fortwährend mit einem
provisorischen Direktor abquälen, der sich nicht
dieser Schule voll widmen kann, weil er vom
Baufach ist. Es ist daher ein fortwährender Rück¬
gang gerade in den wichtigsten Schulzweigen der
Metallindustrie zu verzeichnen und wir müssen
sehen, daß, obwohl wir in Linz eine große
Schiffswerft mit 12.000 bis 13.000 Arbeitern
haben v.nd die Zahl der Lehrlinge annähernd
200 beträgt, die früher bestehenden Kurse für
Schiffsbau ausgelassen wurden und die Schülerzahl
im allgemeinen auf 280 zurückgegangen ist.

Wie steht es nun mit der Bestellung dieses
Direktors? Seit dem Jahre 1919 ist diese Stelle
frei. Trotzdem sie voni Ministerium ausgeschrieben
wurde und trotzdem Gesuche eingelangt sind und der
Lehrkörper nach denl Erlaß des Handelsministeriums
auf Grund dieser Gesuche einen Dreiervorschlag er¬
stattet hat, ist bis zuni heutigen Tage der Posten
des Direktors nicht besetzt worden. Durch den
Ternavorschlag ist zunr Ausdruck gebracht, daß der
Lehrkörper berechtigt ist, einen Vorschlag zu er¬
statten. Es wurden Vorschläge gemacht, sie sind
aber bis heute nicht erledigt worden. Auf welche
Ursache diese Nichterledigung zurückzuführcn ist, ist
unerklärlich. Meiner Ansicht nach scheint die Ursache
die Person dieses provisorischen Leiters selbst zu
sein. Was an der Schule vorgeht, ersieht man am
besten daraus, daß alle Inspizierungen, die schein¬
bar während der acht Jahre in dieser Schule vor¬
genommen wurden, nichts zutage gefördert haben.
Es soll bereits im Jahre 1914 von der Bau-
meifterinnung in Linz eine Beschwerde an das
Handelsministeriun! gegangen sein, daß in dieser

Schule der derzeitige Leiter der Schule eine
Privatarchitektur in den Räumen des Schulgebäudes
betreibt und dort Leute beschäftigt, so daß der
Lehrkörper gar nicht imstande ist, den Verkehr mir
dem provisorischen Direktor führen zu können.
(Wärt!) Aber noch mehr: daß dieser Herr seine
Zeit als Bundesangestellter dazir zu benutzen scheint,
seine Privatinteressen höher zu stellen als die
Schulinteressen, denen er vorstehen soll.

Es war am 24. oder 25. November eine
neuerliche Inspizierung durch einen Ministerialrat
uiti) ich frage den Herrn Minister, ob dieser
Ministerialrat nicht auch über jene Zustände dort
und über die Vorgangsweise des Direktors an der
dortigen Schule berichtet hak; ich frage den Hern;
Minister weiter, ob es erlaubt ist, daß eine Lehr¬
person ein eigenes Privatuuternehmen errichten kann,
oder ob der Herr Minister seine Zustimmung dazu
gegeben hat, daß der Mann überhaupt die Räume
erhalten konnte; ich frage, ob der Mann Zins zahlt
und ob mit ihm ein Vertrag abgeschlossen wurde,
daß er sich dort so installieren konnte, als ob die
Gewerbeschule sein Privatuuternehmen wäre. Wir
glauben, daß diese Zustande an der Gewerbeschule
in Linz dauernd nicht bestehen können, und müssen
daher verlangen, daß der Herr Minister eine Unter¬
suchung einleite und, wenn es wahr ist, daß der
Mann schon vor acht Jahren aufmerksam gemacht
worden sein soll, diejenigen Räume, die er für
seinen Privatzweck verwendet hat. zu räumen, es
aber unterlassen hat, ihn dafür auch zur ent¬
sprechenden Verantwortung zu ziehen.

Eine weitere Staatsgewerbeschule befindet sich
in Ebensee in Oberösterreich. Ebensee ist eine kleine
Stadt und es wurde dort, glaube ich, schon im
Jahre 1908 die Schule so weit ausgestaltet, daß
sie in Betrieb gesetzt werden konnte. Soweit die
Schulleitung diese Schulräume zu beurteilen hat.
wurde im Jahre 1913 durch den noch heute im
Amte befindlichen Direktor eine Eingabe an die
Landesregierung gemacht, und zwar eine starke Ein¬
gabe von 13 Seiten, mit deren Verlesung ich das
hohe Haus nicht belästigen will, die die erschreckenden
Zustände au dieser Schule ausführlich schildert.
Eine Bundeslehranstalt soll diese Schicke sein, es ist
aber nicht denkbar, daß dort überhaupt ein Schul¬
unterricht abgchalten werden konnte. In dieser
Schule sind keine Räume vorhanden, wo sich die
Schüler während der Pausen uni) Ruhezeiten auf
halten können. Soweit Werkstätten vorhanden sind,
ist die Ratlchentwickluug in den Schmieden so stark,
daß Oxydvergiftungen und sonstige Erkrankungen vor¬
gekommen sind, in den Modelltischlereien und irr
den mechanischen Werkstätten ist die Staub- und
Gasentwicklung infolge des Mangels an Schmierölen
und Seifenwaffer usw. bei den Bohrmaschinen so
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stark, daß auch dort die Lust verpestet ist. Ventila-
? tionen können in der Schule nicht angebracht werden,

die Lehrrämne haben eine Höhe von 2'7 Meter.
Wenn tu solchen Raumen ein Unterricht erteilt
werden soll, so ist cs kein Wunder, wenn der Schul¬
leiter berichtet, daß auch die Lehrpersonen fout-
während erkranken, wie an Rheumatismus, an Gicht
und an Lungenerkrankungen. Es konnte immer wieder
Vorkommen, daß mindestens ein Drittel des Lehr¬
körpers erkrankt ist. Noch mehr werden Sie erschrecken,
wenn ich Ihnen mitteilc, wie groß die Zahl der
Erkrankungen der Schüler an dieser Schule in einem
Jahre war. Im Schuljahre 1912/13 — berichtete
der Direktor an die Landesregierung — sind von
den damals in der Schule vorhandenen Schülern
59 durch 674 Tage erkrankt gewesen; hier sind
nicht eingerechnet die schnlsreien Sonn- ltitb Feier¬
tage. Außerdem sind an dieser Schule sieben Unfälle
vvrgekoulmen, die eine Arbeitsunfähigkeit, von
136 Tagen zur Folge hatten. Ich kann nur sagen,
soweit ich in der Lage war, gerade diese Schule
und die Beschwerden an dieser Schule zu über¬
prüfen, kann ich nicht begreifen, daß alle die Be-
strebungen der Gemeindeverwaltung seit dem Umstürze
nicht unterstützt wurden. Tenn diese Angaben sind *
mt Jahre 1913 gemacht worden; die damalige
Gemeindevertretung von Ebensee war gegen die
Errichtung der Schule, weil sie das für die. Kosten
erforderliche Kapital nicht aufbringen konnte. Aber
durch diese Verzögerung sind die Kosten inuner
mehr gewachsen und seit dem Jahre 1919 bemüht
sich die neue Gemeindeverwaltung, endlich den
Neubau dieser Schule ausznführen. Und hier kommt
wieder das Interessanteste: alle Pläne, alle Vorschläge
sind bereits im Wege der Landesregierung demHandcls-
ministerum unterbreitet und nun liegen diese Akten
und diese Pläne bereits sechs Monate im Handels-
ministerium und es ist bis dato noch keine" Erledi¬
gung erfolgt. Wir müssen verlangen, daß diese Er¬
ledigung ehebaldigst erfolge, damit der Skandal, der
sich an dieser Schule zeigt, schnellstens beseitigt
wird. Denn es ist ja wirklich ganz unbegreiflich,
wie man eine Bundeslehranstalt in einem solchen
Zustande belassen kann, wo man sich gar nicht mehr
vorstellen kann, daß es auch nur einen Meister gibt,
der solche Zustände ausrecht erhielte, ohne gegen
sein eigenes Menschlichkeitsgesühl zu verstoßen.' Ich
gebe daher, soweit ich in der Lage war, den Herrn
Minister aus diese Zustände an den Bundeslehr-
anstnlten in Oberösterrcich aufmerksam zu machen,
der Erwartung Ausdruck, daß der Herr Minister
alles veranlassen wird, um aus diesem Gebiete
Remedur zu schaffen, einerseits was die Besetzung
des Direktorpostens an der Staatsgewerbeschule iu
Linz betrifft, anderseits was den Schulbau in
Ebensee anbelangt. Wir würden, soweit die Be-
völkerung itnb die Schüler in Betracht kommen,

uns bamlt begnügen, wenn es nur vor allem
gelänge, daß Werkstätten an dieser Anstalt erbaut
würden; denn durch die Gewinnung der Werkstätten
würde es schon möglich sein, das; eine vorläufige
Erleichterung eintritt.

Ich glaube, meine Herren, damit schließen:
zu können, daß ich sage: Wenn bis dato, besonders
von den bürgerlichen Parteien behauptet worden ist,
daß uns nur die Arbeit retten kann, so sage ich
zzhnen: Solange Sie solche Budgetziffern für- das
gewerbliche Bildungswesen einsetzen, solange werden
Sie diesen Staat nicht zu einem Industriestaat
machen, der imstande sein wird, gegen die großen
Industriestaaten, wie England und Deutschland,
konkurrenzfähig zu sein. Wir müssen doppelt bemüht
sein, unser Schulwesen gerade auf dem Gebiete des
gewerblichen Bildungswesens auszubauen, weil wir
mir dadurch jene Konkurrenzfähigkeit erreichen. Durch
die Leistungsfähigkeit des Arbeiters, durch die Hoch-
qualifiziertheit des Arbeiters wird es uns möglich
sein, diese Konkurrenzfähigkeit zu erreichen. Daher
wäre es ja eigentlich nicht nur unsere Aufgabe als
Arbeitervertreter, sondern auch Aufgabe der bürger¬
lichen Parteien, selbst in diesem Sinne zu wirken,
denn auch Ihre Wähler beklagen sich über den Zu¬
stand, der heute hier im gewerblichen Bildungs-
schnlwcsen vorhanden ist. Wir wünschen also von
dein Herrn Handelsminister, solange dieses Ressort
ihm unterstellt ist — denn wir haben ,a die volle
Überzeugung, daß das gesamte Unterrichtswesen dem
Unterrichtsamte unterstellt werden müßte —, solange
dies aber nicht der Fall ist, solange die bürgerlichen
Parteien sich nicht dazu entschließen können, sind
wir^ gezwungen, von dem Handelsminister, der dieses
Ressort derzeit zu vertreten hat, zu verlangen, daß
ans diesem Gebiete mehr geschehe. Und weil das so
ist nnd weil gerade die eminentesten Interessen der
Volkswirtschaft in diesem Budget keine Berück-
sichtigung finden, sind wir nicht in der Lage, diesem
Budget unsere Zustimmung 51t erteilen. (Beifall.)

Präsident (der während vorstehender Rede
den Vorsitz wieder übernommen hat): Zum Worte
gelangt der Herr Abgeordnete Johann Gürtler:
ich erteile ihm das Wort.

Abgeordneter Johann Gürtler: Hohes
Haus! Handel, Gewerbe und Industrie gehören zu
jenen Kapiteln des Bundesvoranschlages, welche int
Bnndesbudget meist stiefmütterlich behandelt werden.
Und doch bilden diese drei großen Interessengruppen
drei wichtige Lebensadern in unserem Staatswesen.
Durch sie rollt besonders heute das gesamte pulsierende
Leben. Handel, Gewerbe und Industrie bilden nebst
dem bäuerlichen Grundbesitz die wichtigste Grund¬
lage, die hauptsächlichste Einnahmsquelle für unsere
arbr'itsfrohe Bevölkerung.
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Handel und Gewerbe ist in der letzten Zeit
etwas unmodern geworden und die Experimente der
vergangenen Jahre versuchten, es dahin zu bringen,
Handel und Gewerbe überflüssig zu machen. Den
Hände! glaubte man durch die staatliche Reglemen¬
tierung und Zwangsbewirtschastung ersetzen zu
können. Zucker-, Fleisch-, Eier-, Obst- und Gemüse-
zentralen. Warenverkehrsstellen und alle möglichen
Genossenschaften schossen wie Pilze aus dem Wirt¬
schaftsboden der Nachkriegszeit hervor. Unter dem
Schutze und dem Patronat der Regierung maßten
sie sich jene Tätigkeit an, die der legitime Händler
durch Jahrzehnte besorgte. Als überflüssiges Aschen¬
brödel wurde der Händler der Friedenszeit zur
Seite gestellt und der mit staatlicher Machtvoll¬
kommenheit ausgestattete Direktor einer Zentrale
nahm seinen Sitz ein. Unser Volk hat geduldig
auch diese der sieben ägyptischen Plagen ertragen.
Doch bald hätte die von den Zentralen gemarterte
Bevölkerung sagen können: „Operation gelungen,
Patient gestorben." Die Operation war nämlich
tatsächlich gelungen; sie war sogar unglaublich rasch
und vollkommen gelungen. Dort, wo früher erfahrene
Kaufleute mit privaten Krediten arbeiteten, besorgten
es jetzt die Direktoren. Ein Direktor einer solchen
Anstalt hatte eigentlich nichts zu tun, als mit einem
Auto dahinzusauscu. Die Bevölkerung mußte es ja
bezahlen. Die Zahlung war in der Regel auch
hoch, und war sie niedrig, nun, dann wissen wir,
daß Unregelmäßigkeiten und Defraudationen auf
der Tagesordnung standen. Es war in der Tat
die Hochkonjunktur der Revolution, als alle Begriffe
umgekehrt wurden und man mit vielem Alther-
gekommenen brach. Es war die Zeit gekommen, wo
man vermeinte, dem legitimen Handel den Todes¬
stoß zu geben.

Doch die Geschichte war auch hier die richtige
Lehrmeisterin. Sie zeigt uns, daß es tatsächlich
durch Jahre gelungen war, dem Handel sein Tätig¬
keitsfeld zu entziehen. Sie lehrt uns aber, daß in
dieser Zeit die Bevölkerung am schrecklichsten litt
und daß bei einer Fortsetzung dieses unhaltbaren
Experiments das gesamte blühende Wirtschaftsleben
unseres Staates zugrunde gerichtet worden wäre.
(Zwischenrufe.)

Sv hat beim auch ein Sturm der Erbitterung
die aus dem Umsturzboden emporgewucherte Gift¬
pflanze der Zentralen hinweggefegt und es vollzieht
sich allmählich wieder die Einrenkung unseres Wirt¬
schaftslebens in das normale Geleise. (Zwischen-
rufe.) Wir wissen, daß jede Ausschweifung gefähr¬
liche Folgen hat und jedem Exzeß ein Katzenjammer
folgt. Auch unserer wirtschaftlichen Ausschweifung
blieb der Katzenjammer nicht erspart und wir leiden
heute noch unter diesem. Bei der Einbiegung in das
normale Wirtschaftsleben konnte es nämlich nicht ver¬

mieden werden, daß sich eine Reihe unlauterer und
zweifelhafter Elemente in den soliden Stand unserer
Handelsleute mengte und diesem dadurch schweren
Schaden zufügte. Das eigene Haus von unerwünschten
Mitbewohnern zu reinigen und vom eigenen Wirt¬
schaftskörper die Parasiten abzuschütteln, ist jedoch
Sache unserer angesehenen Kaufmannschaft, wobei
der Staat jede mögliche Hilfe zu gewähren hat.

Die Kaufmannschaft hat wieder Oberwasser
bekommen und mit Rücksicht auf unser Staatswesen
haben wir das größte Interesse, daß der österreichische
Kaufmann seine traditionelle Rolle ungestört erfüllen
kann. Der österreichische Kaufmann hat ein Recht,
als staatserhaltender Faktor angesprochen und in
dieser seiner Tätigkeit auch geschützt zu werden.

Ich kann nicht umhin, in diesem Zusammen¬
hänge auf das allerschärfste jene vandalischen Vor¬
gänge zn verurteilen, die sich am 1. Dezember in
Wien abgespielt haben. Die Tätigkeit des Kauf¬
mannes und der Begriff des Handels hat zur
Voraussetzung, daß das Eigentum geschützt ist.
Wenn jedoch der Kaufmann geplündert und beraubt
wird und derselbe Gefahr läuft, nicht nur bestohlen,
sondern am Ende vielleicht auch noch aufgehängt
zu werden, dann, meine sehr geehrten Frauen und
Herren, dürfen Sie sich nicht wundern, wenn die
Arbeitsfreudigkeit aufhört, wenn Kaufmann und
Unternehmer zusperren und streiken, wenn Tausende
von Arbeitern brotlos werden und unser ohnehin
so schwacher Wirtschaftskörper gänzlich verblutet.

Der Herr Bundeskanzler hat in diesem hohen
Hanse vor einigen Tagen erklärt, daß die Vorgänge
des 1. Dezember im Auslande den schlechtesten
Eindruck machten. Wie sollen wir uns aber auf¬
schwingen, wenn wir unser Ansehen dort unter¬
graben, wo wir es so dringend bedürfen? Ich
begrüße es daher, wenn der Herr Kanzler ver¬
sicherte, daß dafür vorgesorgt ist, daß sich die Vor¬
fälle des 1. Dezember nicht wiederholen können.

Ich sagte, das; mmr in der letzten Zeit ver¬
suchte, auch das Gewerbe überflüssig zu machen,
und in der Tat hörte man dem Gewerbe schon
allenthalben das Grablied singen. Es war tief be¬
dauerlich, mit welcher Kurzsichtigkeit gewisse Kreise
darangingen, einer derart großen Interessengruppe
das Lebenslicht auszublasen. Ich glaube, es war
der Herr Kollege Glöckel, der einmal sagte, daß
von einem Mittelstände keine Rede sein dürfe. Da
sich aber der sogenannte Mittelstand der Hauptsache
nach aus Vertretern des Gewerbestandes zusammen¬
setzt, so hätte dieser wohl in der Versenkung ver¬
schwinden sollen! In der Tat schien cs auch so,
als sei er- verschwunden, doch gottlob ist er wieder
auferstanden. Der Gewerbestand fügt sich heule
wieder lebendig in das Wirtschaftsbild ein und
leistet als solcher vorbildliche Arbeit.
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Wie sehr wir Ursache haben, den Gewerbe¬
stand zu fördern und ihm alle Unterstützung ange¬
deihen zu lassen, bedarf für den Kenner unserer
Verhältnisse keiner Begründung. Auf der heurigen
Wiener Messe hat der Gewerbestand Zeugnis abge¬
legt von seiner hohen Bedeutung und ich erblicke
den Erfolg dieser Messe hauptsächlich darin, daß
die weitesten Kreise des Auslandes aus die Produkte
heimischen Gewerbefleißes aufmerksam wurden. Die
Errungenschaft unseres Gewerbes ist jedoch aus dem
eigenen Rahmen herausgewachsen, der heimische
Gewerbefleiß hat sich wertvolle Wege ins Ausland
gebahnt. Diese zu begehen und auszubauen, darf
nicht locker gelassen werden. Wie die Mutter ihr
Kind, so müssen wir in unserem eigenen wohlver¬
standenen Interesse unseren Gewerbeftand wie unseren
Augapfel schützen, denn die Wege, die uns dieser
anbahnt, sind die Pfade, auf denen in unser Volks¬
vermögen hochwertige Valuta gebracht wird.

Die Gefahren, die dem Gewerbeftand für die
nächste Zukunft drohen, sind allerdings keine ge¬
rungen. Deren größte erblicke ich in der immer
mehr überhandnehmenden Geldknappheit.

Unser Gewerbe ist vor allem aus aus¬
ländische Rohstoffe angewiesen und deren Beschaffung
verschlingt heule unendliche Summen. Die Waren¬
vorräte schmelzen immer mehr und mehr, die Ge¬
schäftsleute sind ausverkauft und um die Stöße von
Papierkronen, die sie vor kurzem für die Fabrikate
erhielten, erhalten sie nunmehr nur einen verschwinden¬
den Bruchteil an Rohstoffen. Dieser Vorgang wieder¬
holt sich jedoch von einer Fabrikation zur andern
und es ist nicht wunderzunehmen, sondern nur allzu
begreiflich und verständlich, wenn hiebei der Anreiz
zur Erzeugung schwindet. Außerdem waren die
kleinen Geschäftsleute auch mancherlei Schikanen
ausgesetzt und die bnreaukratische Auslegung des
alten Preistreibcrcigesetzes hat manches zum
Schlimmen gewendet.

Durch die Verminderung der Waren- und
Rohstoffvorräte steht heute das Gewerbe um vieles
armer und widerstandsloser vor uns als früher und
auch als andere Wirtschaftszweige.

Es bedarf daher vor allem der größten
Umsicht, um zu verhindern, daß unser Gewerbe in
den Sold fremden Kapitals gelangt. Um hierin
Wandel zu schaffen, ist es angezcigt, an den
Beschluß des ehemaligen Reichsrates vom 16. De-
zember 1917 anzuknüpfen, in welchem Vorsorge
für die Schaffung eines Kredit- und Hilfsfonds
geschaffen ist, und ich glaube, daß hier ein rasches
Zugreifen nottut. Die finanzielle Unabhängigkeit
unseres Gewerbestandes ist das sicherste Mittel seiner
weiteren Entwicklung. Sie ermöglicht dem einzelnen
die Unternehmerstellung und diese wieder gibt den
Anreiz zu neuem Schaffen.

Es nluß daher, im Gegensatz zur Tendenz
unserer Industrie, in jedem Mitglied des Gewerbe-
standes, in jedem Lehrling und Gesellen die Idee
der Selbständigkeit geweckt werden und müssen die
entsprechenden Möglichkeiten geboten werden, ein
Talent zu freier Entfaltung und zur selbständigen
Wirtschastsstellung zu führen. Vieles kann hierin
noch geschehen. Ich verweise nur auf das gewerb¬
liche Lehrlingswesen und auf das gewerbliche
Bildungswesen.

Eine der wichtigsten Forderungen, die nach
Schaffung eines Gesetzes über den unlauteren Wett¬
bewerb, geht ihrer Vollendung entgegen.

In unserer Zeit hat sich der Begriff des
Wertes grundlegend geändert. Kapitalien, welche
früher ungeheure Werte darstellten, sind heute Lap¬
palien, und wertbeständig sind heute nur Erwerbs¬
quellen. Eine der für die Zukunft unseres Gemein¬
wesens wichtigsten Erwerbsquellen sind jedoch sicher¬
lich Handel, Gewerbe und Industrie. Gefährlich
lagen sie in den letzten Jahren darnieder, doch
unsere nun ausbauende Politik hat diese ruhenden
Quellen geweckt, es quillt aus ihr neues Leben.

Dem 22. Kapitel unseres Staatsvoranschlages,
welches Handel, Gewerbe und Industrie umfaßt,
ist daher in unseren Tagen erhöhte Bedeutung bei¬
zumessen, denn vom Wohl und Wehe des Handels,
des Gewerbes und der Industrie hängt zum guten
Teil auch das Wohlergehen unseres dentschöster-
reichischen Staates ab. (Lebhafter Beifall.)

Präsident: Zum Worte gelangt der Herr
Abgeordnete Zwanzger.

Abgeordneter Zwanzger: Hohes Haus!
Auf der Tagesordnung steht auch das Kapitel
„Bergwesen". Ich fühle mich veranlaßt, zu diesem
Kapitel einiges zu sagen. Ich werde mich da zunächst
mit der Aufhebung der Kohlenbewirtschaftung zu
befassen haben.

Es ist bekannt, daß nach dem Zusammenbruch,
als wir die größten Kohlenbergwerke verloren haben,
kolossaler Kvhlenmangel in Deutschösterreich herrschte,
daher man sich gezwungen sah, um die Kohle
gleichniäßig zu verteilen, die Kohle staatlich zu
bewirtschaften. Dieser Zustand ist bis zum heurigen
Synimer geblieben, wo angeblich schon Kohle aus
dem Auslande eingelangt ist und in allen Kreisen
Stimmen laut wurden, es möge endlich mit der
Kohlenbewirtschastnng aufgeräumt werden. Es hat
daher zu diesem Zwecke am 27. Juni eine Enquete
stattgcsunden, bei der alle Interessenten, Unternehmer
und Arbeiter, eingeladen wurden, ihre Stellung zur
Kohlenbewirtschastnng zu präzisieren. Die Enquete
war sich vollständig darüber klar, daß es damals
nicht möglich war, sich p entschließen, die Kohlen¬
bewirtschaftung aufzugeben, und zwar deshalb, weil
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die Lage auf dem Kohlenmarkt noch eine unklare
war. Alle haben gemeint, daß wohl die staatliche
Bewirtschaftung aus die Dauer nicht haltbar sein
werde, daß aber noch eine Zeitlang abzuwarten sei,
bis man sich mit der endlichen Aufhebung derselben
befassen werde.

Aus Grund dieser Anschauungen der Enquete,
daß die Kohlenbewirtschaftnng momentan nicht ans-
zuheben sei, hat damals das Bundesministerium
einen Erlaß hinausgegeben, worin erklärt. wurde,
daß die staatliche Kohlenbewirtschaftnng bis Ende
Februar 1922 ausrecht bleiben wird. Es wurde
dies publiziert und man war der Meinung, daß es
selbstverständlich dabei bleibt. Aber merkmürdiger-
weise hörten wir aus einmal in den Tageszeitungen
vom 6. November, daß eine Konferenz stattgesunden
habe, wo man entschieden hat, daß die Kohlen-
bewirtschastung aufzuheben sei. Obwohl der Ver-
treter der Regierung erklärt hat, daß alle Jnter-
cssenlenkreise zu dieser Konferenz geladen waren,
stelle ich fest, daß weder die Wiener Ärbeiterkammcr
noch die Organisation der Bergarbeiter geladen
waren, obwohl wir das größte Interesse hatten, bei
dieser Konferenz anwesend zu sein, um unsere
Meinung in bezug ans die staatliche Bewirtschaftung
der Kohle zu äußern. Wir haben am 27. Juni die
Erklärung abgegeben: Wir sind selbst überzeugt,
daß die staatliche Bewirtschaftung nicht zu halten
ist. Wir haben nur der Befürchtung Ausdruck ge¬
geben, daß, wenn die staatliche Bewirtschaftung auf-
hört, die Gefahr besteht — dies wurde nicht von
wir als Experten, sondern auch von den Kollegen
von der Wiener Arbeiterkammer erklärt , daß
sich ein Kartell bilden werde, welches die Preis-

, vildung zum Schaden der Konsumenten beeinflußt.
Es ist vorderhand zu einem solchen Kohlenkartell
nicht gekommen, aber es scheint doch der Fall zu
sein, daß indirekt ein solches insofern besteht, als
die steirischen Bergwerksbesitzer eine Kohlenverkaufs-
genofsenschaft gegründet haben, nwhl nur zu denn
Zwecke, behaupten sie, um den Kohlenverkaus zu
bewerkstelligen. Aber die Kohlenkonsumenten befürchten,
ganz besonders in Steiermark, daß diese Genossen¬
schaft den Zweck hat, auch auf die Preisbildung
einen Einfluß zu nehmen und Kohlenpreise zu
erstellen, die nicht gerechtfertigt sind. Das wurde
auch in den Tageszeitungen zum Ansdrucke gebracht.
Man befürchtet, daß die Preisbildung der Kohle
eine unerträgliche werden wird.

Man wird uns vielleicht den Borwurf zu
machen versuchen, daß wir durch die Kritik an der
Kohlengenossenschaft verhindern wollen, daß die
Bergwerksbesitzer bekommen, was ihnen zufolge ihrer
Auslagen gebührt. Wir sind gewiß der Meinung,
daß dem Kohlenbergbau das Recht znsteht, den Betrieb
anständig zu führen, aber wir sind auch der Meinung,
daß eine Kontrolle sein muß, die darüber wacht,

ob die Preisbildung nicht zum Schaden der Kon¬
sumenten geschieht. Deshalb bedauern wir, daß wir
bei dieser Enquete vom 4. November nicht anwesend
waren um neuerdings unseren Standpunkt zu ver¬
treten und zu verhindern, daß die Bewucherung der
Kohlenkonsumenten einen solchen Umfang annehme,
wie sie es befürchten. Ich möchte daher den Herrn
Bundesminister aufmerksam machen, daß in Zukunft,
wenn solche Fragen zur Erörterung kommen, alle
Interessentenkreise geladen werden, um ihre Meinung
in dieser Richtung zum Ausdrucke zu bringen.

Nun komme ich zu einem anderen Kapitel.
Es hat der Herr Kollege Schürff darauf hinge¬
wiesen, daß sich das Bundesministerium für Handel,
Industrie und Bauten sehr viel aus das Gesetz über
die Freischürfe zugute tut.

Ich habe schon damals, wie das Gesetz be¬
schlossen worden ist. der Befürchtung _ Ausdruck
gegeben, daß, wenn das Gesetz auch eine kleine
Besserung darstellt, doch nicht das herauskommen
wird, was wir wünschen. Daß es io gekommen^ ist,
beweist die Tatsache, daß eine ganze Reihe Frei-
schürse angemeldet sind, in oenen keine -Tätigkeit
entfaltet wird. Es wird daher wohl die Pflicht
des Bundesministeriums sein, die zuständigen Be¬
hörden zu beauftragen, daß alle bei den 3icuiu -
bergämtern angemeldeten Freischürfe einer ein¬
gehenden Kontrolle unterzogen werden, ^ob die
Schürfer ihre Pflicht erfüllen oder nicht. B'ch habe
damals beantragt, daß der Staat alle Freischürft,
die nicht entsprechend ausgenutzt werden, selbst über¬
nehmen soll, leider wurde aber dieser Antrag ab¬
gelehnt. Wenn nicht eine eingehende Kontrolle über
die Freischürfe geführt wird, so fürchte ich, daß es dazu
kommen wird — wie es schon heute geschieht
daß trotz des Gesetzes mit den vorhandenen
Freischürfen noch Schleichhandel getrieben wird.
Das Bundesministerium muß also eine strenge Kon¬
trolle veranlassen, ob die Freischürfe auch betrieben
werden oder nicht.

Nun komme ich zu den Bundesbetrieben. Wir
haben in Tirol drei Bnndesbctriebe, und zwar den
Kohlenbergbau Häring, den Kupserkiesbergbau in
Jochberg und in Brixlegg. Es wird nun behauptet,
daß die beiden Betriebe Brixlegg und Jochberg
passiv sind und wenn bisher für die dortigen Berg¬
arbeiter Lohnerhöhungen eintrcten mußten, hat man
diese Lohnerhöhungen immer aus den Betrieb Häring
gelegt — das ist ein Braunkohlenbergbau — und
die Folge davon war, daß selbstverständlich die
Braunkohlenpreise kolossal in die Höhe getrieben
wurden. Die Öffentlichkeit ist dann natürlich der
Meinung, daß die hohen Löhne der Bergarbeiter
in Häring die unmittelbare Ursache der hohen
Kohlenpreise sind. Ich habe schon bei den Lohn¬
verhandlungen als Sekretär der Bergarbeiter auf¬
merksam gemacht, daß es ein unhaltbarer Zustand
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ist, den einen Betrieb mit dem Defizit des andern
zu belasten, weil man dann nie ein klares Bild
haben wird, welches Defizit Jochberg und Brixlegg
aufweisen. Ich möchte daher wünschen, daß in
Zukunft von dieser Form Umgang genommen wird.
Wenn der Staat diese Betriebe schon führt, zürn
Beispiels Jochberg, das erst eingerichtet werden
rnüßte,^ so hat der Staat selbstverständlich die Kosten
dafür in einer anderen Form zu übernehmen und
sre nicht auf den Kohlenbergbau in Häring zu legen.

Nun möchte ich noch das Kapitel der Berg-
iuspektion streifen. Man hat in Österreich seinerzeit
und auch heute deu Reoierbergämtern die Berg-
inspektion übertragen. Schon vor dem Kriege war
die Inspektion mangelhaft, ivährend des Krieges
aber war von einer Berginspektion überhaupt nicht
we Rede. ^fta wurde uns gesagt, daß die für diesen

!i.nst bestimmten Beamten ivährend des Krieges
ganz andere Aufgaben zu erfüllen haben. Nun ' ist
aber oer Krieg zu Ende und wir nehmen wahr,^
daß trotzdem von einer intensiven Inspektion in den !
Kohlengruben absolut keine Rede ist. Ich nruß hier
open erklären, daß die Bergarbeiter gegen die Berg¬
behörden begreiflicherweise sehr mißtrauisch sind,
weil sie schon lange keinen Bergkommissär' in den
L ^nben geachen haben. Es wird uns von einer
Leite gesagt, daß die Bergbehörden keine Zeit
haben,^ da sie mit anderen Aufgaben überlastet sind.
Inwiefern das zntriffr, kann ich allerdings nicht
konstatieren, aber ich nlöchte dem Herrn Bandes-'
minister schon jagen, wenn er das Mißtrauen der
Bergarbeiter gegenüber den. Bergbehörden nicht
größer n-achen will, wird er schon die Revierberg¬
ämter ^beauftragen müssen, eine intensivere Tätigkeit
in dieser Richtung zu entfalten.

. , Anderseits ist es auch klar, daß die Berg¬
arbeiter mißtrauisch werden müssen, weil seit langen
Zähren ein Bericht über die Berginspektion in
Teutschösterreich nicht erschienen ist. Ich habe aller-
dmgs gelesen, dap der Vertreter der Regierung im
Finanzausschuß eine Erklärung abgegeben hat, er
werd- dafür sorgen, daß den Mitteilungen über den
österreichischen Bergbau, die demnächst erscheinen,
ein Bericht über die Berginspektion angereiht werden
ivll. Ich möchte aber sagen: Wenn schon ein Bericht
er,ehernen soll, so wünschen wir, daß ein ausführlicher
wcricht über dre Tätigkeit der Berginspektion zu erfolgen
habe, damit endlich den Bergarbeitern gesagt wird,
w'elche Tätigkeit die Revierbergämter in bezug ans
die Berginspektion entfaltet haben und nur einiger-
nlaßen das Mißtrauen gegen die Bergbehörden zu
beheben. Es wird ohnehin notwendig sein — und
iucmt bie Regierung sich damit nicht selber beschäf¬
tigt, so werden wir dafür sorgen —, daß ein ent¬
sprechender Gesetzentwurf über die Berginspektion
in diesem Hanse eingebracht wird. Ich möchte noch
ein anderes Kapitel streifen. Es ist eine alte Fvr-

dcrung der Bergarbeiter, die, schon seitdem die
Bruderladen existieren, mit dieser Institution absolut
nicht einverstanden sind und energisch fordern, daß
die Bruderladen ausgehoben und die Bergarbeiter-
unter bie gu schaffende Sozialversicherung gestellt
werden. Wir haben heute allerdings in der Tages¬
presse gelefen, daß ein Entwurf über die Sozial¬
versicherung angekündigt wird, respektive demnächst
im Hause eingebracht werden soll. Ist das der Fall,
so würde ich wünschen, daß diese Reform so rasch
als möglich erledigt wird, damit die Zustände bei
den Bruderladen einmal aushören. Die Verwaltung
der Bruderladen ist eine solche, daß wir damit
absolut nicht einverstanden sein können. Die Arbeiter
haben darin zwar die Zweidrittelmajorität, aber der
Vorsitzende ist immer ein Bergwerksbesitzer oder ein
Bergbeamter. Er wird einfach bestimmt und dieser
Vorsitzende übt die größte Gewalt aus die Ver-

ftvaltung aus. Es gelingt uns schwer, die Meinung
,bes Vorsitzenden zu überstimmen. Im alten Gesetze
ist auch noch ein Fehler, und zwar heißt es dort,
wenn ein statutenwidriger Beschluß vorkommt, so
kann der Vorsitzende den Beschluß sistieren. Es ist
oft der Fall, daß, wenn ein Beschluß gefaßt wird,
der Vorsitzende aufsteht und sagt, ich' sistiere den
Beschluß. Allerdings hat man das Rekursrecht, aber
man wcnß schon bei unserem Amtsschimmel, daß oft
Jahre vergehen, bis man im Reknrswege zu seinem
Rechte kommt.. Daher ist es unbedingt notwendig,

j naß endlich mit den Bruderladen aufgeräumt und
>ie Sozialversicherung geschaffen werde, um diesen
Zuständen endlich ein Ende zn bereiten.

Ich mache weiters darauf aufmerksam, daß
wir in den nächsten Tagen wieder ein Gesetz über
die Provisionszuschüsse in den Vruderladen beschließe;:
werden, das sind jene Zuschüsse, die den invaliden
Bergarbeitern gebühren, weil die normale Provision
zu niedrig ist. Die Bruderladen legen dieses Geseb.
so aus, daß sie in vielen Fällen den ärmsten Teufeln
diese Zuschüsse strittig machen und man bei den
Schiedsgerichten erst mit sie streiten muß. Ich macke
darauf aufmerksam, daß bei dem Bruderladenschieds-
gmichte in Graz nicht weniger als 37 Klagen anhängig
linb, um diesen armen Teufeln einen Zuschuß zu
verschaffen. Darunter sind Witwen, die eine Monats¬
provision von 100 K haben. (Hört!) Trotzdem
verweigert man ihnen die Zuschüsse und aus diesem.
Grunde haben wir die Berechtigung, zit verlangen,
daß mit den Bruderladen aufgeräumt werde. Gegen
diese Institution besteht ein berechtigtes Mißtrauen
und wir wünschen, daß, wenn die Vorlage über die
Sozialversicherung ins Haus kommt, sie'sobald als
möglich erledigt wird. (Lebhafter Beifall)

Präsident: Ich erteile das Wort dem Herrn
Abgeordneten Dr. Zeidler.

77. Sitzung NR I. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)54 von 66

www.parlament.gv.at



273577. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich am 15. Dezember 1921.

Abgeordneter Dr. Zeidler: Hohes Haus!
Daß sich die Zahl der Handwerker und Gewerbe¬
treibenden in den letzten Jahrzehnten nicht wesentlich
vermindert hat, ist eine Tatsache, die man sehr-
leicht bei einem Blick in die Gewerbestatistik erkennen
kann, zuwider den Lehren des Karl Marx, denen
zufolge das Handwerk schon längst hätte erledigt
sein müssen. Die Anhänger jener Lehre bestreiten
natürlich diese Tatsache nicht, erklären aber immerhin,
daß das Handwerk und das Gewerbe bloß eine
äußerst kümmerliche Existenz führen. Ich will jetzt
oie Behauptung von der Kümmerlichkeit der gewerb¬
lichen Existenz nicht weiter untersuchen, ich will nur
die Frage anfwersen, ob die Kümmerlichkeit der
handwerklichen und gewerblichen Existenz vielleicht
durch ein wirtschaftliches Gesetz bedingt ist. Und das
bestreite ich. Ich habe die feste Überzeugung, daß
cs unserem Handwerk und unserem Gewerbe gut
gehen wird, daß sie beide einer blühenden Zukunft
entgegengehen, wenn sie sich den geänderten Ver¬
hältnissen von heute anzupassen vermögen, und vor
allen: anderen, wenn sich unser Handwerk zu ver¬
edeln vermag. Das ist ja überhaupt das österreichische
Problem. Österreich wird nur dann sein, wenn es
eine Veredlungswerkstätte im großen ist. Österreich
ist nur dann in der Lage, Rohstoffe aus dein Aus¬
lande einzuführen und das muß es ja, weil es
selbst au Rohstoffen sehr arm ist —, wenn es diese
Rohstoffe in Form veredelter Arbeit ivieder cms-
sichrt. Man kann also wohl sagen, daß höchste
Qualitätsarbeit und Veredlung geradezu das öster¬
reichische Problem ist. Die Kräfte nun, die sich
bemühen, unser Handwerk nach der Veredlungs-
ricytung zu erziehen, faßt man unter dem Begriff
„ Gewerbesörderung" zusammen.

Es ist also aus dem von mir Gesagten klar,
das das oberste Ziel der Gewerbeförderung in
Österreich sein muß, unser Gewerbe zu höheren
Produktionsformen zu entwickeln, sei es nun nach
der technischen Seite, insofern man bestrebt ist,
höhere Erträge zu erzielen und vielleicht das Ge¬
werbe in der Richtung der mittleren Industrie zu
entwickeln, sei es in der Entwicklung nach der
Kunst hin, in der Betonung der künstlerischen Seite.
Dann würde es sich um die Entwicklung unseres
Handwerkes zum Kunstgewerbe handeln. In beiden
Fällen aber handelt es sich um eine Steigerung
der Qualitätsarbeit und von diesem Gesichtspunkte
aus ist es natürlich, daß die Gewerbeförderung
beim Handwerk hu engeren Sinne nicht stehen
bleiben kann. Sic wird aus der einen Seite tiefer
greisen müssen, sie wird sich aus der einen Seite
um die Heimarbeit annehmen müssen und aus der
anderen Seite wird sie auch in die Kreise der
Industrie, der mittleren Industrie eingreisen müssen,
sowohl ans technischen Gründen, um die technische
Leistung zu erhöhen, als auch in dem Bestreben,

unser Gewerbe nach dem Kunsthandwerk hin zu
erziehen.

Die Gruppen, in die man die Gewerbe¬
förderung zusammenfassen kann — ich will das nur
schlagwortartig hervorheben — sind drei: die Ge-
werbesörderung kann sich bemühen, zu belehren
das ist also die didaktische Seite —, die Gewerbe¬
förderung kann sich bemühen, wirtschaftlich das
Gewerbe zu unterstützen und zu fördern —, ich
denke da au Maschinen, an Kredite usw. — und
die dritte Gruppe, um die es sich handelt, sind die
vielen Maßnahmen der Gesetzgebung, die ja so tief
in das Leben von Handwerk und Gewerbe ein¬
schneiden. Alle drei Gruppen, die didaktische Gruppe,
die wirtschaftliche Gewerbesörderung und bic Maß¬
nahmen der Gesetzgebung versprechen natürlich nur
dann einen Erfolg, wenn sie in einen gewissen
Zusammenhang gebracht und nach bestimmten Richt¬
linien getätigt werden.

Es läßt sich gar nicht bestreiten, daß in
Österreich für die Gewerbefördernng sehr viel
geschehen ist, Hervorragendes geschehen ist und fort¬
während sehr viel geschieht. Allein, wenn man sich
mit dieser Materie eingehender beschäftigt, wenn
man die Betriebe selbst besichtigt und insbesondere
wenn man sich mit der Literatur der Gewerbe-
förderimg auseinandergesetzt hat, wird man sich
nicht dem Eindruck entziehen können, daß die Früchte
unserer Gewerbeförderung noch viel reicher wären,
wenn es die Verwaltung seit jeher verstanden hätte,
die gesamten Gewerbeförderungsbestrebungen unseres
ganzen Staates einheitlicher zufaunnenzufaffen, als
das leider bis jetzt geschehen ist. Ich will Sie zum
Beispiel nur aus folgendes ausmerksanr machen. Die
Kreise, die sich mir der Gewerbeförderung im
engeren Sinne befassen, seien es nun amtliche
Stellen oder seien es Beiräte, haben fast gar keine
Beziehung zu dem großen Gebiete der gesetzgeberischen
Maßnahmen. Ans der andern Seite ■— ich führe
ein anderes Beispiel an — ist die so außerordentlich
wichtige Angelegenheit der Förderung des gewerb¬
lichen Nachwuchses ans zwei verschiedene Ministerien
verteilt, einerseits aus das Ministerium für Handel
und Gewerbe, Industrie und Bauten, aus der andern
Seite auf das Ministerium für soziale Verwaltung.
Ich glaube schon, daß natürlich zwischen den beiden
Ministerien in der Sache Beziehungen bestehen
werden, allein vielfach und das wissen wir auch
und können mir durch Belege Nachweisen — gehen
doch diese beiden Ministerien ohne irgendeine
Fühlung aneinander vorbei oder wenigstens neben¬
einander her. '

Ein weiterer Beleg für die Uneinheitlichkeit
unserer Gewerbeförderung ist die bekannte Tatsache,
daß manche Gewerbezweige sehr reich, sehr gut,
sagen wir wenigstens durch didaktische Veranstal¬
tungen gefördert werden, ja manchmal von mehreren
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Stellen zugleich, während es sich wieder in leider
ziemlich vielen Fällen Zeigt, daß sehr wichtige Ge¬
werbe, ganze Gewerbezweige jeder didaktischen Förde¬
rung vollkommen entbehren. Das ist doch ein Bewe-s
einer gewissen Planlosigkeit, die Zu bedauerlichen
Folgen führen muß. Ferner habe ich aus dem ein¬
gehenden Studium unserer Gcwerüesördcrungs-
bestrebnngen im ganzen Staate den Eindruck ge¬
wonnen, daß auch in den Ländern die Gewerbe-
sörderungsbeftrebungen einen sestereu Sammelpunkt,
einen festeren Mittelpunkt haben müßten, als 'es
heute der Fall ist, um in wichtigen Fragen, zum
Beispiel bezüglich gewisser Kursveranstaltungen für
Länder mit wirtschaftlich ähnlichem oder gleichem
Aufbau ich denke zum Beispiel an die Frage
der Nutzbarmachung kleiner Wasserlüufe — plan¬
mäßig Vorgehen zu können. Nur dann, wenn auch
in den Ländern ein solcher Mittelpunkt vorhanden
ist, wird das Optimum, das Maximum der Gewerbe¬
förderung herausgeholt werden können.

Besonders deutlich zeigt sich mir die Not¬
wendigkeit straffer Zusammenfassung, straffer Organi¬
sation unserer ganzen Gewerbeförderung in der be¬
dauerlichen, eigentlich unbegreiflichen Tatsache, daß
beute die Gewerbefördernng nicht ein einziges
Zentralorgan besitzt. Es har in alten Zeiten 'ein
Zentralvrgan gegeben, von dem ich sagen nniß, daß
es glänzend gewesen ist; das sind die Annalen der
Gewerbeförderung. Ich bin so glücklich, sie selbst in
ureiner Bibliothek zu besitzen. Es war mir immer
eine Freude, ein solches Heft in die Hand, zu be¬
kommen; darin waren Aufsätze, die, wie ich glaube,
durch ganz Europa gegangen sind. Es sind darin
Aufsätze des alten Exner gewesen, glänzende Aus¬
sätze, nur glaube ich, daß sich diese Annalen der
Gewerbeförderung an einen höchst gebildeten Kreis
gewendet haben. Ich kann mir nicht vorstellen, daß
diese Auseinandersetzungen von einem einfachen *
Handwerker, einem einfachen Gewerbetreibenden auch
nur im entferntesten begriffen worden wären. Diese
Annalen sind eingegangen; wir haben sie seit langen
Zähren ich glaube seit fünf oder sechs Jahren —
nicht mehr. Es ist kein Ersatz geschaffen worden.
Wir besitzen heute, was sehr zu bedauern ist, kein
Zentralorgan der Gewerbefördernng, das in der
Lage wäre,, befruchtend ans die Fachpresse ein-
zuwirken. Überhaupt muß man erklären, daß die
überaus wichtige publizistische Belehrung, die Be¬
lehrung von Handwerk und Gewerbe durch das ge¬
schriebene Wort in unserem Bundesstaate verhältnis-
-näßig ganz spärlich vertreten ist. In dieser Hinsicht
wäre es wünschenswert, wenn die Regierung eine
Änderung zum Besseren herbeizusühren verstünde.
Ich weiß wohl, daß manches geschieht, auch in
bezug ans Belehrung, auf publizistische Einwirkung,
besonders was das gewerbliche Fortbildungswesen
anbelangt, das heute sehr scharf und mit Recht un¬

günstig beleuchtet wurde, in dem viele Mängel zu
verzeichnen sind. Aber viele Vorarbeiten gerade für
diesen Zweig würden bei entsprechender Erweiterung
und strafferer Organisation auch für andere Zweige
des Unterrichtes ausgenutzt werden können. Es ist
ja vielleicht überhaupt möglich, daß man mit Hilfe
einer reichen Publizistik für gewerbliche Kreise die
ganze Volkserziehung mehr in der Richtung des
Handwerkes leiten könnte, und das wäre ja doch
ein Ziel, das aufs innigste zu wünschen wäre. Ich
werde zum Schluffe noch ein Wort darüber sprechen,
wie gut das Znströrnen zum Geloerbe aus andern
sehr stark überfüllten Berufen ist, und da könnte
die Presse ohne Zweifel bedeutend v'iel mehr leisten,
als sie heute leistet.

Österreich ist in vieler Hinsicht, was die Ge-
werbesördcrnng anlangt, vorbildlich. Die Gewerbe¬
fördernng ist wirklich ein Ruhmesblatt des alten
Österreichs. Ich kann zu meiner Freude sagen, daß
unsere Gewerbeförderung im Deutschen Reich überaus
anerkannt wird. Das Deutsche Reich anerkennt nicht
leicht organisatorische Bestrebungen unseres Staates,
aber hier ist man voll des Lobes. Man kann fast
kein in Deutschland geschriebenes Buch über Gewerbe-
förderung aufmachen, in dem nicht ein Loblied über
die österreichische Gewerbefördernng gesungen würde.
Das ist auch berechtigt. Ich werde dann noch ein
kurzes Wort über das Gewerbeförderungsinstitut
sprechen. Trotz alledem können wir von der reichs-
deutschen Gewerbeförderung sehr viel lernen. Die
Reichsdeutsche Gewerbefördernng hat eines voraus,
was eben das Volk im deutschen Reiche vor den,
österreichischen Volke voraus hat, und das ist die
Gabe straffer Organisation. In dieser Hinsicht
schlagen sie uns ganz bestimmt. Sie brauchen sich
nur um die Gewerbeförderung in Baden, Bapern,
Preußen und namentlich in Württemberg zu be¬
kümmern, um das, was ich jetzt gesagt habe, als
richtig zu erkennen. Die Gewerbefördernng in
Württemberg ist so straff organisiert, daß die" drei
Zweige, die ich früher angeführt habe, die Be¬
lehrung, die wirrschastliche Förderung und alle
Maßnahmen der Gesetzgebung in einer einzigen
Hand vereinigt sind. Ja, dann läßt sich natürlich
das Gewerbe fördern.

Vergessen Sie doch nicht: wäre das heute,
wv das getrennt ist, möglich? Wenn man das
Gewerbe durch Einführung, sagen wir, neuer Me¬
thoden in die Höhe bringt und wenn man aus
der andern «Seite zvllpolitische Maßnahmen trifft,
die _ das _ Gewerbe wieder sehr schwer schädigen
müssen, so werden Sie mir zugeben, daß das eine
Plus vom andern Minus wieder ausgehoben wird.
Wenn nicht alles, was das Gewerbe betrifft, ein¬
heitlich geleitet wird, wie das in Württeulberg der
Fall ist, so werden wir aus gewissen Mängeln niemals
ganz herauskommen können. Das läßt sich nicht
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bestreiten. Sicher ist, daß durch eine straffe Or¬
ganisation erst ein planmäßiges Vorgehen und
wohl auch eine ökonomische Ausnutzung aller Kräfte
ermöglicht wird. Im alten Österreich hat es ja
wohl die große räumliche Ausdehnung, aber auch
die Verschiedenheit der Denkungsart bei den ein¬
zelnen Völkern, die diesen Staat bewohnt haben,
unmöglich gemacht, Gewerbeförderung in dem von
mir gekennzeichneten Sinne zu betreiben. Heute ist
das anders geworden. Heute sind wir ein genuiner,
national geschloffener Staat mit ziemlich gleich¬
mäßigen wirtschaftlichen Verhältnissen. Sind sie
auch nicht ganz gleich, so ist doch die wirtschaftliche
Struktur im großen und ganzen in der Steiermark
so wie in Oberösterreich, sie ist einheitlich. Und nun
sind wir sehr wohl in der Lage, diesen einheitlichen
Körper straffer zu organisieren, als das bisher der
Fall gewesen ist.

In großen Umrissen stelle ich mir, um zu
zeigen, was ich mit dieser einheitlichen Zusammen¬
fassung meine, vor allem vor, es möge irgendeine
Körperschaft geschaffen werden — der Name ist
wohl ganz gleichgültig •—, in der alle Kräfte, die
irgendwie mit Gcwerbeförderung zu tun haben,
seien sie Beirate oder was immer, Sitz und Stimme
haben. Und in diesem Forum, das eigentlich ein
kleines wirtschaftliches Parlament ist, müßten alle
Anträge der Regierung, alle Anträge, die aus dem
Parlament kommen, vorberaten werden. Und dieses
Forum, dieses kleine Parlament, wie ich es nannte,
nmßte auch das Recht haben. Initiativanträge zu
stellen und an die Regierung zu richten. Das wäre
nnrklich ein einheitlicher Kristallisationspunkt und
ich glaube, daß unser Gewerbe dadurch ganz er¬
heblich gefördert würde.

Wie notwendig eine solche Zusammenfassung
ist, geht mit voller Klarheit und Deutlichkeit schon
aus der Übersicht der Stellen hervor, die sich in
unserem Bundesstaat, vielfach ohne jede Fühlung
miteinander, mit belehrenden Veranstaltungen für
Gewerbetreibende befassen. Es sind das einmal die
Gewerbe- und Fachschulen und dann das staatliche
Gewerbeförderungsinstitut. Und da sehen Sie schon,
hohes Haus, daß diese beiden letztgenannten In¬
stitute wohl zu demselben Ministerium ressortieren,
sie unterstehen beide dem Ministerium für Handel
und Gewerbe, allein sie gehören doch verschiedenen
Departements an. Ich weiß nicht, ob das organi¬
satorisch eigentlich ein richtiges Verhältnis ist. Wer
unsere österreichische Bureaukratie kennt, weiß, daß
manchmal verschiedene Departements durch eine
ebenso hohe und dichte Wand getrennt sind wie
ganze Ministerien. Wir haben dann weiter außer
diesen Instituten verschiedene Gewerbeförderungs¬
institute, die Handels- und Gewerbekammer, den
Fortbildungsschulrat, den Verein fiir technische Volks¬
bildung, die Urania und das Technische Museum.

Wir haben eine Reihe privater Fachschulen und
Genossenschaften. All das läuft nebeneinander her,
ohne sich zu kennen, ohne daß von der einen In¬
stitution zur andern auch nur eine Brücke ge¬
schlagen wäre. Das kann man doch unmöglich als
einen organisatorisch richtigen Zustand ansehen. Bei
einer strafferen Zusammenfassung wäre schon einmal
sehr viel Personal nicht nur zu ersparen, sondern
vor allem viel mehr Personal besser auszunutzen und es
wären viele Lehrmittel der einzelnen Unterrichts-
anstalteu nicht nur für eine Anstalt, sondern für
eine ganze Reihe von Anstalten zu verwenden, was
heute um so mehr ins Gewicht fällt, als ja diese
Dinge unermeßlich teuer sind.

Auch bei der Neuerrichtung von Unrerrichts-
anstalten geht man bei uns ziemlich planlos vor.
Es gibt 'eine Anzahl außerordentlich wichtiger
Gewerbegruppen, die noch heute jeder schnlmäßigen
Forderung vollständig entbehren. Das ist ein Zu¬
stand, der tief zu beklagen ist. Es drückt sich darin
eben die geringe Wertschätzung aus, die man dem
Geiste in Österreich zollt. Man hat das Handwerk
empirisch weiter arbeiten lassen und wundert sich
dann, wenn diese braven, fleißigen Leute doch nicht
recht vorwärts kommen. Man wird ihnen den Stab
sachlicher schulmäßiger Unterstützung in die Hand
drücken müssen. Ich weise auf folgendes Beispiel
hin: Es ist mir ans den Kreisen der Gewerbe¬
treibenden selbst gesagt worden, daß wir dringendst
sachlicher Lehranstalten bedürfen für das Nähr¬
mittelgewerbe, für dieses heute unermeßlich wichtige
Gewerbe, haben wir so gut wie gar nichts;
besonders für die Müllerei und Bäckerei besteht
heute keine einzige Fachschule. Für die ganze
Fleischwarenerzeugung haben wir nicht eine einzige
sachliche Schule, nichts für die Konservenerzeugung.
Das sind doch Dinge, die für unsere Volksernährung
heute außerordentlich wichtig sind, und es ist sehr
bedeutsam, ob nicht in diesen Branchen vielmehr
erzeugt werden kann. Das ist eine Lebensfrage des
ganzen Volkes. Es wäre eine außerordentlich
wichtige Sache für die Fcinlederwarenerzmgung,
die infolge des angebornen Geschmackes des öster¬
reichischen Arbeiters'Glänzendes leistet, die auch für
den Export von großer Wichtigkeit ist, wenn wir
eine sachliche Lehranstalt hätten. Es ist nicht der
Fall. Sonderbar wirkt es, daß die Holzbearbeitung,
die neben der Metallbearbeitung weitaus die wich¬
tigste Brauche des ganzen Staates ist, die einen
Aktivposten unserer Wirtschaft bedeutet, der gar
nicht hoch genug einzuschätzen ist, nur gestützt und
gefördert wird durch ein paar lokale, unbedeutende
und räumlich obendrein sehr ungünstig gelegene
Schulen.

Es dringt seit längerer Zeit aus den Kreisen
der holzbearbeitenden Unternehmer der Ruf, endlich-
eine sowohl technisch als künstlerisch leistungsfähige
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große Fachschule für das Holzgewerbe in Öster¬
reich zu errichten. Dadurch wird es möglich sein,
daß wir uns dann nicht mit Waren aus Italien
und anderen Auslandsstaaten behelfen müssen. Hier
ist sehr viel Kapital zu holen, wenn wir diese
Kräfte, die ja das nötige Rohinaterial in unseren
Wäldern besitzen, durch schnlmäßige Veranstaltungen
fördern.

Soweit ich unterrichtet bin, ist wohl die
Metallbearbeitung durch einzelne Fachschulen ge¬
fördert, allein — ich sehe, daß der Herr verehrte
Minister wir znnickt — hier muß ich korrigierend
dazu bemerken, daß meines Wissens in den Fach¬
schulen für Metallbearbeitung fast ausschließlich der
Maschinenbau und die Elektrotechnik gefördert wird.
Andere Zweige entbehren vollkommen der schul-
mäßigen Förderung. Ich nenne hier die Kunst-
schlossere:, die Spenglerei, die Baukonstrnktion und
die Gürtlerer; alles das entbehrt der fachlichen
Fortbildung vollkommen.

Die Edelmetallbearbeitung, auch eine Branche,
die für den Export sehr wichtig ist, — eine Sache,
die doch heute valutarifch von höchster Bedeutung
ist ■— entbehrt der sachlichen Schulunterstützung
fast vollkommen. Ich habe aus Kreisen ° der
Stockerauer Industrie, aber auch aus den Kreisen
der Wiener, der St. Pöltener und Wiener-Neu-
srädter metallverarbeitenden Industrie den Wunsch
gehört, daß eine Technik, die jeden Tag an Be¬
deutung gewinnt, daß doch die Blechrestentechnik
schulniäßig gelehrt werden möge. Es ist leider heute
in dieser Hinsicht noch gar nichts geschehen. An
^kürzeren Kursen fehlt cs in unseren Alpenländern
an allen Ecken und Enden. Sie werden von den
Alpenländern dringend gewünscht. Es brauchen ja
nur Wanderkurse zu sein, die sich über eine kürzere
Zeit erstrecken. Es ertönt aus diesem Kreise selbst
der Wunsch nach Klcidermacherkursen, Schuhmacher¬
kursen, Wagner- und Spenglerkursen. Sehr günstig
wäre zur möglichsten Ausnutzung unserer kleinen
Wasserkräfte eine sachliche Ausbildung oder sagen
wir eine kursmäßige Schulbildung für Wasserkraft-'
a n lagen. Ich denke hier an das Mühlenbaugewerbe.
Kärnten ist hier seinerzeit vorangegangen, in Kärnten
wurden ähnliche Kurse jahrelang abgehalten. Sie
sind eingegangen, es fehlte offenbar das Geld dafür.
Mau hat sie nicht wieder aufleben lassen.

Ans diesen Beispielen ist wohl klar und
deutlich zu ersehen, wie viel ans diesem Gebiete erst
geleistet werden muß, wie viel noch nachzuholen ist,
wie viele klaffende Lücken unserer schulmäßigen
Gewerbeförderung hier ansgefüllt werden müssen.
Natürlich wird dies nur dann möglich sein, wenn,
wie ich zu Beginn meiner Rede sagte, alle diese
Bestrebungen in gewisser Hinsicht organisatorisch
.zusammengefaßt werden.

Die staatliche Gewerbeförderung besitzt in
unserem Gewerbeförderungsinstitut ein — nicht ein.
sondern das Exekntivorgnn für die Gewerbeförderung
in den Provinzen. Das staatliche Gewerbefördernngs-
iriftttnt gehört budgetmäßig zur technischen und
wirtschaftlichen Gewerbeförderung, obwohl, wie ich
mich bei einer genauen Besichtigung dieser Anstalt
überzeugt habe, eine ganze Reihe schulmäßiger,
didaktischer Veranstaltungen mit großem Erfolge in
die Wege geleitet sind. Nun kommt leider gerade in
letzter Zeit immer häufiger aus der Provinz die
Klage an das Gewerbefördernngsamt, daß es in
seiner segenbringenden Tätigkeit in den letzten Jahren
bedeutend nachgelassen habe. Es ist auch tatsächlich
richtig, daß die Provinz, auch schon Niederösterreich,
viel weniger gefördert wird, als in den Jahren vor
den: Kriege. Nun, die Leitung des Gewerbesörde-
rungsamtes trifft hier kein Vorwurf. Ich muß ge¬
stehen, daß, wer das Gewerbeförderungsamt genau kennt
— und ich habe, wie gesagt, erst vor kurzem das
Vergnügen gehabt, mich von einem Mrnisterial-
beamten durch das Institut führen zu lassen, ich
habe die Einrichtungen genau besichtigt —wer
also dieses Institut kennt, wird wohl mit mir sagen
müssen, daß die heutige Leitung des Gewerbe-
sördernngsamtes vorzüglich ist, sie liegt in vorzüg¬
lichen Händen, in Händen, die außerordentlich
sorgsam das ihnen anvertraute Gut wahren. Es
läßt sich auch nicht bestreiten, daß die leitenden
Persönlichkeiten unseres Gewerbeförderungsinftituts
sehr gut wissen, wo der Hebel anzusetzen' ist. Ich
habe zu meiner Freude gesehen, daß neue Aufgaben,
besonders aus den: Gebiete des gewerblichen Unter¬
richts mit großem Erfolg in die Wege geleitet
werden. Allein all diese Dinge sind heute zu gering¬
fügig. Es ist. begreiflich, daß sich das Land beklagt;
denn eigentlich haben von unserem Gewerbesörde-
rungsinstltut, von unserem mustergültig eingerich¬
teten Gewerbeförderungsinstitnt, das, ich betone es
nochmals, eine der besten Aktivposten unseres Wirt¬
schaftslebens ist, doch nur die Wiener Kreise etwas.
Tie Provinz, das flache Land, auch nur Nieder¬
österreich, geschweige denn die übrigen Länder wissen
eigentlich von den Arbeiten unseres Gewerbesörde-
rungsinstituts nichts. Die Ursache, weshalb, ist ja
klar. Die Leitung des Instituts trifft hier kein
Vorwurf. Es ist einfach viel zu wenig in das
Budget eingestellt, das Gewerbefördcrungsinstitut ist
viel zu wenig reich mit finanziellen Mitteln bedacht.
Das ist der eine außerordentlich schwere Mangel
und die zweite Ursache ist die Tatsache, daß sich
das Personal unseres Gewerbeförderungsinstituks
fortwährend und namentlich in den letzten Jahren
furchtbar verringert hat, weil ja infolge des Zerfalles
Österreichs eine Menge hoch spezialisierter Kräfte
an die Sukzessionsstaaten abgegeben werden mußten.
Mit diesen geringen Mitteln und mit dem geringen
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Personal, das heute dein Institut zur Verfügung
steht, lassen sich natürlich mehr weniger nur
Wiener Kurse bestreiten. Das ist gar kein Zweifel.

Ich möchte hier einen Appell — vielleicht
dringen diese Worte aus dem Hause hinaus an
unsere Wiener Gewerbetreibenden richten. Bei
meinem Besuche, namentlich in der Kunsttischlerei,
hat mir mein Herz über die wundervollen Arbeiten
gelacht, die hier geleistet werden. Ich habe mir
gedacht, ja, da nmßte sich das Wiener Gewerbe
drängen, da müßte der Saal vollgepfropft sein.
Wenn ich auch weiß, daß die Kurse gut besucht
sind, so fürchte ich, es sind noch immer viel zu
wenige. Hier sollte man einen ganzen Strom von
Menschen durchleiten. Das wäre eine gewerbliche
Schulung nicht nur für die Gewerbetreibenden,
sondern so manchen: Beamten, der daran denkt,
sich pensionieren zu lassen, wäre es sehr nützlich,
wenn er diese wundervollen, an Kunst sehr nahe
heranreichenden Arbeiten einmal genau in Augen¬
schein nehmen würde.

Es ist ferner eine betrübende Wahrnehmung
AN machen, aus die ich die Regierung aus - das
dringendste aufmerksam mache. Ich habe mir die
sogenannten Betriebsmeister vorstellen lassen, ich
habe gesehen, daß das ausgezeichnete Menschen von
hoher Befähigung, daß das Meister sind. Ich habe
nur den Wagenbauer angesehen und ich glaube,
daß dieser Betriebsleiter Assistent au der technischen
Hochschule sein könnte, denn es ist einfach glänzend,
etwas ganz Hervorragendes, was er leistet. Das¬
selbe gilt mehr weniger, wenn auch nicht in dem¬
selben Maße, von allen diesen Kräften. Es sind
vorzügliche Leute. Aber sie haben den einen Fehler,
daß sie nicht viel jünger sind als ich. Sie sind
zwar noch in der Vollkraft ihrer Jahre, aber sie
stehen heute schon in einem Alter, daß man es für
dringend geboten erachten muß, für Nachwuchs zu
sorgen. Dieser Nachwuchs aber fehlt heute voll¬
kommen. Wenn es nicht möglich ist, die Erfahrungen
dieser Kräfte auf jüngere Kräfte zu übertragen, so
wird das ganze reiche Material ihrer eigenen Er¬
fahrung einfach verloren gehen und vor der Gefahr
stehen wir allerdings. Es ist heute notwendig, daß
wir nicht nur tüchtige Handwerker, sondern auch
Gewerbesörderer im Gewerbeförderungsinstitut er¬
ziehen und das wird geleistet werden, wenn die
Erfahrungen rechtzeitig auf jüngere Kräfte über¬
tragen werden. Es ist eine hohe Verpflichtung, die
das Ministerium für Handel und Gewerbe über¬
nommen hat, hier zum Rechten zu sehen, weil sonst
unersetzliche, uneinbringliche Werte verloren gehen.
Von allen Seiten wird ja über den Mangel an
Fachlehrern für viele Gewerbe geklagt. Hier wird
dem Gemerbeförderungsinstitut ein viel größerer
Platz in der Erziehung von Gewerbeförderern ein¬
geräumt werden müssen, als es heute der Fall ist.

Gänzlich undurchführbar ist es natürlich, die
wirtschaftliche Gewerbeförderung ohne zureichende
Geldmittel durchzuführen. Jedem von uns ist
bekannt und auch aus den älteren Berichten über
die Gewerbeförderung sieht man es klar und deutlich,
wie erfolgreiche und wie nachhaltige Folgen die
Überlassung von Maschinen, die Gewährung von
Krediten hervorgebracht haben. Mit diesen Dingen
sind wir heute sehr stark ins Hintertreffen gelangt.
Ich erinnere sie nur an die Förderung der Klein¬
industrie in unseren Alpenländern, an die Klein¬
eisenindustrie, an die Holzindustrie in unseren Alpen¬
ländern. Wie außerordentlich sind die durch kredit-
politische Mittel itnb durch Überlassung von
Maschinen gefördert worden! An diesen Dingen
mangelt es heute, denn mit den in das Budget
eingestellten Mitteln läßt sich ja hier natürlich so
gut wie nichts machen, wenn Sie an die unge¬
heuren Preise der Maschinen und sonstigen Arbeits¬
behelfe denken. Aber wenn auch die Gewerbe-
sörderung in ihrem jetzigen Umsang nicht wird auf¬
recht erhalten werden können, so ist es doch not¬
wendig, daß die wirtschaftliche Förderung dort^ichr
unterbleibt, wo es sich uni allgemeine hohe öffent¬
liche Interessen handelt. Und das liegt immer dann
vor, wenn es sich um die Einführung neuer Arbeits¬
methoden oder wenigstens solcher Arbeitsmethoden
handelt, die in Österreich viel zu spärlich vertreten
sind; das liegt dort vor, wo es sich um Unter¬
stützung gefährdeter Spezialitäten handelt; das
liegt dort vor, wo es sich um die Ver¬
besserung von Arbeitsweisen, Arbeitsmethoden
handelt; es liegt ferner bei der Unterstützung von
höchstqualifizierter Arbeit vor und schließlich liegt
diese Notwendigkeit der Unterstützung aus öffent¬
lichen Mitteln dann vor, wenn durch irgenbclne
Förderung von Hilfsgewerben eine ganze Gruppe
von Gewerben unterstützt werden kann.

Ich mache Sie zum Beispiel aufmerksam aus
die Förderung der Uhrzahnrädererzeugung; durch
diese Förderung wird das gesäurte Uhrmacher¬
gewerbe bedeutend unterstützt. Es ist möglich, daß
es in der Tischlerei dadurch geschieht, daß man die
Hobel, die Werkzeuge, die dieses Handwerk benutzt,
rationeller gestaltet. In der Hinsicht ist uns auch
das Deutsche Reich um Bedeutendes voraus. Hiefür
müssen natürlich entsprechende Mittel eingestellt
werden.

Vielfach wird sich ja die Förderung des
Handwerkes und der mittleren Industrie über¬
schneiden; allein man darf hier nicht zu engherzig
und zu ängstlich sein. Bedenken Sie doch, daß es
zwischen Hausindustrie, Handwerk und mittlerer
Industrie nur ganz fließende Grenzen gibt: da
kann ja niemand haarscharf sagen, wo das eine
beginnt und das andere aufhört. Ungarn hat in
dieser Hinsicht vielfach Vorbildliches geleistet. Seine
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»ft bespöttelte Jndustrieförderung ist auch dem
Handwerk zugute gekommen. Auch unsere Gewerbe-
sorderung wird hier nicht zu ängstlich sein und sich
keineswegs scheuen dürfen, auch in das Gebiet der
mittleren Industrie einzugreisen.

Nicht unterlassen kann ich endlich, etwas zu
erwähnen, was heute von einem Redner scharf
hervorgehoben wurde. Bei der Verteilung der
Maschinen und der Arbeitsbehelfe aus der Sach-
demobilisierung sind furchtbare Fehler begangen
worden und vielleicht ist dieses Wort noch sehr
milde. Es sind hier Fehler begangen worden, die
sich heute gar nicht mehr gut machen lassen, und
es muß in den Kreisen des Gewerbes und Hand¬
werks natürlich erbitternd wirken, wenn die Leute
sehen, wie ihre Bitten um Überlassung von
Maschinen und Arbeitsbehelfen nicht erfüllt wurden,
wie hingegen Händler ganze Lager erhalten haben.
Ich möchte hier schon an die Regierung die
dringende Bitte richten, dafür zu sorgen,' das;
wenigstens aus den Resten der Sachdemobilisierung
und vielleicht auch aus den Beständen unserer
staatlichen Jndustriewerke heute noch Handwerk und
Gewerbe möglichst reich bedacht werden. Eine ganze
Reihe von Handwerkern wird der Regierung für
diese Maßnahmen außerordentlich dankbar sein.
Das wäre nach meiner Überzeugung eine Gewerbe-
sörderung, die ebenfalls sehr nachhaltig einwirken
würde. Es ist möglich, wenn der gute Wille vor¬
handen ist. Bedenken Sie eine Einrichtung, die
wieder zeigt, wie man im Deutschen Reiche alles
geistiger anfaßt, wie man für Organisation eine
größere Begabung hat. Im Deutschen Reiche besteht
in Karlsruhe ein Jnstitnt für wissenschaftliche Be-
tricbsführung. An diesem Institut wird auch das
Handwerk und das Gewerbe gelehrt, wie es niöglichst
rationell seinen Betrieb führen kann. Man kann
nicht sagen, daß wir bei uns in Österreich gar nichts
dergleichen hätten. Unser Gewerbesördernngsinstitut
tut alles Mögliche, allein bei den früher bezeichueten
geringen budgetären Mitteln natürlich nur in un¬
vollkommener Weise. Nun ist gerade dieses Gebiet,
neue Arbeitsmethoden ausfindig zu machen, das
Handwerkzeug ergiebiger zu gestalten, aller budgetären
Forderungen würdig.

Ebenso wie bei dem sehr wesentlichen Gebiet
der Gewerbesvrderung steht es mit unserer wissen¬
schaftlichen Berufsberatung. Ich habe erst vor
wenigen Tagen einen Interessanten Vortrag eines
Dozenten an der Universität gehört. Dieser hat, um
zum Beispiel festzustellen, ob jemand als Mechaniker
eine gute Zukunft hat, erprobt, wie fein seine Hand-
nerven sind. Diese Berufserziehung ist ja bei uns
bis jetzt noch in den Kinderschuhen, es wird sich
hier Bedeutendes leisten lassen, denn es ist immerhin
"ne Möglichkeit vorhanden, daß einer, der vielleicht
eine gute Zukunft als Tischler hätte, ein Schlosser

werde. Heute ist die gewerbliche Berussförderung so
entwickelt, daß man das mit Bestimmtheit Vorher¬
sagen kann, in welcher Branche für die betreffenden
jungen Menschen eine gute Zukunft liegt. Es ist
natürlich mit der Gewerbeförderung wie in der
Landwirtschaft, man darf nicht gleich Früchte er¬
warten. Man muß erst den Boden bearbeitet haben,
dann wird er reiche Früchte tragen, und die einzige
Rettung Österreichs besteht ja — und es ist dies
auch von nrehreren Seiten dieses Hauses in der
jetzigen Debatte schon hervorgehoben worden — in
höchst qualifizierter Arbeit. Ich brauche diese meine
Worte nicht zu wiederholen.

Es liegt mir noch eines ans dem Herzen:
das Finanzministeriunl dringend 31t ersuchen, die
Mittel für unsere Gewerbeförderung reichlicher zu
gestalten und, wie ich es voriges Jahr schon in
einer Entschließung, die vom hohen Hause ange¬
nommen wurde, gesagt habe, leider vergeblich gesagt
habe, ist vor allem zu wünschen, daß die Leiter
des Gewerbeförderungsinstituts sich freier und rascher
bewegen können, daß sie über ihre budgetären Mittel
freier und rascher verfügen können. Es kann sonst
der Fall eintretep, daß Kvnjunktnren vorübergehen,
daß ein Eingreifen überhaupt nicht mehr von
Belang ist. Wenn unsere Finanzverwaltung meint,,
daß die Mittel, die heute der Gewerbeförderung
zur Verfügung gestellt werden, reichlich genug seien,
so möchte ich sie doch daraus aufmerksam machen,
sie möge einmal sehen, wieviel das Gewerbe an
Steuern vor dem Eingreifen der Gewerbeförderung
einbringt und wieviel es einbringen kann nach dem
Eingreifen der Gewerbeförderung. Es wird sich
Herausstellen, daß eine reiche Dotierung auch vorn
finanziellen Standpunkte sehr segensreich ist. Was
die größere Selbständigkeit anlangt, Null ich das
Beispiel von Nürnberg ansühren. In Nürnberg
haben wir bekanntlich ein Gewerbesördernngsinstitut..
Der Sitz der Regierung ist bekanntlich in München.
Die Regierung kommt im Jahre vielleicht ein-,,
zweimal nach Nürnberg und inspiziert das Institut.
Im großen und ganzen verfügen diese Herren des
Instituts ganz frei über ihre Mittel und sie
brauchen nicht immer ängstlich eine Anfrage an die
oberste Instanz zu richten. Das ist das, was ich
bezüglich der Gewerbeförderung vorzubringen habe.

Nun gestatten Sie mir, hohes Haus, von
dringenden und mit sehr geringen Kosten durchzu-
sührenden Maßnahmen zu sprechen, die das Gewerbe
jedenfalls bedeutend fördern werden, also von Maß¬
nahmen der Gewerbeförderung im weiteren Sinne.
Man kann unser Handwerk aus der schweren Krise,
die es ohne Zweifel durchmacht, durch administrative
Verfügungen, aber auch durch finanzpolitische Ver¬
fügungen bedeutend fördern und unterstützen. Ich
möchte die Regierung bitten, daß sie endlich die
fachmäßige Entwicklung unserer Genossenschaften

77. Sitzung NR I. GP - Stenographisches Protokoll (gescanntes Original)60 von 66

www.parlament.gv.at



274177. Sitzung des Nationalrates der Republik Österreich am 15. Dezember 1921.

strenge durchführe. In Niederösterreich steht es damit
sehr schlecht. Im ganzen politischen Bezirk Krems
zum Beispiel sieht es mit den Fach gen ossensch asten
ganz elend aus. Niederösterreich wird hier von den
Alpenländern übertroffen. Das ist ein schwerer
Mangel. Es soll eine Versachlichung der Genossen-
schasten eintreten und es wäre auch sehr wünschens¬
wert, wenn die Grenzen der Fachgenossenschaften j
scharf gezogen würden und sich aus einem Gerichts- -
bezirk 'in den andern, au-S einem politischen Bezirk
in den andern, überschnitten, das ist der Zustand
von heute und den: sollte nach meiner Überzeugung
gesteuert werden. Ich komme nun zu einem Vorschlag,
von dessen Durchführung ich glaube, daß sie die
reichsten Früchte tragen wird und leicht und ohne
besondere Kosten' gemacht werden kann.

Wenn Sie wissen, wie es in den Genossen-
schastskanzleien aussieht, dann werden Sie mir
wohl zugeben, daß die Leute ihren Ausgaben heute
einfach nicht gewachsen sind. Unsere Gesetzgebungs¬
maschine arbeitet sehr rasch und säst jede Woche fällt
ein schweres Bündel von Gesetzen herab. Mit diesen
Dingen sollen sich unsere Gewerbetreibenden aus¬
einandersetzen? Wahrlich eine Forderung, sie zu hoch
ist. Aber man kann folgendes machen: Wenn sich
unsere Fachgenossenschaften bezirksmäßig zusammen¬
schließen, wenn die Fachgenossenschaften eines poli¬
tischen Bezirkes ihre sämtlichen Kanzleiarbeiten von
einer einzigen Persönlichkeit besorgen ließen — ich
werde' gleich sagen, aus welchen Kreisen sie stammen
soll —, so würde viel bessere Arbeit geleistet
werden. Wäre es denn nicht möglich, daß man heute
manchen Steuerbeamten, manchen Beamten der
Gewerbeverwaltung aus seinem Amte für diese
Tätigkeit entnimmt? Das wäre ein vorzügliches
Mittel des Beamtenabbanes. Und ein solcher Mann,
der mit der gewerbetreibenden Bevölkerung in fort¬
währender Berührung steht, ein Verwaltungsjurist,
ein Steuerbeamter, ein Finanzbeamter, würde natürlich
viel Besseres leisten können, als jetzt aus diesem
Gebiete geleistet wird. Ich denke mir die Sache so,
daß unsere Fach gen ossensch asten ihre Kanzleiarbeiten
Zusammenlegen. Dieser Funktionär, der ans den
Beamtenkreisen kommt, könnte als ein Berufsberater
und als Steuerberater-wirken, er könnte möglicher¬
weise auch bei Kontingentsteuern die staatliche Steuer
aus die einzelnen umlegen, er könnte sie an die
Regierung abführen, es eröffnen sich mit einem
Worte eine ganze Reihe von Ausgaben für eine
solche autonome Stelle. Das würde der Regierung
nicht das geringste kosten; es würde im Gegenteil
den Säckel der Regierung entlasten, wenn eine Reihe
von Beamten ganz ruhig in Pension gehen könnten,
weil sie als autonome Funktionäre ihr gutes Fort¬
kommen hätten. Es wäre damit dem Gewerbe sehr
geholfen und es wäre auch der Regierung geholfen,
namentlich dem Finanzminister. Ich würde schon die

Regierung bitten, ihr Augenmerk aus diese Frage zu
lenken, und ich werde mir in kürzerer Zeit erlauben,
dem Hanse einen entsprechenden Antrag zu unter¬
breiten. Daß noch für kreditpolitische Dinge eine
Menge getan werden könnte, liegt vollkommen klar
aus der Hand.

Was übrigens die Bezahlung einer solchen
Persönlichkeit in dieser autonomen Stelle anlangt,
so denke ich mir seine Bezahlung natürlich durch
Gewerbeumlagen. Es gibt keinen einzigen politischen
Bezirk, in Niederösterreich wenigstens — soweit
kenne ich die Verhältnisse aus dem Augenschein —,
indem die Gewerbetreibenden nicht durch Umlagen,
sagen wir vier bis sieben Millionen heute aus-
bringen könnten. Das werden sie auch sehr gerne
aufbringen, wenn sie dann eine so hochqualifizierte
Persönlichkeit haben, die natürlich ihre Ausgabe ganz
anders erfüllen wird, als es jetzt der Fall ist. Es
wäre sehr zu begrüßen, wenn die Regierung folgendes
täte: Sobald unsere Gewerbetreibenden, unsere gewerb¬
lichen Korporationen, sagen wir für Rohstoffe, für
die Beschaffung von Maschinen gewisse Gelder anf-
bringen, sollte die Finanzverwaltung denselben Betrag,
gegen niedere Verzinsung selbstverständlich, noch dazu
legen, gegen die volle Garantie des Warenbesitzes,
des Maschinenbesitzes der Korporation. Verloren
gehen könnte hier gar nichts. Das wäre sicher eine
Gewerbeförderung, die auch segensvoll wirken würde.

Zum Schlüsse habe ich mir noch vorgenommen,
ganz kurz ans eine wichtige Tatsache aufmerksam
zu machen. Wir haben heute große Wasserbau¬
projekte, sie werden dem Staate Milliarden und
Milliarden kosten und wir haben ein kleines Amt,
die Wasserbauversuchsanstalt, die um ihren weiteren
Bestand ringt. Das Budget ist so geringfügig, daß
der Leiter dieses Amtes nicht einmal in der Lage
ist, sich ein Maschinfräulein zu halten und trotzdem
— bedenken Sie — werden alle diese großen
Projekte, in denen ein großer Teil unseres Volks¬
vermögens angelegt ist, schiefgehen und dem Staate
werden schauerliche Kosten erwachsen, wenn nicht
vorher durch Versuche festgestellt ist, wie die Sache
zu machen ist. Der Staat spart also hier sehr
wenig, wenn er bei diesen Dingen spart. Ich habe
überhaupt das betrübliche Gefühl, daß man zufrieden
ist, wenn die Gewerbeinspektion, die Genossenschafts¬
instruktoren und verschiedenes andere, so auch unser
Gewerbefördernngsamt nur auf dein Papiere stehen,
wenn die einzelnen Funktionäre in gewisse Rang¬
klassen, jetzt in gewisse Besoldungsgruppen «ungeteilt
sind, wenn sie nur ihr Bureau und ihre gewisse
Nummer haben, alles andere — denkt man sich —
findet sich schon. Ob sie wirklich ins Leben ein
greisen, ob sie unser wirtschaftliches Leben gestalten,
ist dann eine Frage, die sich namentlich die Finanz¬
verwaltung vielleicht nicht ganz so angelegen sein
läßt, wie es wünschenswert wäre.
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Zum Schluß ein paar Worte, einen allgemeinen
Appell. Ich habe hier vom Beamtenabbau gesprochen.
Es gibt in manchen Berufen eine Überfüllnng und
das ist gerade in Beamtenkreisen. Es würde sehr
wünschenswert sein, wenn sich künftighin nur die
Menschen hohen Schulen zuwenden, die auch die
nötige Begabung haben. Wer aber praktische Be¬
gabung hat und wer sonst die durch die Berufs¬
beratung festgestellten Eigenschaften besitzt, soll sich
ganz ruhig dem Gewerbe zuwenden, sott Handwerker
werden und nicht fürchten, deshalb in seiner sozialen
Stellung deklassiert zu werden. Es wäre sehr gut,
wenn unser Handwerk durch die Zuströmung aus
diesen Kreisen vergeistigt würde. Es würde gar nicht
schaden, wenn jemand, der Latein und Griechisch
kann, Kunsttischler würde. Ich habe vor einigen
Monaten in der reichsdeutschen Presse gelesen, daß
ein Lehrer nach zwanzigjähriger Tätigkeit das Katheder-
ruhig verlassen und sich der Tischlerei zugewandt
hat, und heute ist er, wie ich höre, ein zufriedener,
glücklicher Mensch, wozu er es in bcn 20 Jahren
seiner Lehrtätigkeit nicht gebracht bat. Diese Zu¬
wanderung hochwertiger, gebildeter, durchgebildeter
Menschen würde auch die soziale Kluft bedeutend
schließen. Ich habe bei der Besichtigung der herr¬
lichen Erzeugnisse, namentlich des Kunstgewerbes,
im Gewerbeförderungsamte mir gedacht, daß doch
eigentlich zur Herstellung solch hoch qualifizierter
Arbeit mindestens ebenso viel Intelligenz notwendig
ist, wie für manche Arbeit - sagen wir — in
den bescheideneren kleineren Beamtenkreisen. Man
sollte hier sozial umdenken, es sollten sich auch
tüchtige Kräfte mit Liebe und Lust unserem Hand¬
werk zuwenden. Das wäre dann eine Angelegenheit
— vielleicht die letzte Angelegenheit — der Gewerbe-
förderung, die wirklich in die Tiefe greifen würde,
und danut, hohes Haus, erlaube ich mir zu schließen.
( Beifall.)

Präsident: Ich erteile das Wort dem
Herrn Abgeordneten Dr Schmidt. (Nach einer
Pause:} Der Herr Abgeordnete Dr. Schmidt ist

im Hause nicht anwesend und verliert das Wort.
Wort.'

Es gelangt der Herr Abgeordnete Bösch
AlUll Wort.'

Abgeordneter Bösch: Hohes Haus! Wenn
ich es nicht übernommen hätte, einige Worte zu
diesem Kapitel zu sprechen, so würde ich wirklich
in so vorgerückter S-nnde auf das Wort verzichten.
Verzeihen Sie mir darum, wenn ich doch Ihre
Aufmerksamkeit einige Minuten in Anspruch nehme.

Zunächst muß ich in Vertretung des Ge-
werbestandes einiges über das Gewerbe sagen. Es
ist allbekannt, daß der Gewerbestand mit zu jenen
Ständen gehört, die an den Kriegsnachwehen zu!
leiden haben. Es muß leider festgestettt werden,

daß der Gewerbestand bei den Behörden zu wenig
Beachtung findet. Tenn es kommen Gesetzentwürfe
in das Haus und zur Behandlung, von denen der
Gewerbetreibende gar nichts weiß, bis er auf einmal
von der vollendeten Tatsache steht, daß etwas Gesetz
geworden ist, daß seine Interessen besonders berühr^
ihnen aber nicht immer dient. Wenn andere Orga¬
nisationen bei der Schaffung von Gesetzen zu Rate
gezogen und gehört werden, erwartet der Gewerbe¬
stand, der zwar allerdings nicht so gut organisiert
ist wie manch anderer Stand, daß auch er, beziehungs¬
weise seine bestehenden Organisationen gehört werden.

Der Gewerbestand fordert dringend, daß das
Genossenschaftswesen einer Reform unterzogen werde.
Es soll endlich das nicht haltbare Institut der
Kolleklivgenossenschaftm verschwinden und an ihre
Slelle sollen die Fachgenossenschaften treten. Weiter
soll es nröglich sein, daß die Fachgenossenschaften
eines großen Gebietes, zum Beispiel eines Landes,
sich zu einer großen Körperschaft, gewissermaßen zu
einem Landesverband aller Fachgenossenschaften zu-
sammenschließen. Auch die Rohstoff- und Einkaufs¬
genossenschaften erfordern dringend die Beachtung
der Behörde.

Über Gewerbeförderung hat ja mein Herr
Vorredner, Parteigenosse Zeidler, sehr ausführlich
gesprochen; ich brauche also darüber nichts mehr
zu sagen. Ich will nur die erfreuliche Tatsache kon¬
statieren, daß bereits Bedeutendes geschehen ist. Die
Gewerbeförderungsinstitute haben Mittel zngesichcrt
erhalten, die sie in die Lage versetzen, ihre nutz¬
bringende Tätigkeit wieder aufzunehmen.

Über das gewerbliche Fortbildungsschulwesen
kann ich mich auch nicht mehr äußern," so sehr es
notwendig wäre, auch diese Schulen einer eingehen¬
den Würdigung der Behörden zu empfehlen.

Ver-Aber etwas rnuß ich noch über das
hältnis der Gewerbetreibenden zu den Behörden
sagen. Wenn Sie mit Gewerbetreibenden znammen-
kommen, so hören Sie nichts als Klagen und Klagen.
Immer klagt der Gewerbetreibende über die leidige
Tatiacke. daß Eingaben, Beschwerden, Gesuche,.
Bitten, die er an die Behörde richtet, oft jahrelang
auf die Erledigung warten. Ich selbst habe vor

! einiger Zeit eine Eingabe negiert, die im Jahre
1915 an das Finanzamt gelangt ist — sie ist
heute noch nicht erledigt. Und solcher Fälle könnten
wir ja viele aufzeigen. Besonders schwierig gestaltet
sich aber der Verkehr der Gewerbetreibenden mit
der Steuerbehörde. Umständlich und zeitraubend ist
die Art der Steuersassion. Ich habe schon einmal
Gelegenheit gehabt, darauf hinzuweisen, daß der
Bauer nicht weiß, wie er fatieren soll. Dasselbe
gilt auch vom Gewerbetreibenden; er weiß tatsächlich
vor lauter Tabellen, Abzügen, Anmerkungen usw.
nicht, wie er seine Fassiorsi zu machen hat. Weiters
ist es ein großer Übelstand — und es ist damit

(
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auch die Dringlichkeit der Verwaltungsreform be¬
gründet —, das; der Gewerbetreibende wegen jeder
Bagatelle zur obersten Behörde gehen muß.

Ich tonnte Ihnen da Fälle erzählen von
Rekursen, von Beanstandungen, die einfach haar-
sträubend sind und deutlich beweisen, daß es dringend
notwendig wäre, daß endlich die Verwaltungsreform
durchgeführt wird. Da ich aber das hohe Haus
nicht länger in Anspruch nehmen will, kann ich
darüber nicht weiter ausholen.

Ich muß weiter noch das eine sagen, daß die
Gewerbetreibenden außerordentlich darüber klagen,
daß sie infolge der sich überstürzenden Neuerungen
und Vorschriften kaum imstande find, sich von Woche
zu Woche oder von 14 Tagen zu 14 Tagen den
Zahltag ihrer Gehilfen ausznrechnen. Da sind un¬
gezählte Abzüge zu machen, Krankenkasse, Arbeits¬
losenversicherung, Arbeiterkaminer, Gehilfenumlagen
usw. usw., heute so, das nächste Mal anders. Der
Gewerbetreibende kraut sich in den Haaren und
weiß nicht, wie er es machen soll. Stundenlanges
Studium entzieht ihn der werktätigen Arbeit, weil
alle diese Sachen so kompliziert sinv. Und was ihm
am meisten Unannehmlichkeiten macht, das sind die
Bestimmungen, welche rückwirkende Kraft haben. So
ist es ihm unmöglich, zu kalkulieren, und die Ver¬
hältnisse, die sich im bunten Wechsel überstürzen,
machen ihn unsicher, daß er gegen das Preistreibcrei-
gesetz verstoßen könnte. Und so konunt es nicht
selten vor, daß der Gewerbetreibende, ohne daß er¬
es eigentlich selbst merkt, zurückwirtschastct. Er kann
dann schließlich seine Rohstoffe und sein Inventar
nicht mehr nachschaffen. Der Gewerbestand fühlt sich
von oben itnb unten bedrückt, von oben durch die
Bnreaukratie, die nicht notwendig wäre, durch die
Umständlichkeit des Verkehrs mit den Behörden,
und von unten durch die Arbeiterorganisationen.
Diese greifen in seine Verhältnisse ein, sie bringen
es zustande, daß zwischen Meister und Gesellen,
zwischen Meister und Lehrling nicht mehr jenes
familiäre Verhältnis herrscht, das zur gedeihlichen
Entwicklung notwendig wäre. Die Organisation läßt
nicht zu, daß der Beeister, selbst wenn seine Gesellen
damit einverstanden sind, über die Zeit hinaus
arbeitet — zu Zeiten wie vor Weihnachten, oder
wenn er Saisonarbeiten machen muß — darf er
seine Werkstätte nicht eine Viertelstunde länger offen
halten, sonst kommt er mit der Behörde in Konflikt.
Jeine Arbeiter wären einverstanden, aber die
Organisation läßt es nicht zu, weil sie über den
Achtstundentag mit unbegreiflicher Ängstlichkeit strenge
wacht. Wir sinv auch nicht grundsätzliche Gegner!
des Achtstundentages, aber die Gewerbetreibenden
meinen, es wäre nicht notwendig, daß mau den
Achtstundentag auch dann so streng und unbedingt
fordert, wenn diejenigen, die das Recht aus ihn

j haben, damit einverstanden sind, daß er ausnahmS-
! weife nicht eingehalten wird.

Es wäre weiter zu erwähnen, daß das Ge¬
werbe in verschiedener Beziehung schutzbedürftig ist.
Lange schon warten die Gewerbetreibenden auf da-:-
Gesetz gegen den unlauteren Wettbewerb, sie erwarten
ein Gesetz, daß das geistige Eigentum, schützt: ein
Musterschutzgesetz, sie erwarten ein Gesetz, das die
Alters- und Erwerbsunfähigkeitsversicherung be¬
inhaltet — bis heute vergebens; dringend ist zu
hoffen, daß all dies bald komme.

Auch in den Krankenkassen har der Gewerbe¬
treibende nicht jenen Einfluß, beit er fordern muß.

Ich Hütte noch daraus hinzuweisen, daß die
Gewerbetreibenden an der Grenze unter besonders
schwierigen Verhältnissen arbeiten müssen. Es wäre
dringend zu wünschen, daß ein Weg gesunden werden
konnte, der es den Gewerbetreibenden ermöglicht,
Waren, die im Inland nicht zu haben sind, aus
dem Auslande zu beziehen und das ohne viele
Umstände machen zu können. Es wäre vielleicht
möglich, auch im Warenverkehr eine Zone zu
schaffen, wie wir sie bei der Briespost im Nah-
verkehre haben.

Ich muß mich vom Gewerbe wegwenden und
will noch ein Wort über ein Gebiet verlieren, das

i von der Behörde leider nicht in entsprechendem
Maße beachtet wird. Es ist das unsere Industrie,
insbesondere unsere Vorarlberger Stickereiindustrie.
Sie beschäftigt den Hauptteil der Bewohner des
Landes und ich kann Ihnen ihre Bedeutung für
das Land und den Staat am allerbesten dadurch
zum Ausdruck bringen, daß ich Ihnen sage: Unsere
Industrie ist imstande, obwohl sie sich nur über das
kleine Land Vorarlberg erstreckt, eine Ausfuhrziffer
von 50 Millionen Schweizer Franken zu erzielen.
Es ist eine Exportindustrie und muß es sein, denn
der Jnlandsmarkt kommt als Verbraucher nicht in
entsprechendem Maße in Betracht, weil er nicht
aufnahmsfähig genug ist. Wien ist als Abnehmer
nud Handelsplatz heute leider nicht solid genug,
der Zwischenhandel liegt vielfach in zu schlechten
Händen. Die Stickerei muß sich daher den Weg in
die Welt suchen und sie will das und kann das mir
eigenen Fachleuten tun, sie braucht dazu nicht den
polnischen Juden und nicht den Wiener Juden.
Aber gerade das scheint der Umstand zu sein, warum
ihr die notwendige Unterstützung nicht zuteil wird.
Der Einspruch der Wiener und polnischen Juden
scheint es zustande zu bringen, daß sie mißachtet
wird, obwohl sie die vorher erwähnte Bedeutung hat.

Beweis für ihre Mißachtung ist der Umstand,
daß mit der Tschecho-Slowakei, mit Jugoslawien
und Rumänien in letzer Zeit Haudelsübereinkommeu
getroffen wurden, in welchen ganz auffallend einseitig
nur die Jutereffen der Wiener Händler berücksichtigt
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und keine Rücksichten auf die Interessen der Er¬
zeuger von Stickereien genommen wurden. Die
Transitlager in Wien, die also aus dem Auslande
stanimen und in Händen von Juden sind, können
auf Grund dieser Verträge hinaus, sie können das
Kontingent der Ausfuhr füllen und die Erzeuger
haben das Nachsehen.

Das muß anders werden. Die Behörde muß
dazu kommen, den Export zu förden, alle ansnahms-
sähigen Länder müssen für unsere Stickereien unter
den gleichen Bedingungen offenstehen, wie sie für
die einzige Konkurrentin, für die Schweiz offen¬
stehen. Dieses Ziel muß erreicht werden und das
kann nur der Fall sein, wenn die Behörde die
Industrie mehr unterstützt. Hier erwächst unseren
Handelsvertretern im Ausland eine bedeutende Auf¬
gabe. Aber leider muß ich wieder sagen: Unsere
exportfördernde Tätigkeit ist unzulänglich. Beweis
dafür folgendes: Spanien ist ein Land, das für
Stickereien in großem Maße in Betracht kommt. |
Nach Spanien sind in letzter Zeit viel Waren aus-!
geführt worden, die Industrie warfroh, dieses gute,
aufnahmsfähige Gebiet gewonnen zn haben. Nun
gelang es den Schweizer Konkurrenten, nach und
nach der spanischen Regierung förmlich die Auf¬
fassung zu suggerieren, daß es notwendig sei, für'
Waren aus valutaschwachen Ländern, aus Deutsch¬
land und Österreich, Valutazuschläge einzuheben.
Spanien hat es getan. Unsere Industrie wußte
kaum etwas davon, und als sie sich an die Wiener
Regierung um Hilfe wandte, da konnte diese ihr die
Unterstützung nicht in dem Maße gewähren, toie es
zum Bestände der Industrie notwendig gewesen
wäre. Die Valutaznschläge bestehen und die Folge
davon ist, daß Vorarlberg und unsere Industrie
nicht mehr nach Spanien ausführen kann, daß der
spanische Markt von den Schweizern bedient wird
und unsere Industrie der Arbeitslosigkeit zu ver¬
fallen droht. Diese Art der Exportförderung ist
gewiß nicht ausreichend. Ich muß allerdings an¬
erkennen, daß einzelne Beamte des Handelsministeriums
und des Ministeriums für Äußeres ihr Möglichstes
tun, der Industrie zn Hilfe zu kommen. Aber das
allein genügt nicht; uns scheint das System verfehlt,
weil es uns nicht ermöglicht, die Exportförderung
fruchtbringend zu betreiben. Und wenn die Export¬
förderung nicht gelingt, dann kommt die Arbeits¬
losigkeit in der Industrie, und wenn Arbeitslosigkeit
herrscht, dann fallen dem Staate Lasten zu, die
wir ihm nicht aufbürden möchten. Es entgehen ihm
auch eine Menge Steuern.

Eines möchte ich noch erwähnen, was auch
beweist, wie wenig die Industrie beachtet wird. Von
Innsbruck nach Wien geht heute noch immer nur
eine Telephonlinie, über die alle Gespräche aus
Tirol, Vorarlberg und der Schweiz geleitet werden
müssen. Es kann daher Vorkommen, daß man drei

Tage lang auf eine Telephonverbindung mit Wien
warten muß. Was das für den Industriellen und
Gewerbetreibenden bedeutet in einer Zeit, wo die
Krone in einem Tage vielleicht dreimal hinauf- oder
hinuntergeht, können Sie sich leicht vorstellen. Daß
diese Linie nicht ausgebaut wird, ist um so be¬
dauerlicher, als die Regierung wiederholt dazu auf-
gcfordert wurde lind selbst zugeben muß, daß sich
die Linie rentieren würde, denn bekanntlich werden
die Auslandsgespräche in Auslandsvaluta berechnet.
Aber es scheint fast, als ob unser Staat keine
Allslandsvaluta brauchte. Uns Grenzbewohnern ist
es wenigstens unbegreiflich, wie das arme Österreich
zuschauen kann, wie die Schweiz von den Auto¬
mobilen bei der Grenzabfertigung zehn Franken
verlangt, während unser armer Staat von denr mit
hochwertiger Valuta ins Land komlnenden Ausländer,
vom Schweizer, ganze 50 K fordert. Da lacht sich
der Fremde ins Fäustchen und wir rnachen uns
tatsächlich vor dem Auslande nur lächerlich.

Über die Berhältnisse zu sprechen, welche die
Balutareisenden in unserem Grenzlande Hervorrufen,
wäre sehr anregend und ich würde es gerne tun.
Ich darf es nicht, weil ich.eingangs gesagt habe,
ich wolle das Haus nicht lange aufhalten.

Ich fommc zum _ Schluffe. Ich möchte den
Vertreter des Handelsministeriums bitten, daß er
für ein energisches Handeln frei von Bnreaukratis-
mus und unter Berücksichtigung der Industriellen,
gewerblichen und handeltreibenden Interessen sorge.
(Lebhafter Beifall and Händeklatschen)

Präsident: Es ist niemand mehr znm
!Worte gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

JSu' Herren Referenten verzichten auf
! das Schlußwort.

Wir schreiten zur Abstimmung.

Ich bitte die Damen und Herren, die Plätze
j cinzunehmen.

Ich bitte die Damen und Herren, welche
jKapitel 21 mit dem vom Ausschüsse beschlossenen,
in der Drucksurte ziffermäßig angegebenen Ände¬
rungen annehmen wollen, sich von den Sitzen

!A" erheben. (Geschieht.) Angenommen.
Ich bitte die Damen und Herren, welche

Kapitel 22 ebenfalls mit den vom Ausschüsse
- beschlossenen Änderungen die Genehmigung erteilen
wollen, sich zu erheben. (Geschieht) Ange¬
nommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Ent¬
schließungen. Ich bitte mir zu erlauben, daß ich
nur auf die Nummern in der Drucksorte Hinweise.

Die Entschließungsanträge 1 und 2 sind ohne
Einspruch geblieben. Ich bitte die Damen und
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Herren, welche diese beiden Entschließungen an¬
nehmen wollen, sich von den Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Angenommen.

Wir kommen zum Anträge 5. Ich bitte die¬
jenigen Damen und Herren, welche diesen Ent¬
schließungsantrag annehmen wollen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Gegen die Entschließungsanträge 4, 5, 6, 7, 8
ist keine Einwendung erhoben worden. Ich bitte die
Damen und Herren, welche diese Anträge annehmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Angenommen.

Ich bitte die Damen und Herren, welche die
Entschließung Nummer 9 annehmen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ange¬
nommen.

Die Anträge 10 und 11 sind ohne Wider¬
spruch geblieben. Ich bitte die Damen und Herren,
welche die Punkte 10 und 11 annehmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ange¬
nommen.

Wir kommen zu Antrag 12. Ich bitte die
Damen und Herren, welche auch die Resolution 12
annehmen wollen, sich von d<m Sitzen zu erheben.
(Geschieht.) Angenommen.

Ich bitte die Damen mid Herren, welche den
Entschließungsantrag 13 annehmen wollen, sich von
den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich bitte nunmehr die Damen und Herren,
welche Kapitel 23, „Bergwesen", mit den in der
gedruckten Zusammenstellung ersichtlichen ziffer¬
mäßigen Änderungen annehmen wollen, sich von den
Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich bitte die Damen und Herren, welche die
bei diesem Kapitel vom Finanzausschüsse vorge¬
schlagenen zwei Entschließungen annehmen wollen,
sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) A n g e-
nommen.

Ich bitte nunmehr diejenigen Damen und
Herren, welche das Kapitel 24, „Bauten", mit
den vom Ausschüsse beschlossenen, in der Drucksorte
ersichtlichen ziffermäßigen Änderungen annehmen
wollen, sich von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.)
Angenommen.

Ich bitte diejenigen Damen und Herren,
welche die Entschließungen 1 und 2 zu diesem
Kapitel annehmen wollen, sich von den Sitzen zu
erheben. (Geschieht.) Angenommen.

Ich bitte nunmehr diejenigen Damen und
Herren, welche Kapitel 33, „Sozialisierung", in
der Fassung des Ausschusses annehmen wollen, sich
von den Sitzen zu erheben. (Geschieht.) Ist gleich¬
falls angenommen.

Damit ist diese Gruppe der Spezialdebatte
erledigt.

Ich breche die Verhandlung ab und
schreite zum Schluß der Sitzung.

Die Vorlage der Bundesregierung über die
Verwendung von Teilen der Gebarungs¬
überschüsse der gemeinschaftlichen Waiseu-
kassen (662 der Beilagen) werde ich dem Justiz-
ausschusse zuweisen.

Es sind Zuschriften eigelangt, in denen
die Einbringung von Vorlagen der Bundes¬
regierung angekündigt wird. Ich ersuche um Vor¬
lesung dieser Zuschriften.

Schriftführer Sever (liest):

„Auf Grund der nur von der Bundes¬
regierung erteilten Ermächtigung beehre ich mich,
den Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen
zur Hintanhaltung einer Schmälerung der
inländischen Steuerbemessungsgrundlagen
(Steuersicherungsgesetz vom Jahre 1921)
(663 der Beilagen) mit dem Ersuchen zu über¬
mitteln, diesen Entwurf als Vorlage derstBundes-
regierung der verfassungsmäßigen Behandlung zu
unterziehen.

Wien, 15. Dezember 1921.

Der Bundesminister:

Gürtler."

„Auf Grund der mir von der Bundesregierung
erteilten Ermächtigung beehre ich mich, den Ent¬
wurf eines Gesetzes, betreffend die Ergänzung
der Bestimmungen über die Voreinzahlung
der direkten Steuern (zweites Steuervor-
einzahlungsgesetz) (664 der Beilagen), mit dem
Ersuchen zu übersenden, diesen Entwurf als Vor¬
lage der Bundesregierung der verfassungsmäßigen
Behandlung zu unterziehen.

Wien, 15. Dezember 1921.

Der Bundesminister:

Gürtler."

„Auf Grund der mir von der Bundes¬
regierung erteilten Ermächtigung beehre ich mich,
den Entwurf eines Gesetzes über einige Ab¬
änderungen des IV. Hauptstückes des mit
Kundmachung vom 13. Mai 1921, B. G. Bl.
Nr. 275, wiederverlautbarten Personalsteuer¬
gesetzes (661) der Beilagen) mit dem Ersuchen
zu übersenden, diesen Entwurf als Vorlage der
Bundesregierung der verfassungsmäßigen Behandlung
.zu unterziehen.

Wien, 15. Dezember 1921.

Der Bundesminister:

Gürtler."

234
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Präsident: Ich werde diese Vorlagen,
falls gegen meinen Antrag keine Einsprache erhoben
wird, dem Finanz- und Budgetausschuß zu¬
weisen. (Nach einer Pause:) Es wird kein
Widerspruch erhoben, die Zuweisung ist erfolgt.

Die nächste Sitzung schlage ich vor für
Freitag, den 16. Dezember, 11 Uhr vor¬
mittags, mit folgender Tagesordnung:

1. Bericht des Ausschusses für soziale
Verwaltung über den Antrag der Abge¬
ordneten Rudel-Zeynek, Dr. Resch, Johann
Gürtler und Genossen (560 der Beilagen),
betreffend die Erhöhung des Zuschusses zu
den Unterhaltsbeiträgen, und über den
Antrag der Abgeordneten Proft, Sever und
Genossen (590 der Beilagen) auf Erhöhung
der Unterhaltsbeitrüge (632 der Beilagen).

2. Bericht des Ausschusses für soziale
Verwaltung über den Antrag der Abgeord¬
neten Rudel-Zeynek, Schlesinger, Stradal
und Genossen (615 der Beilagen), betreffend
Zuschüsse aus Bundesmitteln zur Aufbesse¬
rung der Besoldung der privaten Fürsorger
und Fürsorgerinnen (633 der Beilagen).

3. Bericht des Ausschusses für soziale
Verwaltung über die Vorlage der Bundes¬

regierung (643 der Beilagen), betreffend die
Erhöhung der Teuerungszulagen zu Unfalls¬
renten (634 der Beilagen).

4. Bericht des Ausschusses für soziale
Verwaltung über den Antrag der Ab¬
geordneten Zwanzger, Baumgärtel, Muchitsch,
Schlager und Genossen (513 der Beilagen), be¬
treffend die Regelung der Zuschüsse zu den
Provisionen der Bergwerksbruderladen
(633 der Beilagen).

5. Bericht des Ausschusses für soziale
Verwaltung über den Antrag der Ab¬
geordneten Pick, Allina, Baumgürtel,
Smitka und Genossen (608 der Beilagen) auf
Abänderung der VII. Novelle zum Kranken¬
versicherungsgesetz (660 der Beilagen).

6. Fortsetzung der Spezialdebatte über
den Bundesvoranschlag und das Bundes¬
finanzgesetz für das Jahr 1922 (628 der
Beilagen).

Wird gegen meinen Vorschlag eine Ein¬
wendung erhoben? (Nach einer Pause:) Es ist
nicht der Fall, mein Vorschlag ist daher ge¬
nehmigt.

Die Sitzung ist geschlossen.

Schluß der Sitzung: 7 Uhr 10 Minuten abends.

Österreichische Staatsdruckerei. 134921
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